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Der Bürgermeister war beim 
Friseur. Und beim heimischen 
Gärtner wird er mit seiner 
Frau Frühjahrspflanzen be-
sorgen. „Der Mensch funktio- 
niert nicht über Verzicht“, 
meint er gemeinsam mit Max 
Moor. Er ist dankbar, dass 
wenigstens ein paar Geschäf-
te wieder offen sind. Seite 15

5. Bayerisches InfrastrukturForum – digital, am 18.3.21:

Expertenrunde 5G und 
Mobilfunkausbau 

Anwendungsbeispiele und Argumentationshilfen  
für Bayerns Kommunen

Kommunen bilden das Bindeglied zwischen Nutzern und Be-
reitstellern der Mobilfunk- und Datennetze. Auf der einen Sei-
te suchen Kommunen in Zusammenarbeit mit den Telekommu-
nikationsunternehmen geeignete Standorte, andererseits müs-
sen sie mit Sorgen aus der Bevölkerung umgehen. Bei Themen 
wie Mobilfunk und 5G, die technisch anspruchsvoll sind und bis-
weilen emotional diskutiert werden, erfordert dies eine sachlich 
fundierte Kommunikation, die Vertrauen schafft.  

Gemeinsam mit dem Informationszentrum Mobilfunk hat die 
Bayerische GemeindeZeitung ein Programm entwickelt, das sich 
an der besonderen Position der bayerischen kommunalen Ver-
antwortlichen orientiert, rechtliche und technische Hintergrün-
de erklärt, auf Anwendungsbeispiele eingeht und für Gesund-
heits- und Umweltfragen Argumentationshilfen bietet. 

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt. Für VertreterInnen aus Kom-
munen und Behörden ist die Teilnahme kostenfrei.
Informationen, Programm und Anmeldung:
https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de  r

Prof. Dr. Ulrich Reuter und Constanze von Hassel.  r 

Auf die Sparkassen 
ist Verlass!

GZ-Interview mit Prof. Dr. Ulrich Reuter, Präsident des Baye-
rischen Sparkassenverbandes

In der kommunalen Szene ist er kein Unbekannter; im-
merhin war der neue Präsident des Bayerischen Sparkas-
senverbandes, Prof. Dr. Ulrich Reuter, unter anderem 18 
Jahre lang Aschaffenburger Landrat. Gleichzeitig ist er pro-
movierter Jurist und Professor für öffentliches Recht so-
wie Europäisches Wirtschaftsrecht und verfügt daher über 
eine langjährige Erfahrung im Finanz- und Kommunalma-
nagement. Über aktuelle Herausforderungen auf europäi- 
scher und deutscher Ebene sprach Reuter mit GZ-Chefre-
dakteurin Constanze von Hassel.  

GZ: Herr Professor Reuter, 
welche Stationen haben Sie auf 
die Aufgabe als Präsident des 
Bayerischen Sparkassenver-
bandes vorbereitet?

Reuter: Jede berufliche Sta-
tion hat auf ihre Weise dazu 
beigetragen, dass ich mich für 
die neue Aufgabe gut gerüs-
tet fühle. 30 Jahre ehren- und 
hauptamtliche Tätigkeit in der 
Kommunalpolitik helfen z.B. si-
cherlich, die Bodenhaftung zu 
wahren und auch ein Gefühl 
dafür zu haben, was Sparkas-
senkunden bewegt und was sie 
brauchen. Als ordentlich ausge-
bildeter Jurist habe ich eine gu-
te Grundlage. Außerdem war ich 
über das Amt des Landrats be-
reits in zahlreiche Gremien der 
Sparkassen-Finanzgruppe und 
ihrer Verbundpartner eingebun-
den und bin somit auch mit die-
ser Facette der aktuellen Aufga-
be betraut. Und mit Blick auf die 
Aufgabe als Präsident ist es zu-
dem sicherlich hilfreich, dass ich 
mich über den zweiten Bildungs-
weg nach vorne gearbeitet ha-
be, denn man braucht Konse-
quenz, Biss, Zielstrebigkeit und 

einen langen Atem, um in der 
Sparkassen Finanzgruppe mitge-
stalten zu können. 

GZ: Die Idee der Sparkassen 
wurde vor 200 Jahren geboren, 
um der armen und alten Be- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss virtuell:

Vorsicht mit 
Perspektive

Die bemerkenswerte Zahl von 100 Teilnehmern verzeichne-
te die jüngste Videokonferenz des KPV-Landesvorstandes 
und Hauptausschusses gemeinsam mit den CSU-Landrä-
ten und -Oberbürgermeistern sowie den KPV-Kreisvorsit-
zenden. Unter der Leitung des KPV-Landesvorsitzenden, 
Landrat Stefan Rößle, stand dabei die Bekämpfung der Co-
rona-Pandemie im Vordergrund.

Hierzu gab es einen regen Ge-
dankenaustausch mit Bayerns 
Gesundheitsminister Klaus Ho-
letschek, MdL, ehe der stellver-
tretende CSU-Generalsekretär 
Florian Hahn, MdB, seinen Blick 

der „Umsicht und der Vorsicht“. 
Man habe gemerkt, dass der 
erste Lockdown light nicht zum 
erwünschten Ergebnis geführt 
habe.

Mit dem konsequenten Kurs 

Große Geschlossenheit herrschte beim sog. 
Kommunalgipfel, bei dem sich knapp 100 
bayerische Landräte und Oberbürgermeister 
mit Kanzlerin Angela Merkel und Ministerprä-
sident Dr. Markus Söder virtuell austausch-
ten. Grundsätzlich waren sich alle Teilnehmer 
einig, dass die erzielten Erfolge im Kampf ge-
gen die Pandemie nicht durch überstürzte Lo-
ckerungen aufs Spiel gesetzt werden dürfen.

„Wir dürfen keinen dritten Lockdown ris-
kieren durch zu schnelles Öffnen“, betonte 
der Präsident des Bayerischen Landkreistags, 
Christian Bernreiter, nach der Konferenz. Laut 
Städtetagspräsident Markus Pannermayr hät-
ten die Teilnehmer jedoch die klare Bitte for-
muliert, dass Bund und Länder gemeinsam „ei-
ne glaubhafte Skizze“ entwerfen müssten, wie 
man den Weg Richtung Sommer verantwort-
lich gestalten könne.

Impfzentren werden in Bayern ausgebaut

Ihrem Ärger Luft machten die Kommunal-
politiker über die weiterhin nur langsam flie-
ßenden Finanzhilfen des Bundes sowie die 
schlechte Planbarkeit bei der Versorgung mit 
Impfstoff. Auch äußerten sie den Wunsch nach 
Kompensationen des Bundes für weggebro-
chene Gewerbesteuereinnahmen. Mit Blick 
auf die Impfungen forderten die Landräte und 
Stadtoberhäupter ebenso wie Markus Söder 

ein klares System, damit auch Haus- und Be-
triebsärzte in den Prozess eingebunden wer-
den könnten. Für Bayern kündigte Söder an, 
die Impfzentren weiter ausbauen zu wollen.

Kanzlerin Merkel hatte in der Videokonfe-
renz ihren Kurs bei Lockerungen von Coro-
na-Auflagen verteidigt. Nur bei niedrigen In-
zidenzen seien mehr Öffnungen zu vertreten, 
erklärte sie nach dpa-Informationen aus Teil-
nehmerkreisen. Die Schule habe dabei für sie 
weiterhin Priorität. Im Anschluss könnten wei-
tere Öffnungen in den Bereichen Einzelhandel, 
Veranstaltungen, Kultur und Sport klug kombi-
niert werden.

Söder für intelligente Öffnungsmatrix

Derzeit befinde sich Deutschland in einer 
„hochsensiblen Phase“ der Pandemie, stell-
te Ministerpräsident Söder fest. Er warb des-
halb für eine „intelligente Öffnungsmatrix“ mit 
einem breiten Instrumentarium, um entspre-
chend reagieren zu können. Hierzu zähle aus-
drücklich die Option, auch bei Verschlechte-
rungen schnell handeln zu können. Dazu sei es 
auch wichtig, in einer Arbeitsgruppe mit den 
angrenzenden Bundesländern ein gemeinsa-
mes Corona-Management zu vereinbaren. 
Verbunden sei dies mit der Möglichkeit, regi-
onal zu differenzieren, wenn die jeweiligen In-
fektionszahlen deutlich auseinander lägen. DK

Kommunalgipfel  
im Zeichen der Pandemie

für aber dann mit Perspektive“, 
unterstrich der Minister. Nach-
haltigkeit laute das Zauberwort.

Genaue Analysen

Wichtig sei eine genauere 
Analyse der Mutationen. Bisher 
sei dies regional unterschied-
lich. Man habe die Sequenzie-

rung hochgefahren, um eine 
bessere Datenlage zu bekom-
men. Alle Maßnahmen müss-
ten auf ihre Verhältnismäßigkeit 
geprüft werden. Dabei gehe die 
Gesundheit vor. Das sei die Ma-
xime in Bayern.

Zusätzliche Testungen sowie 
ein höherer Schutzstandard bei 
 (Fortsetzung auf Seite 2)

Staatsminister Klaus Holetschek.
 Bild: www.stmgp.bayern.de Landrat Stefan Rößle.  r

kurz auf die kommenden Bun-
destagswahlen im Herbst rich-
tete und die CSU aufforderte, 
sich im Wahlkampf vor allem 
den Herausforderungen des Kli-
mawandels zu widmen. Hierbei 
gelte es, Strategien für „ein ver-
nünftiges Zusammenspiel von 
Ökonomie und Ökologie“ zu 
kommunizieren.

Umsicht und Vorsicht

Den Scheitelpunkt überschrit-
ten zu haben, davon kann in 
punkto Corona-Pandemie frei-
lich noch nicht die Rede sein. 
Zwar zeige der bayernweite In-
zidenzwert eine gute Entwick-
lung, gleichwohl dürfe man die 
Risiken durch noch anstecken-
dere Virus-Mutationen nicht 
unterschätzen, bekräftigte Bay-
erns neuer Gesundheitsminister 
Klaus Holetschek.

Er plädierte in dieser „fragi-
len Situation“ für einen Kurs 

fahre man besser. Auf die ge-
sunkenen Inzidenzwerte nun 
mit schnellen Lockerungen zu 
reagieren, könnte das Erreichte 
verspielen. Dies wäre fatal und 
würde auch in der Bevölkerung 
zu weniger Akzeptanz führen. 
Deshalb sei es gut, „konsequent 
und entschlossen zu bleiben, da-

14. Müller-BBM Fachgespräche am 25. 3. 2021 digital:
Immissionsschutz in der  

Planungs- und Genehmigungspraxis
Die Anforderungen der TA Luft und auch die der TA Lärm und 

deren Auslegung führen immer wieder zu komplexen und her-
ausfordernden Fragestellungen bei der Zulassung von Vorhaben 
oder der Sanierung von Bestandsanlagen. 
www.muellerbbm.de/veranstaltungen/seminare-workshops/ 
14-mueller-bbm-fachgespraeche-maerz-2021-in-muenchen  r
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Wir gratulieren
ZUM 60. GEBURTSTAG

Bürgermeister Thomas Einwang 
84428 Buchbach 

am 5.3.

Bürgermeister  
Heinrich Stadlbauer  

85777 Fahrenzhausen  
am 11.3.

Bürgermeister Fritz Raab  
94146 Hinterschmiding 

am 15.3.

Bürgermeister Michael Baumann 
63763 Hösbach 

am 17. 3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Knut Morgenroth 

96274 Schneckenlohe 
am 3.3.

Bürgermeister Jürgen Sommer 
93093 Donaustauf 

am 6.3.

Bürgermeister Christian Seidl 
83567 Unterreit 

am 6.3.

Bürgermeister Jürgen Lippert 
97737 Gemünden a. Main  

am 8.3.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Carl 

96479 Weitramsdorf  
am 4.3.

Bürgermeister Stefan Fadinger 
83674 Gaißach 

am 7.3.

Bürgermeister Peter Meier  
92364 Deining Opf.  

am 15.3.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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(Fortsetzung von Seite 1)
Masken sind geeignete Maß-
nahmen, um die Öffnung von 
Schulen und Kinderbetreuungs-
einrichtungen sicher zu gestal-
ten. Hierzu haben die Staats-
ministerien für Gesundheit und 
Pflege, des Innern, für Sport 
und Integration, für Unterricht 
und Kultus sowie für Familie, 
Arbeit und Soziales laut Holet-
schek ein Testkonzept für Schu-
len, Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflegestellen und 
Heilpädagogische Tagesstätten 
erarbeitet. Auch im Bereich des 
Handels seien Konzepte unver-
zichtbar, so der Minister. Insge-
samt seien Lockerungen dort 
möglich, wo ein eventueller An-
stieg der Inzidenz auch aufge-
fangen werden könnte.

Weit fortgeschritten sind die 
Corona-Impfungen in Alten- und 
Pflegeheimen in Bayern. Auch 
beim Infektionsgeschehen in den 
Einrichtungen ist ein positiver 
Trend erkennbar. „Wir werden 
mehr Impfstoff kriegen“, mach-
te Holetschek deutlich. Im Zuge 
dessen müssten im Kampf gegen 
die Pandemie die Kapazitäten in 
den Impfzentren hochgefahren 
sowie Haus- und Betriebsärzte 
eingebunden werden.

Bayerische Impfkommission

Der Minister stellte zudem 
in Aussicht, dass Anfang März 
Schnelltests als Selbsttests zur 
Verfügung gestellt werden. Die-
se Schnelltests gäben keine end-
gültige Sicherheit, seien aber 
Teil der Strategie. Bereits kons-
tituiert hat sich inzwischen die 
neue Bayerische Impfkommis-
sion, angesiedelt am Klinikum 
der Universität München (LMU). 
Dort finden sich die notwendi-
gen Fachdisziplinen auf höchs-
tem wissenschaftlichem Niveau, 
um gegebenenfalls die medizi-
nisch-fachlich schwierigen Impf- 
entscheidungen zu fällen.

Die Bayerische Impfkommis-
sion soll, wie in der neuen Co-
ronavirus-Impfverordnung (Co-

ronaImpfV) des Bundesgesund-
heitsministeriums vorgesehen, 
sachgerechte und medizinisch 
fundierte Einzelfallentscheidun-
gen zur Impf-Priorisierung tref-
fen. Bürgerinnen und Bürger, 
die der Ansicht sind, ihre Erkran-
kung sei in der Verordnung nicht 
angemessen abgebildet, können 
hierzu einen Antrag stellen.

Einzelfallprüfungen

Damit wird eine Lücke bei 
der Impf-Priorisierung geschlos-
sen. Die Coronavirus-Impfver-
ordnung benennt zwar zahlrei-
che Krankheitsbilder, die zu ei-
ner Impfung in der jeweiligen 
Priorisierungsstufe berechtigen. 
Die Aufzählung ist jedoch nicht 
abschließend. Da auch weite-
re, teilweise seltene Krankhei-
ten ein erhöhtes Risiko für ei-
nen schweren oder tödlichen 
Krankheitsverlauf bei einer CO-
VID-19-Erkrankung bergen, be-
darf es im Einzelfall einer kon- 
kreten ärztlichen Prüfung. Die 
Bayerische Impfkommission wird 
für bisher nicht priorisierte Be-
rechtigte ein ärztliches Attest er-
stellen, mit dem sie sich zur Imp-
fung anmelden können.

Die Kommission setzt sich zu-
sammen aus dem Vorsitzenden 
Prof. Karl-Walter Jauch, emeri-
tierter ärztlicher Direktor des 
Klinikums der Uni München, 
Prof. Christian Bogdan, Rektor 
des Mikrobiologischen Instituts 
der Klinik Erlangen und Mitglied 
der STIKO, Prof. Jörg Schelling 
als Vertreter der Bayerischen 
Landesärztekammer, Susanne 
Breit-Kessler, Vorsitzende des 
Bayerischen Ethikrats, und Ed-
da Hutter, ehemalige Präsiden-
tin des Obersten Landesgerichts 
München sowie des Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshofs. 
Der Einsatz der Impfkommission 
ist zunächst bis Ende September 
befristet.

Für die Entwicklung von Medi-
kamenten gegen COVID-19 stellt 
der Freistaat Bayern 50 Millio-
nen Euro zur Verfügung, führte 

Holetschek weiter aus. Mit der 
Stärkung der Pharma- und Bio-
technologiebranche wolle die 
Staatsregierung erfolgverspre-
chende bayerische Therapiean-
sätze auf den letzten Metern zur 
Zulassungsreife unterstützen.

Das Gesundheitsministerium 
habe sich Kontingente von zwei 
der sogenannten monoklonalen 
antikörperhaltigen Arzneimit-
tel gesichert. Es handle sich zum 
einen um den Antikörper Bam-
lanivimab, der vom US-Phar-
maunternehmen Eli Lilly entwi-
ckelt wird, zum anderen um die 
die beiden gleichzeitig zu verab-
reichenden Antikörper Casiri-
vimab/Imdevimab des US-Her-
stellers Regeneron. Monoklo-
nale Antikörper werden im La-
bor hergestellt und sollen das 
Virus nach einer Infektion au-
ßer Gefecht setzen. Ein Teil der 
Arzneimittel soll an sechs Uni-
versitätskliniken in Bayern ver-
teilt werden. Krankenhäuser in 
den jeweiligen Regionen bezö-
gen dann von dort ihren Bedarf.

Fakten entscheiden 

„Wir haben viele Entscheidun-
gen gefällt im Lichte dessen, was 
das Virus uns vorgibt. Der Ge-
sundheitsschutz steht über al-
lem und wir müssen jeden Tag 
eine Bewertung vornehmen. Zu 
entscheiden aufgrund von Fak-
ten ist aus meiner Sicht verant-
wortungsvolle Politik“, machte 
der Minister deutlich. Klar sei, 
dass sich nach Corona die Her-
ausforderungen in vielen Berei-
chen weiter verstärken werden. 
Es gelte deshalb unter anderem, 
die Pflege sektorenübergreifend 
zu denken und sich mit der De-
finition der Krankenhausversor-
gung in der Region auseinander-
zusetzen. Die Kompensation von 
Gewerbesteuerausfällen stehe 
ebenso auf der Agenda wie das 
Zusammenspiel der kommunal-
politischen Ebenen untereinan-
der und die Frage, wie es in den 
(Innen-)Städten weitergehen  
soll.  DK

Hetzkampagne gegen Rößle
Zu Beginn der KPV-Sitzung gab deren Vorsitzender Stefan Röß-
le eine persönliche Erklärung zu einem Vorfall ab, der in den 
Tagen davor insbesondere in den regionalen Medien hochge-
spielt und falsch dargestellt worden war, dann jedoch auch 
überregional wüsten Niederschlag fand.

Hintergrund der Hetzkampagne war die Tatsache, dass der 
Landrat während seines Weihnachtsurlaubs gegen 16 Uhr einen 
Anruf des Chefarztes der Donauwörther Donau-Ries-Klinik des 
gKU erhielt, es gebe keine Impfwilligen mehr, er habe aber noch 
zwei Spritzen übrig, die ansonsten vernichtet werden müssten, 
weil sie an diesem Tag abliefen. Rößles Rückfrage, ob noch an-
dere Personen geimpft werden könnten oder wollten, wurde 
verneint. Mit dieser Information habe er sich ebenso wie seine 
Stellvertreterin für die Impfung entschieden, um keinen Impf-
stoff zu verschwenden. 

Aufgeheizt durch mutwillig verdrehte Berichterstattung in der 
Lokalpresse entwickelte sich über Tage eine üble und sehr be-
lastende Dynamik, die in sich zusammenfiel, als es Rößle gelang, 
den Sachverhalt richtig zu stellen. Er stehe jederzeit für Offen-
heit und Transparenz und wolle seinen Mitarbeitern ein gutes 
Vorbild sein. Deshalb habe er bei einem Treffen mit den Frak-
tionsvorsitzenden im Kreistag seine Sicht der Dinge geschildert 
und darüber hinaus eine Telefonpressekonferenz anberaumt. 
Dort habe er mitgeteilt, dass er die Regierung von Schwaben 
darum gebeten hat, eine umfassende aufsichtsrechtliche und 
disziplinarrechtliche Prüfung durchzuführen. 

Das Ergebnis dieser Prüfung liegt nunmehr vor. In einer Stel-
lungnahme der Regierung von Schwaben, die der Bayerischen 
GemeindeZeitung vorliegt, werden Stefan Rößle und seine Stell-
vertreterin Claudia Marb in allen Punkten rehabilitiert. Beiden 
sei keinerlei Fehlverhalten vorzuwerfen. Minutiös wird festge-
halten, dass niemand sonst, der rechtzeitig hätte anreisen kön-
nen, den Impfstoff haben wollte und dass das wichtige Medika-
ment umgehend verfallen wäre.

In den Chats während der Sitzung wurde klar, dass die Mit-
glieder des KPV-Landesvorstandes ihrem Vorsitzenden ihr Ver-
trauen aussprechen.  DK 

Vorsicht mit Perspektive ...

Ein Schreiben mit einer langen Unterschriftenliste für Wirtschafts-
minister Hubert Aiwanger übergab Michelaus 2. Bürgermeister 
Jochen Weber (re.) mit der Bitte um Weiterleitung an Landrat 
Christian Meißner.  Bild: Landratsamt Lichtenfels / Heidi Bauer

Klare Öffnungsperspektiven  
in Brandbriefen gefordert

Eine verbindliche Öffnungsperspektive, eindringliche Appelle 
zu mehr Gleichberechtigung und Chancengleichheit sowie zur 
Einberufung von Expertenrunden – Brandbriefe mit konkreten 
Forderungen in der Diskussion um die Möglichkeiten für Oster-
urlaub und die Beendigung des Lockdowns erreichen aktuell Mi-
nisterpräsident Markus Söder und Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger. Unter den Absendern sind Bürgermeister, Verbände, 
Einzelhändler, Unternehmer und Landräte in ganz Bayern. Söder 
warnt hingegen vor überstürzter Hektik beim Tempo der Öff-
nungen und setzt auf einen „Sicherheitspuffer“ für Mutanten in 
der Corona-Strategie.

Der Lockdown trifft vor allem 
die Tourismusregionen in Bay-
ern besonders hart. Sieben Bür-
germeister aus tourismusge-
prägten Gemeinden haben da-
her in einem Brandbrief an Mi-
nisterpräsident Markus Söder 
verbindliche Öffnungsperspek-
tiven gefordert. An dem Schrei-
ben beteiligten sich die Bürger-
meisterin von Garmisch-Parten-
kirchen sowie die Bürgermeis-
ter von Oberstdorf, Schönau 
am Königssee, Berchtesgaden, 
Ramsau, Marktschellenberg, Bi-
schofswiesen und der Verbands-
vorsitzende des Zweckverbands 
Tourismusregion Berchtesga-
den-Königsee. 

Wie tief die Gemeinden in der 
Krise stecken, belegen die Bür-
germeister im Brief mit aktuel-
len Zahlen: „Die touristischen 
Umsatzverluste in Oberstdorf 
bis Mitte März 2021 betragen 
rund 150 Millionen Euro. Nicht 
eingeschlossen sind die nicht 
getätigten Umsätze im Rahmen 
der FIS Nordischen Skiweltmeis-
terschaften Oberstdorf/Allgäu. 
Beherbergungsbetriebe, Gast-
stätten, Einzelhandel und vie-
le weitere Dienstleister gehen 
hier weitgehend leer aus – weil 
keine Zuschauer zugelassen 
sind. Allein in der Region Berg- 
erlebnis Berchtesgaden und im 
Markt Garmisch-Partenkirchen 
gibt es rund 3.000 Beherber-
gungsbetriebe, in Oberstdorf 
stehen 16.000 Gästebetten zur 

Verfügung. Zwei Drittel dieser 
Betriebe sind nichtgewerbliche 
Privatvermieter oder Ferien- 
wohnungsbesitzer, die aber, wie 
jeder andere Betrieb, Steuern 
und weitere Gebühren abfüh-
ren müssen.“

Effiziente Hygienekonzepte

In ihrem Brief fordern die Bür-
germeister die Staatsregierung 
dazu auf, „für einen raschen 
Vollzug der beschlossenen fi-
nanziellen Hilfen für die Unter-
nehmen zu sorgen.“ Denn die 
touristischen Betriebe hätten in 
den Regionen verlässliche Hygi-
enekonzepte entwickelt, die ih-
re Effizienz und Effektivität be-
reits beweisen konnten. „Wir 
sind als Regionen grundsätz-
lich bereit, destinationsspezifi-
sche Gesundheits- und Hygiene-
konzepte mit entsprechenden 
Maßnahmen zur Prävention, 
als auch für das Management 
von Verdachtsfällen und bestä-
tigten Covid-19 Fällen für unse-
re Destination systematisch und 
strukturiert auszugestalten. Da-
für benötigen wir aber auch 
die Unterstützung der Bayeri-
schen Landesregierung, indem 
beispielsweise die Kosten einer 

detaillierten Abwasseranalyse 
auf Coronaviren in allen touris-
tischen Regionen übernommen 
werden“, appellieren die Bür-
germeister im Brandbrief an den 
Ministerpräsidenten.

Lockerungen zu Ostern prüfen

Kritisch beurteilen die Bür-
germeister eine Öffnung aus-
schließlich von Beherbergungs-
betrieben. Sie geben zu beden-
ken, dass durch das Schließen 
von Ausflugszielen und der Gas-
tronomie die Urlaubsregionen 
„stark an Attraktivität“ verlieren 
könnten. Außerdem befürchten 
sie eine Abwanderung von qua-
lifiziertem Fachpersonal, wenn 
beliebte Reiseziele in unmittel-
barer Umgebung von Bayern 
früher wiedereröffnen. Die Bür-
germeister werben daher „mit 
fester Überzeugung und gro-
ßem Nachdruck dafür, ernst-
haft eine Lockerung aller Betrie-
be in der Beherbergung, Gastro-
nomie und Freizeitwirtschaft zu 
Ostern 2021 zu prüfen.“

Kritik an Ungerechtigkeit

Die Bürgermeister der Touris-
musregionen sind nicht die Ein-
zigen, die einen Brandbrief an 
die Staatsregierung adressieren 
und auf diese Weise Öffnungs-
perspektiven einfordern. Auch 
Einzelhändler und Unterneh-
men in der Gemeinde Michelau 
in Oberfranken wandten sich 
Mitte Februar mit einer Unter-
schriftenliste an Bayerns Wirt-
schaftsminister Hubert Aiwan-
ger. „Eine derartige Ungleich-

behandlung der kleinen Einzel-
händler vor Ort gegenüber den 
großen Vollsortimentern ist 
nicht nachvollziehbar. Es kann 
nicht sein, dass große Discoun-
ter Nonfood-Artikel verkaufen 
dürfen, während die kleinen 
Geschäfte vor Ort geschlossen 
bleiben, obwohl sie Hygienevor-
schriften viel besser einhalten 
könnten. Durch die Verlänge-
rung des Lockdowns wird diese 
Situation nochmals verschärft“, 
betonte Jochen Weber, der am-
tierende Zweite Michelauer Bür-
germeister. Er übergab Landrat 
Christian Meißner einen Brief 
und eine entsprechende Unter-
schriftenliste von Einzelhänd-
lern und Unternehmern aus der 
Gemeinde Michelau zur Weiter-
leitung an den Bayerischen Mi-
nister Aiwanger. 

Landrat Meißner zeigte Ver-
ständnis für den Unmut: „Die 
Unternehmen vor Ort stehen 
mit dem Rücken zur Wand – 
nicht zuletzt auch durch diese 
mehr als ärgerliche Regelung. 
Es lässt sich gut nachvollziehen, 
dass die Leute sauer sind. Hier 
muss seitens der Verantwort-
lichen in München und Berlin 
umgehend Abhilfe und mehr 
Gleichberechtigung geschaffen 
werden. Denn hier geht es um 
Existenzen!“

Appell nach Rundem Tisch

Auch der Verein zum Erhalt 
der bayerischen Wirtschafts-
kultur (VEBWK) hat sich mit ei-
nem offenen Brief an Aiwanger 
gewandt. Darin wird der Wirt-
schaftsminister aufgefordert, ei-
nen Runden Tisch mit Verbänden 
einzuberufen, um gemeinsam ei-
ne klare Öffnungsstrategie zu er-
arbeiten. „Die Forderungen der 
‚NoCovid‘-Bewegung sind defi-
nitiv nicht akzeptabel“, so VEB-

WK-Geschäftsführerin Dr. Ur-
sula Zimmermann, „wir brau-
chen echte Perspektiven für die 
Bürger und Unternehmen!“ An-
statt die Maßnahmen weiterhin 
an willkürlich gewählte Inzidenz- 
werte zu koppeln, fordert der 
Verein, beispielsweise auch die 
Belegung von Intensivstationen, 
eine Inzidenz nach Risikogrup-
pen, die Belastung des Gesund-
heitssystems sowie die Einbe-
ziehung der Sterbefälle. Zudem 
sollen vulnerable Gruppen wie 
Bewohner von Alten- und Pflege- 
heimen besser geschützt werden.

„Politik bricht Versprechen“

Der Unternehmer und CSU- 
Gewerbereferent Manfred Herz 
aus Gilching schrieb ebenfalls an 
Ministerpräsident Markus Sö-
der. Darin warnte der Kreisrat 
vor einer „Corona-Pleitewelle 
im Einzelhandel“ und bedrohten 
Existenzen auch im Landkreis 
Starnberg – selbst bei Firmen, 
die vor der Pandemie solide und 
nachhaltig aufgestellt gewesen 
und nun durch den erneut ver-
längerten Lockdown in „Schief- 
lage“ geraten seien. Der mo-
natelang angestrebte Inzidenz- 
wert 50, bei dem es endlich Lo-
ckerungen hätte geben sollen, 
sei auf 35 herabgesetzt worden, 
schreibt Herz, der auch Vorsit-
zender der CSU-Mittelstands- 
union im Landkreis ist. Damit 
habe die „Politik ohne Rücksicht 
auf breite Berufsgruppen ein 
Versprechen gebrochen“, was 
nicht die Spur von Verlässlich-
keit zeige. Herz betont, dass die 
Hygieneauflagen natürlich zu 
beachten seien und soziale Kon-
takte reduziert werden müssten. 
Aber man könne „nicht Zehn- 
tausenden von Einzelhändlern, 
Gastwirten und anderen Selbst- 
ständigen ihre Existenzgrund-

lagen und Perspektiven neh-
men“. Der Geschäftsmann ver-
langt, verhältnismäßig und nach 
Grundsätzen der Gleichbehand-
lung zu handeln. Er fordert Sö-
der auf, zu erlauben, dass spä-
testens von Mitte März an die 
Gastronomie, kulturelle Ein-
richtungen und der Einzelhan-
del mit bewährtem Hygiene-
konzept wieder öffnen dürfen, 
damit eine Verödung und bei-
spiellose Pleitewelle in der mit-
telständischen Wirtschaft ver-
hindert wird. 

Auch Christoph Winkelkötter 
von der Gesellschaft für Wirt-
schafts- und Tourismusentwick-
lung (GWT) Starnberg spricht 
von einer dramatischen Situa-
tion und einem weiteren „Na-
ckenschlag“ für die Fachhändler, 
was der Service „Click and Col-
lect“ nicht kompensieren kön-
ne. „Wir müssen es schaffen, ein 
Öffnungsszenario und einen Lo-
ckerungsplan zu entwickeln“, so 
Winkelkötter.

Sicherheit für Ostbayern

Landräte in den ostbayeri-
schen Grenzregionen fordern 
mit einem Fünf-Punkte-Konzept 
mehr Sicherheit und Perspek-
tiven für ihre Kreise. Im ganzen 
Land werde über Öffnungen ge-
sprochen, solche Perspektiven 
wünschten sich die Landräte 
auch für ihre Regionen entlang 
der tschechischen Grenze, heißt 
es im Positionspapier zum The-
ma „Sicherheit und Perspektive 
für Ostbayern“. Die vbw – Ver-
einigung der Bayerischen Wirt-
schaft e. V. begrüßt insbesonde-
re den Vorschlag, tschechische 
Grenzpendler unabhängig von 
der Systemrelevanz und unter 
der Voraussetzung eines nega-
tiven Coronatests und weiterer

 (Fortsetzung nächste Seite)
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viele Meldungen regen ei-
nen derzeit auch innerlich auf: 
Impfchaos, Pleitenwelle, Ver-
zögerungen der Hilfen, IT-Feh-
ler, Zusammenbruch der Hot-
lines usw. usw. Dazu Schulöff-
nung mal ja, mal nein und wi-
dersprüchliche Regelungen 
was, wer, wann darf? 2 plus 1 
oder doch der Aiwanger-Tisch?

Ja, es ist vieles nicht rund 
und oft auch unverständlich. 

ABER: verstellen wir uns den 
Blick nicht auf die wesentli-
chen Daten? Die Fakten sind doch: In Deutsch-
land sind die Zahlen der Corona-Toten gegen-

über vergleichbaren Ländern wie Großbritan-
nien, Frankreich oder Italien um deutlich mehr 
als die Hälfte (!) geringer. Die Fallzahlen insge-
samt sind ca. ein Viertel bis ein Drittel unter 
diesen Ländern und hier hat das Gesundheits-
wesen noch nicht aufgegeben. Auch Hochbe-
tagte erhalten einen Beatmungsplatz und das 
ortsnah. Solche Ergebnisse sind es doch, die 
das Ziel der Maßnahmen waren.

Also nicht alles ist Mist!

ABER: das ist kein Grund zur 
Zufriedenheit. Manche Rege-
lung der Corona-Verordnungen 
ist mit heißer Nadel gestrickt 
und kann von den Kommunen 
oder Betroffenen in der Sinn-
haftigkeit nicht nachvollzogen 
werden. Warum müssen Schu-
len bei Inzidenz von 100 gleich 
wieder zu machen und haben 
keine Übergangsfrist? War-
um müssen angepackte Impf- 
flaschen geleert werden, wenn 
keine Kategorie 1 Aspiranten 
mehr am Abend zur Verfügung 
stehen und können nicht an an-
dere kurzfristig vergeben wer-

den? Warum sind die Voraussetzungen für 
die Novemberhilfen so umfangreich, dass sie 
ohne fachliche Hilfe nicht bearbeitet werden 
können? 

Unser Verwaltungssystem ist an vielen Stel-
len an seine Grenzen gestoßen. In Verbindung 
mit einer Haftungs- und Regelungsdichte, 
die sich manchmal einfach widerspricht, sind 
schnelle Ergebnisse oft nicht zu erzielen. 

Nach der Krise haben wir viel auszumisten. 
Wir sollten auch jetzt in der Krise Hemmnis-
se markieren und für die Diskussion inhaltlich 
vormerken. Denn die Zeit der Bedenkenträger 
und Überregulierer wird sicher schnell wieder 
kommen.

GZ KOLUMNE
Dr. Klemens Gsell

Alles Mist?!!!

Liebe Leserinnen
und Leser,

4. März 2021

Ihr Klemens Gsell
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern

Bayerischer Städtetag zu Grundsteuer C und Digitalisierung der Schulen

Schwachstellen beheben
Ernüchterung beim Bayerischen Städtetag: Als verpasste Chance 
hat der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Straubings Ober-
bürgermeister Markus Pannermayr, den Entwurf der Staatsregie-
rung für ein bayerisches Grundsteuergesetz bezeichnet. Der Frei-
staat habe versäumt, mit einer Grundsteuer C ein Instrument zur 
Mobilisierung von Flächen zu schaffen, so Pannermayr im Rah-
men einer virtuellen Pressekonferenz.  

Wie der Vorsitzende erläuter-
te, biete die Grundsteuer C ei-
nen Ansatz, um Flächen für den 
Wohnungsbau zu mobilisieren. 
Damit könnten baureife Grund-
stücke, solange sie nicht bebaut 
sind, mit einem eigenen Hebe-
satz belegt werden. Der Bund 
habe hier eine Rechtsgrundlage 
geschaffen. Im Gesetzgebungs-
verfahren sei nun der Bayeri-
sche Landtag am Zug, damit der 
Freistaat die bundesrechtlich 
vorgesehene Möglichkeit in ei-
nem Landesgrundsteuergesetz 
umsetzt. 

Unmut in den Rathäusern

Pannermayr zufolge hat der 
Vorstand des Bayerischen Städ-
tetags „kein Verständnis für die 
kommunalferne Blockadehal-
tung, wie sie besonders Vertre-
ter der Freien Wähler im Bayeri-
schen Landtag und in der Staats-
regierung an den Tag legen. Dies 
sorgt für viel Unmut in den 
Rathäusern.“ 

Vielfach berichteten Bürger-
meisterinnen und Bürgermeis-
ter von Grundeigentümern, die 
trotz bestehendem Baurecht 
ungenutzte Baugrundstücke in 
Ortszentren bevorraten, ohne 
konkret eine Bebauung zu pla-
nen. Eine Grundsteuer C kön-
ne als Steuerungsinstrument 
gegen Bodenspekulation wir-
ken, damit Eigentümer motiviert 
werden, ungenutzte Grundstü-
cke mit Wohnungen zu bebau-
en oder an Bauinteressenten 
zu verkaufen. Mit diesem Ins- 
trument würde sich die Auswei-
sung von Bauland an Ortsrän-
dern teilweise vermeiden lassen. 
Damit könnte ein Beitrag zum 
Flächensparen geleistet werden. 

Aus Sicht des Verbandschefs 
brauchen Städte und Gemein-
den einen Werkzeugkasten mit 
mehreren Instrumenten, damit 
sie die Innenentwicklung der 
Ortszentren tatsächlich voran-
treiben können. Mit der Nut-

ser definiere keine Abgren-
zungskriterien für eine Zonie-
rung. Pannermayr: „Wenn der 
Gesetzgeber die Zonierung un-
bedingt will, muss er für Rechts-
sicherheit sorgen: Nötig wären 
klare Vollzugshinweise, um auf 
der Basis von Bodenrichtwerten 
bestimmte Wertkomponenten 
einzuführen.“

Ein klares Konzept vermisst 
der Bayerische Städtetag auch 
bei der Kostenbeteiligung für 
Systembetreuung an Schulen. 
Wie der Verbandschef deutlich 
machte, stünden die Kommu-
nen weiter zu ihrem dauerhaf-
ten Engagement. Sie gingen in 
Vorleistung und hätten sich da-
her sogar bereit erklärt, im Auf-
trag des Staates Lehrerdienstge-
räte zu beschaffen.

Das entsprechende Pro-
gramm reiche freilich nur für 
knapp zwei Drittel der Lehrer; 
der Anschaffungspreis für ein 
Lehrer-Laptop ist auf 750 Euro 
gedeckelt. Dies erscheine vie-
len Lehrkräften und IT-Fachleu-
ten zu niedrig, berichtete Pan-
nermayr aus der Praxis: „Das 
Kultusministerium hat hohe Er-
wartungen geweckt. Allerdings 
sorgen die Fakten bei Schullei-
tungen und Lehrerschaft für Er-
nüchterung.“

Ausbau der  
Systembetreuung

Wesentliche Voraussetzung 
für das Gelingen der Digitali-
sierung sei der Ausbau der Sys-
tembetreuung. Bund und Frei-
staat wollen den Kommunen 
für die Systembetreuung 155,6 
Millionen Euro bis einschließ-
lich 2024 zur Verfügung stellen. 
Für die Jahre ab 2025 habe der 
Freistaat seine Absicht erklärt, 
die Hälfte der Kosten für die Sys-
tembetreuung zu übernehmen, 
so der Städtetagsvorsitzende. 
Seiner Meinung nach waren das 
„erste Impulse, um Wegmarken 
auf der langen Strecke zur Digi-
talisierung an Schulen zu setzen. 
Für Schulen und Kommunen war 
ein positives Signal, dass sich der 
Freistaat erstmals zu seiner Mit-
verantwortung für die System-
betreuung der Digitalausstat-
tung an Schulen bekannt hat. 
Doch seit Sommer hat das Kul-
tusministerium noch immer kei-
nen Entwurf für die Umsetzung 
der Kostenbeteiligung des Frei-
staats an der Systembetreuung 
vorgelegt. Das muss nun zeitnah 
passieren.“

BayernCloud

Die vom Freistaat im Juli 2020 
ebenfalls zugesagte Bayern-
Cloud Schule soll auch die ört-
liche Systemadministration an 
den Schulen unterstützen. Im 
Entwurf des Staatshaushalts 
2021 sind dafür 47 Millionen Eu-
ro angesetzt. Pannermayr zufol-
ge sind bislang allerdings „nur 
wolkige Ankündigungen aus 
dem Kultusministerium“ gekom-
men. Es fehle ein konkreter Plan 
zur Umsetzung der einzelnen 
Schritte. Unklar sei, wann die 
BayernCloud Schule eingerich-
tet wird und welche zentralen 
Dienste in welchem Umfang für 
den Einsatz in der Praxis zur Ver-
fügung stehen werden. Tatsa-
che ist: „Solange die Cloud nicht 
kommt, behelfen sich die Schu-
len mit selbst improvisierten lo-
kalen Insellösungen.“

Die Erfahrungen mit digita-
lem Heim-Unterricht hätten im 
vergangenen Jahr gezeigt, wo 
Stärken und Schwächen liegen. 
Die größte und entscheiden-
de Schwachstelle ist nach Pan-
nermayrs Worten das fehlende 
bayernweite pädagogische Ge-
samtkonzept für die Umsetzung 
der digitalen Schule. Dieses 
Grundsatzproblem müsse der 
Freistaat endlich anpacken.   DK

Klare Öffnungs...
(Fortsetzung von Seite 2) 
Sicherheitsvorkehrungen in Ost-
bayern arbeiten zu lassen.

Söder fordert  
Sicherheitspuffer

Nach Ansicht von Minister-
präsident Söder müsse die künf-
tige Corona-Strategie von Bund 
und Ländern jedoch auch einen 
Sicherheitspuffer für Virusvari-
anten beinhalten. „Wir dürfen 
nicht die Nerven verlieren. Wir 
brauchen ein nachvollziehba-
res Konzept, das sowohl bei bes-
ser werdenden Inzidenzen Öff-
nungen vorsieht, aber auch die 
Möglichkeit der Sicherheit bie-
tet, wenn es schlechter wird“, 
sagte der CSU-Chef am 26.02. 
der Deutschen Presse-Agentur 
in München. Am 3. März will 
die Ministerpräsidentenkonfe-
renz (MPK) mit Kanzlerin Ange-
la Merkel (CDU) über das wei-
tere Vorgehen in der Pandemie 
beraten. „Die Beschlüsse der 
MPK dürfen keine Einbahnstra-
ße nur für Öffnungen sein, son-
dern sie müssen auch einen Si-
cherheitspuffer für den Fall ha-
ben, dass es durch die Mutati-
onen schlechter werden wird“, 
betonte Söder. Deswegen dür-
fe es keine überstürzte Hektik 
beim Tempo der Öffnungen ge-
ben. Diese müssten „in vernünf-
tigen und belastbaren Schrit-
ten“ erfolgen. Zudem forder-
te Söder auch für Deutschland 
ein „Schnelltestkonzept“, das 
langfristig trägt und in der Pra-
xis umsetzbar ist. Dabei ist ent-
scheidend zu klären, wie vie-
le Schnelltests in kürzester Zeit 
für Deutschland mobilisierbar 
sind“, sagte er.  red

Oberbürgermeister Markus Pan- 
nermayr. Bild: Stadt Regensburg

zung bislang unbebauter Bau-
grundstücke lasse sich das Ziel 
des Flächensparens besser er-
reichen. Kommunen benötigten 
steuerrechtliche Instrumente – 
eines der möglichen Instrumen-
te sei eine Grundsteuer C. 

Generelles Vorkaufsrecht  
für Kommunen

Darüber hinaus könne eine 
steuerliche Begünstigung zum 
Flächensparen helfen, wenn 
nicht mehr benötigte landwirt-
schaftliche Hofgrundstücke an 
Kommunen veräußert werden. 
„Hilfreich wären auch baurecht-
liche Werkzeuge, wie ein gene-
relles Vorkaufsrecht für Kom-
munen“, so Pannermayr. 

Der Gesetzentwurf der 
Staatsregierung sieht für die 
Grundsteuer B (für bebaute 
Grundstücke) ein wertunabhän-
giges Grundsteuermodell vor, 
das mit Äquivalenzzahlen arbei-
tet: 2 Cent je Quadratmeter für 
Grund und Boden, 20 Cent je 
Quadratmeter für Wohnflächen 
und 40 Cent für übrige Nutzun-
gen wie etwa Gewerbe, Hand-
werk oder Handel. Laut ers-
ten Probeberechnungen führt 
dies, so Pannermayr, zu Min-
dereinnahmen in den Städten. 
Um das aktuelle Niveau beim 
Grundsteueraufkommen halten 
zu können, müssten Kommu-
nen die Hebesätze erhöhen. Da-
her sei es erforderlich, dass der 
Gesetzgeber bereits im Grund-
steuergesetz die Äquivalenz-
zahlen höher ansetzt. 

Bürokratischer Aufwand, 
Konflikte, rechtliche Risiken

Den Vorschlag der Staatsre-
gierung, eine Zonierung für die 
Grundsteuer B – etwa nach Grö-
ßenklassen oder Zonentypisie-
rungen – als Option für Kommu-
nen über 5.000 Einwohner zu 
schaffen, lehnt der Bayerische 
Städtetag ab. Zwar betone der 
Freistaat, einfache und unbü-
rokratische Regelungen für die 
Grundsteuer schaffen zu wol-
len, jedoch sei eine Zonierung 
das Gegenteil von einfach und 
unbürokratisch, betonte Pan-
nermayr. Eine Zonierung je nach 
Stadtviertel würde in den Städ-
ten einen enormen bürokrati-
schen Aufwand verursachen. 
Dies wiederum würde heftige 
Konflikte und rechtliche Risiken 
nach sich ziehen. 

De Vorsitzende kritisierte den 
Mangel an Vorgaben und Richt-
linien im Gesetzesentwurf. Die-

Hate-Speech-Bilanz 2020 der bayerischen Justiz:

1.648 Verfahren wegen  
Hass und Hetze im Internet

Mit Oberstaatsanwalt Klaus-Dieter Hartleb ernannte Bayerns Jus-
tizminister Georg Eisenreich am 1. Januar 2020 Deutschlands ers-
ten Hate-Speech-Beauftragten. Zusätzlich wurden bei allen 22 
bayerischen Staatsanwaltschaften Sonderdezernate für die Be-
kämpfung von Hass und Hetze im Internet eingerichtet. Im Rah-
men einer Pressekonferenz gab Eisenreich nun Auskunft zu den 
bayernweiten Fallzahlen.

Wie der Minister erläuterte, 
haben die Hate-Speech-Spezia-
listen 2020 insgesamt 1.648 Ver-
fahren wegen Hate Speech ge-
führt. 1.251 Verfahren erfolgten 
gegen bekannte Beschuldigte 
und 397 gegen Unbekannt. Zum 
Stichtag 31. Dezember 2020 
wurden bereits insgesamt 245 
Beschuldigte angeklagt (116 An-
klageerhebungen inkl. Anträge 
im vereinfachten Jugendverfah-
ren, 129 Anträge auf Erlass eines 
Strafbefehls). Gegen 102 Perso-
nen erging ein Urteil oder Straf-
befehl, 94 sind bereits rechts-
kräftig. 462 Verfahren wurden 
eingestellt, z. B. mangels hinrei-
chenden Tatverdachts oder weil 
der Täter nicht ermittelbar war. 
In 941 Verfahren dauern die Er-
mittlungen an. 

Eisenreich bedankte sich bei 
den Hate-Speech-Experten: „Der 
Kampf gegen Hasskriminalität 
muss entschlossen geführt wer-
den. Die ersten Erfolge sind dem 
großen Einsatz unserer Ermittle-
rinnen und Ermittler zu verdan-
ken.“

Meinungsfreiheit dort,  
wo strafbarer Hass beginnt

Eisenreich zufolge endet die 
Meinungsfreiheit dort, wo straf-
barer Hass beginnt. Beleidigung, 
Verleumdung, Volksverhetzung 
oder das Verwenden verfas-
sungswidriger Symbole seien 
typische Straftatbestände der 
Hate-Speech. Etwa 80 Prozent 
der strafbaren Posts stammten 
aus dem rechten oder rechtsex-
tremen Spektrum. Laut Minis-
ter kann Volksverhetzung be-
reits bei Ersttätern Geldstrafen 
von 120 Tagessätzen (vier Mo-
natsgehälter) zur Folge haben – 
plus einen Eintrag ins Führungs-
zeugnis. Bei Wiederholungstä-
tern ist auch eine Freiheitsstra-
fe möglich.

Über Hate-Speech gegen 
Mädchen und Frauen werde im-
mer wieder berichtet, führte Ei-
senreich weiter aus. Prominen-
te Frauen, Journalistinnen, Poli-

tikerinnen oder andere Frauen, 
die sich öffentlich engagieren, 
würden allein wegen ihres Ge-
schlechts Opfer sexualisierter 
Beleidigungen im Internet. 

Hate-Speech gegen Frauen 
künftig gesondert erfassen

Dies sei erniedrigend und be-
schämend. Da man den Schutz 
von Mädchen und Frauen sehr 
ernst nehme, werde der Frei-
staat strafbare Hate-Speech 
gegen Frauen künftig geson-
dert erfassen. „Damit nehmen 
wir die Täter noch gezielter ins 
Visier“, so der Minister. „Ich 

möchte Mädchen und Frauen 
ausdrücklich ermutigen: Zeigen 
Sie Hasskommentare an, die Sie 
im Netz erleiden müssen.“

Urheber identifizieren

Nach Meinung Eisenreichs 
sollen künftig die Betreiber von 
sozialen Netzwerken stärker in 
die Pflicht genommen werden: 
„Facebook war oft nicht hilf-
reich. Wir können die Urheber 
von Hate-Speech nur effektiv 
verfolgen und bestrafen, wenn 
wir sie identifizieren können. 
Deshalb müssen Auskunftsersu-
chen unserer Strafverfolgungs-
behörden von Netzwerkbetrei-
bern ohne Wenn und Aber be-
antwortet werden. Nur so kön-
nen wir Hate-Speech wirksam 
bekämpfen und den Einzelnen 
und unsere Demokratie schüt-
zen.“  DK

Landeskoordinierungsstelle 
gegen Gewalt

Sozialministerin Trautner: „Gewalt hat viele Gesichter  
und kennt keine Zuständigkeitsgrenzen“

Um bestehende Hilfsangebote systemübergreifend zu vernetzen, 
richtet Bayern eine Landeskoordinierungsstelle gegen Gewalt ein. 
„Gewalt hat viele Gesichter und kennt keine Zuständigkeits- und 
Fachgrenzen. Deshalb ist es mir wichtig, dass unterschiedlichs-
te Bereiche im Sinne der Betroffenen gut miteinander vernetzt 
sind“, sagt Bayerns Sozialministerin Carolina Trautner. 

„Um Gewalt entgegenzuwir-
ken und damit es bestenfalls 
gar nicht dazu kommt, muss ein 
noch intensiverer Austausch 
zwischen Behörden und fach-
licher Praxis stattfinden.“ Die 
neu eingerichtete Landeskoor-
dinierungsstelle gegen Gewalt 
soll die Koordinierung der soge-
nannten „Istanbul-Konvention“ 
begleiten, welche sich gegen 
Gewalt an Frauen und häusli-
che Gewalt wendet. Darüber hi-
naus sieht der Bayerische Drei-
Stufen-Plan Maßnahmen ge-
gen jegliche Form von Gewalt 
vor, welche sich gegen Men-
schen unterschiedlicher sexu-
eller Identität und Orientierung 
richten.

In der Umsetzung des Drei-
Stufen-Plans zum Gewaltschutz 
und zur Gewaltprävention der 
Bayerischen Staatsregierung 
sind die Vernetzung und Ver-

zahnung von bestehenden Hil-
fesystemen zum Wohle der Be-
troffenen entscheidend. Hier-
zu gehört auch die länderüber-
greifende Zusammenarbeit auf 
institutioneller wie fachlicher 
Ebene.

Ein wichtiger Kooperations-
partner der neu eingerichteten 
Landeskoordinierungsstelle ge-
gen Gewalt wird die bereits be-
stehende landesweite Koor-
dinierungsstelle gegen häusli-
che und sexualisierte Gewalt 
an Frauen sein. „Ich freue mich 
sehr, dass die Landeskoordinie-
rungsstelle gegen Gewalt in die-
sem wichtigen Themenfeld von 
der landesweiten Koordinie-
rungsstelle gegen häusliche und 
sexualisierte Gewalt unterstützt 
und so ein wichtiger Beitrag zur 
Vermeidung von Gewalt geleis-
tet wird“, so Trautner abschlie-
ßend.  r
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ABC des kommunalen Gesundheitswesens
Das Intensivbett

Die Intensivstation gehört neben der Geburts-
hilfe und der Notaufnahme zu jenen Statio-
nen, die aus Sicht der Öffentlichkeit aus einem 
Krankenhaus nicht wegzudenken sind. Auf ihr 
werden Patienten behandelt, die nach einem 
Unfall oder als Folge einer Erkrankung beat-
met werden müssen oder deren Kreislauf in-
stabil ist und deshalb eine permanente Über-
wachung erforderlich macht. 

Neben der „klassischen“ Intensivstation (ITS) 
haben sich weitere Überwachungsstationen in 
Deutschlands Krankenhäusern etabliert, etwa 
die „IMC“ (eine Art Überwachungsstation mit 
nicht ganz so komplexen Fällen wie auf der ITS) 
oder die „Stroke Unit“ (auf der vor allem Patien-
ten mit Schlaganfällen betreut werden). 

Mediale Aufwertung

Durch die Behandlung der Corona-Patienten 
mit einem schweren Verlauf hat das Intensiv-
bett in den vergangenen zwölf Monaten eine 
massive mediale Aufwertung erfahren – nach-
dem zuvor die Politik durch zahlreiche regu-
latorische Maßnahmen damit begonnen hat-
te, diese Versorgungsform stärker einzuhegen 
und auf größere bzw. zentrale Standorte zu fo-
kussieren. Denn zum einen gab es – vor Coro-
na – recht unterschiedliche Auffassungen über 
die Belegungsquote, die notwendig ist, um ei-
ne solche Station überhaupt betreiben zu kön-
nen. Zum anderen fehlte es (und fehlt eigent-
lich auch immer noch) an ausreichend qualifi-
ziertem Personal. 

Zusätzlich hatte das Bundesministerium für 
Gesundheit eine Pflegepersonaluntergrenze 
für Intensivstationen eingeführt und diese wäh-
rend des vergangenen Jahres ausgesetzt. Inzwi-

schen ist die Regelung allerdings wieder in Kraft 
und Krankenhäuser, die die vorgeschriebene 
Personaluntergrenze nicht gewährleisten kön-
nen, müssen mit Sanktionen rechnen. 

Ebenfalls komplexitätserhöhend gestaltet 
sich der Umstand, dass für viele medizinische 
Behandlungen in den Krankenhäusern eine In-
tensivstation als „Back-Up“ vorgehalten wer-
den muss – bestimmte Eingriffe also nur vor-
genommen werden können, wenn ein entspre-
chendes Intensivbett für den Notfall vorhanden 
ist. Dies gilt freilich nicht für alle Krankenhaus-
leistungen, die Forderungen nach einem Inten-
sivbett für den Fall der Fälle erhöht jedoch vor 
allem für kleinere Krankenhäuser die Kosten 
und den Aufwand. Denn bei vielen Eingriffen 
wiederum werden Mindestmengen definiert, 
die im Jahr erreicht werden müssen, damit die 
Eingriffe überhaupt abgerechnet werden. 

Medizinisch notwendiges Aushängeschild 
versus regulatorische Maßnahmen

Damit kommt dem Bett auf der Intensivsta-
tion im Gesamtgefüge Krankenhaus eine ganz 
besondere Rolle zu: Einerseits ist es ein oftmals 
medizinisch notwendiges Aushängeschild, des-
sen Betrieb (außerhalb der Pandemie) durch-
aus teuer erkauft werden muss. Andererseits 
stehen ihm regulatorische Maßnahmen gegen-
über, die auf eine stärkere Zentralisierung der 
Intensivmedizin und der damit verbundenen 
medizinischen Eingriffe abzielen. Die politisch 
beabsichtigten Veränderungen in der Kranken-
hausversorgung werden nach Corona wieder 
an Fahrt aufnehmen. Damit eng verwoben: die 
Frage, welche Rolle die Intensivstation in kleine-
ren Krankenhäusern spielen wird.   r

In Kooperation mit der Sana Kliniken AG 
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

(Fortsetzung von Seite 1)
völkerung sichere Geldanla-
gen für schwierige Zeiten an-
zubieten. Damals wie heute 
stand die Gesellschaft vor gro-
ßen Umwälzungen. Was zeich-
net Sparkassen gegenüber dem 
aus, was wir unter „Bank“ ver-
stehen? 

Reuter: Ja, wir sind mehr als 
Bank. Unser öffentlicher Auftrag 
besteht darin, allen Menschen 
wirtschaftliche und soziale Teil-
habe an der Gesellschaft zu er-
möglichen. Und den leben wir 
tatsächlich. Ein Beispiel dafür 
sind die Geflüchteten, die vor ein 
paar Jahren zu uns kamen und 
eine Möglichkeit brauchten um 
sich am Wirtschaftsleben zu be-
teiligen. Sparkassen waren da-
mals die ersten Ansprechpart-
ner vor Ort, auch weil die Kom-
munen verantwortlich waren 
für die Unterbringung. Für Groß-
banken war und ist das kein The-
ma. Wir fühlen uns allen Men-
schen verpflichtet, Zugang zu 
den Standard-Bankleistungen zu 
bieten, unabhängig davon, ob 
die einzelne Kundenverbindung 
ertragreich ist oder nicht.

Kommunaler Auftrag

Hinzu kommt, dass trotz aller 
Straffung, die wir gezwungener-
maßen vorgenommen haben, 
wir auch als digitales Kredit- 
institut nach wie vor das größte 
Filialnetz haben und somit dem 
Kunden am nächsten sind. Wir 
erfüllen für unsere Träger auch 
einen kommunalen Auftrag, sind 
ans Geschäftsgebiet gebunden 
und wirtschaften vor Ort. Denn 
die Einlagen bei den Sparkassen 
werden eingesetzt, um die regio-
nale Entwicklung zu finanzieren. 
Das sind nachhaltige regionale 
Finanzströme. Aus den jährlich 
erwirtschafteten Erträgen wer-
den wiederum soziale, gesell-
schaftliche und kulturelle Projek-
te vor Ort unterstützt. All jenen, 
die auf vermeintlich günstigere 
Kontoverbindungsmöglichkeiten 
und Angebote bei Direktbanken 
verweisen, will ich sagen:  Die-
se Institute investieren nicht in 
die Bandenwerbung beim Sport-
verein oder in das Jubiläumsheft 
des Gesangvereins. 

GZ: Vor welchen Schwierig-
keiten stehen die bayerischen 
Sparkassen vor dem Hinter-
grund eines europäischen Fi-
nanzsystems?

Reuter: Erstens sind wir auch 
als Regionalbanken ohne Fra-
ge ins System der europäischen 
Bankenaufsicht eingebunden. 
Gemeinsam mit den Genossen-
schaftsbanken haben wir aller-
dings oft den Eindruck, dass un-
sere Besonderheiten von den 
Aufsichtsbehörden nicht gese-
hen werden. Man misst uns mit 
Maßstäben, nach denen Groß-
banken behandelt und beauf-
sichtigt werden. Die Erleichte-
rungen, die uns inzwischen ge-
währt werden, sind längst nicht 
verhältnismäßig. Wir leiden dar-
unter, dass man unser Regional-
banken-Prinzip, die dritte Säule 
der Finanzwirtschaft, nicht rich-
tig wahrnimmt.

Einlagensicherung

Zweiter Punkt ist die Einlagen-
sicherung. Wir wehren uns hier 
gegen einen gemeinsamen Topf, 
in den alle europäischen Banken 
einzahlen. Es ist nicht angemes-
sen, dass wir Regionalbanken Er-
träge in die Sicherung abführen, 
die dann für alle haftet. Unse-
re Sparer brauchen keine grenz- 
überschreitenden Sicherungsin-
strumente, denn sie wollen ja, 
dass ihre Einlagen in der Regi-
on bleiben. Das brauchen ande-
re Marktteilnehmer, z.B. Groß-
banken. 

GZ: Was muss aus Ihrer Sicht 
geschehen?

Reuter: Die deutsche Poli-
tik muss deutlich machen, dass 

man die Einlagensicherung un-
terschiedlich behandeln muss. 
Vorstellbar wäre, die regionalen 
Kreditinstitute aus einer künfti-
gen europäischen Einlagensiche-
rung komplett heraus zu neh-
men und abzugrenzen oder zu-
mindest eine Vertiefung nicht 
für alle gemeinsam voranzutrei-
ben. Also dann eine gemeinsa-
me Einlagensicherung auf Ge-
genseitigkeit, aber nur für die 
Bereiche, in denen wirklich eu-
ropaweit tätige Banken unter-
wegs sind.

Vorurteile in  
europäischen Institutionen

GZ: Vor kurzem kritisierte Be-
ata Javorcik, Chefvolkswirtin 
der Europäischen Bank für Wie-
deraufbau (EBRD), die Kredit-
vergabe öffentlich-rechtlicher 
Kreditinstitute sei politisch mo-
tiviert. Wie stehen Sie zu dieser 
Aussage?

Reuter: Diesen Vorwurf mach-
ten uns mitunter schon die Groß-
banken, die damit versuchten, 
Kunden zu verunsichern. Ich 
kann aber alle beruhigen: Es gibt 
klare Entscheidungsstrukturen 
in den Sparkassen. Die Kredit-
prüfung erfolgt nach allgemei-
nen gesetzlichen Vorgaben, die 
auch eingehalten werden. Hier 
zeigt sich einmal mehr, dass in 
vielen europäischen Institutio-
nen immer noch Vorurteile herr-
schen, weil die klare Kenntnis 
regionaler Strukturen im deut-
schen Kreditmarkt fehlt.

Drei-Säulen-System  
der Finanzdienstleister

GZ: Die Corona-Krise ist, an-
ders als im Jahr 2008/2009, kei-
ne Krise des Finanzmarkts. Wie 
stabil ist er und sehen Sie einen 
Vorteil für den Mittelstand im 
deutschen Dreiklang aus Spar-
kassen, Genossenschaftsban-
ken und privaten Banken?

Reuter: Das dreigliedrige Ban-
kensystem ist eine ausgespro-
chene Stärke des deutschen 
Wirtschaftssystems, nicht nur in 
Krisenzeiten, aber gerade dann. 
Das haben wir in der Finanzkri-
se gemerkt, das sehen wir auch 
jetzt. Wir haben einen sehr breit 
aufgestellten, sehr erfolgrei-
chen, sehr prosperierenden Mit-
telstand, der eine genau zu ihm 
passende Finanzierungsstruk-
tur benötigt. Eine international 
tätige Schweizer Bank oder ei-
ne deutsche Großbank mit welt-
weitem Anspruch haben kein In-
teresse daran, dem Handwerks-
meister sein Gerüst oder den 
nächsten LKW zu finanzieren. 
Hier stehen andere Ziele im Vor-
dergrund. Das können in unse-
rem System nur unsere mittel-
ständischen Geldinstitute, also 
die Regionalbanken, inklusive 
Genossenschaftsbanken. 

In der Corona-Zeit bemühen 
wir uns gemeinsam darum, das 
regionale Angebot an Krediten 
und Liquiditätshilfen sicherzu-
stellen. Weil wir die Verhältnis-
se, die Risiken und eben die Kun-
den gut kennen, können wir sie 
auch in diesen krisenhaften Zei-
ten zielgerecht begleiten. Hier 
haben die bayerischen Sparkas-
sen und ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter seit März 2020 
sehr gute Arbeit geleistet, für die 
ich aufrichtig „Danke“ sage. 

Verhaltener Optimismus

GZ: Sie haben also keine Sor-
ge, dass es zu massiven Kre-
ditausfällen in 2021 oder 2022 
kommen könnte?

Reuter: Im Moment haben wir 
dafür keine begründeten Anzei-
chen. Vorausgesetzt, dass wir 
schrittweise aus dem Lockdown 
kommen, sehen wir das verhal-
ten optimistisch. Prognosen zu-
folge wird die Wirtschaft dann 
relativ zügig anspringen. Und die 
Stimmung im deutschen Mittel-

stand ist immer noch zuversicht-
licher, als dies aus der Perspekti-
ve des Jahres 2020 zu erwarten 
gewesen wäre. 

Diskussion um die Zinsen

GZ: Auch wenn Corona gera-
de alles überstrahlt – das gro-
ße Thema Niedrig- und Nega-
tivzinsen ist nicht vom Tisch. 
Wenn ein Ende der Niedrigzins- 
phase nicht absehbar ist, wie 
verändert sich dann das Ge-
schäftsmodell der Sparkassen?

Reuter: Fakt ist, dass wir es 
gerade mit zwei Viren zu tun ha-
ben: Der Corona-Virus und der 
Negativzins-Virus, der durch die 
Geldpolitik der EZB zur Stabili-
sierung der Inflation eingeleitet 
und auch über den Transmissi-
onsmechanismus Banken an die 
Kunden weitergereicht wird, da-
mit mehr Geld ausgegeben wird. 
Nur gegen den ersten haben wir 
eine Impfung. 

Das betrifft unser Geschäfts-
modell natürlich. Eine unserer 
Stärken ist es, in der Region Ein-
lagen zu sammeln und Kredi-
te auszureichen. Wenn wir jetzt 
aber mehr Einlagen haben als 
wir Kredite ausreichen können 
und weder mit diesem Einlagen-
überhang noch über die Kredi-
te ausreichend Erträge erzielen 
können, weil in beiden Fällen 
die Zinsen zu niedrig sind, wird 
es herausfordernd, die Kosten zu 
decken. Die Aufsicht schlägt des-
halb ja z.B. vor, die Leistungen 
angemessen, also höher, zu be-
preisen. 

Gegen den „Virus Negativ-
zins“ muss die Politik dringend 
etwas unternehmen. Wir brau-
chen endlich einen gesellschaft-
lichen Schulterschluss gegen die-
se Geldpolitik der EZB auf dem 
Rücken der Bürgerinnen und 
Bürger.

Verbundpartner

GZ: Auch die Verbundpart-
ner wie VKB und LBS stehen vor 
gewaltigen Herausforderun-
gen – Stichwort Altersvorsorge 
und Bausparen. Was kommt da 
noch auf uns zu? 

Reuter: Für Versicherungs-
kammer und Landesbauspar-
kasse kann ich sagen: Die An- 
lagen sind sicher. Sie werden an-
gemessen verwaltet und verein-
barungsgemäß verzinst. Zuneh-
mend mit Problemen zu kämp-
fen haben aber die Alters-Pen-
sionskassen vieler Unternehmen 
und Branchen. Man spricht da-
von, dass keine neuen Zusagen 
mehr für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dieser Kassen erfol-
gen dürfen, weil ansonsten die 
Gefahr besteht, Zusagen an be-
reits Versicherte bzw. an Pen-
sionäre nicht erfüllen zu kön-
nen. Auch das ist eine Folge der 
EZB-Geldpolitik.

Digitalisierung

GZ: Stichwort Digitalisierung: 
Verschiedene Finanz-Dienst-
leister profitieren vom Lock-
down. Die Nutzerzahlen von 
PayPal oder Börsen-Apps wie 
Trade Republic steigen. Dabei 
sind das Dienstleistungen, die 
die Sparkassen ebenfalls be-
reitstellen. Wie sieht die digi-
tale Nachwuchs-Schmiede aus, 
was können Sparkassen-Kun-
dInnen demnächst erwarten?

Reuter: Wir sind in punkto Di-
gitalisierung gut unterwegs. Un-
sere Angebote werden sehr in-
tensiv genutzt – wir reden von 
millionenfachen Klicks täglich, 
die in den vergangenen Mona-
ten noch einmal deutlich ange-
stiegen sind. In den vergange-
nen Jahren waren wir im On-
line-Banking sehr kreativ. Ich 
denke da zum Beispiel an die 
Depot-Verwaltung oder auch 
an unsere App „Mobiles Bezah-
len“, Auch bei Apple Pay waren 
die Sparkassen die Vorreiter. Die 
Innovation „Kwitt“ zur Überwei-
sung von Kleinbeträgen per Han-
dy kam ebenfalls von den Spar-

kassen. In der S-Finanzgruppe 
haben wir inzwischen mehrere 
sogenannte Innovationshubs in 
verschiedenen Branchen etab-
liert. Wir sehen hier vielverspre-
chende Ansätze, die versuchen, 
Verbundprodukte, Vernetzung 
und Kundenbedarf zusammen-
zuführen.

Strukturwandel

GZ: Stichwort Strukturwan-
del: Oft ist die Sparkasse ne-
ben der Filiale der Genossen-
schaftsbank, der Post und dem 
Bäcker die einzige Anlaufsta-
tion, die Ortskerne nicht kom-
plett veröden lässt. Aber Per-
sonal und ein breites Filialnetz 
sind kostenintensive Faktoren. 
Auf welche Entwicklungen wer-
den wir uns einstellen müssen 
und gibt es vielleicht auch krea-
tive Ansätze?

Reuter: Eine von vielen Mög-
lichkeiten ist ja bereits der Spar-
kassenbus als mobile Filiale, ei-
ne andere der Bargeld-Bring- 
service als kundenfreundlicher 
Weg, der gerade von älteren 
Menschen gelegentlich ger-
ne genutzt wird – auch um sich 
mit dem Berater zu besprechen. 
Auch gibt es vielfach bereits Tan-
dem-Filialen, d.h. ein Sparkas-
sen-Team betreut zwei Filialen 
im Wechsel. Es gibt vereinzelt 
gemeinsame Filialen und Geld-
automaten von Sparkassen und 
Genossenschaftsbanken sowie 
schließlich z.B. die Bargeldver-
sorgung im Dorfladen. Wir ver-
suchen sehr kreativ zu sein und 
entwickeln Kooperationen ger-
ne vor Ort gemeinsam mit den 
Kommunen. Es geht uns aber 
wie dem Bäcker oder dem Metz-
ger vor Ort – wenn die Kunden 
nicht mehr in die Filialen kom-
men, können wir irgendwann 
die Infrastruktur nicht aufrecht-
erhalten. Die Sparkassen haben 
hier aber große Geduld und gro-
ßes Durchhaltevermögen, auch 
oft bei geringer Kundenfrequenz 
– zum Teil über die Schmerzgren-
ze hinaus, aber nicht dauerhaft!

Zusammenhalt in der  
Sparkassenorganisation

GZ: Ihr Vorgänger Dr. Ulrich 

Netzer setzte auf mehr Arbeits-
teilung und eine schlagkräf-
tige Organisations- und Ent-
scheidungsstruktur innerhalb 
des Sparkassenverbands. Da-
bei vertraute er auf Kooperati-
onen mit anderen Regionalver-
bänden. Welche Entwicklun-
gen stehen hier an und wie zu-
kunftsfest ist das Gefüge? 

Reuter: Auch in Zukunft wer-
den die Sparkassen eine schlag-
kräftige zentrale Organisati-
on brauchen, die ihre Interes-
sen vertritt, ihnen Aufgaben ab-
nimmt und bündelt und auch  
in Sachen Erfahrungsaustausch 
und Innovation eine wichtige 
Rolle einnimmt. 

Wir tun das schon in Koope-
ration: Im Bereich der zentralen 
Banksteuerung und im Betriebs-
vergleich etwa arbeiten wir mit 
anderen Regionalverbänden zu-
sammen. Das strafft Kosten und 
schafft Erfahrungsaustausch.  
Als Organisation müssen wir ins-
gesamt schneller und schlanker 
werden. Wir haben tendenziell 
zu viele und zu große Gremien 
und die Arbeit mit ihnen ist nicht 
immer effizient. Andererseits: 
Wenn man eine große Organisa-
tion mit einer partizipativen Her- 
angehensweise ist und alle 64 
Sparkassen in Bayern auch ihre 
eigene Zukunft mitentwickeln 
wollen, dann braucht es eine 
gewisse Größe, um zumindest 
ein angemessenes Maß an Mit-
einander zu ermöglichen. Hier 
ein gutes Mittelmaß zu finden, 
ist nicht leicht, wir bleiben aber 
gemeinsam mit den Sparkassen 
dran. 

SparkassenAkademie  
bildet Finanzexperten aus

GZ: In der SparkassenAkade-
mie werden die zukünftigen Fi-
nanzexperten ausgebildet. Wie 
läuft das in Zeiten von Lock-
down und Distanz-Unterricht?

Reuter: Die Akademie der 
bayerischen Sparkassen ist in 
der gleichen Situation wie ande-
re bayerische Hochschulen auch. 
Wir waren bis jetzt noch aus-
schließlich online tätig und im 
sogenannten Fernunterricht mit 
modernen Medien unterwegs. 
Das wird sehr gut angenommen 

und der Erfolg gibt uns recht. 
Auf lange Sicht sind dann hyb-
ride Lehrkonzepte, d.h. der rich-
tige Mix von digitalen und Prä-
senz-Formaten, gefragt. Denn 
der persönliche Gedankenaus-
tausch junger Leute aus ver-
schiedenen Sparkassen setzt 
schließlich auch Kreativität frei, 
die wir in der Sparkassengruppe 
dringend brauchen.

Licht am Ende des Tunnels

GZ: Wagen Sie einen Ausblick 
auf 2021? 

Reuter: Mit der Aussicht auf 
ausreichend verfügbare Impf-
stoffe ist beim Corona-Virus 
Licht am Ende des Tunnels sicht-
bar. Ich hoffe, dass sich ab Jah-
resmitte das gesellschaftliche 
Leben wieder deutlich wahr-
nehmbar in Richtung zumindest 
gefühlter Normalität entwickelt. 
An dieser Stelle bedanke ich mich 
ausdrücklich bei der Landespoli-
tik und den Kollegen in der Kom-
munalpolitik für ihr umsichtiges 
und engagiertes Krisenmanage-
ment. Das war und ist eine wirk-
lich großartige Leistung. 

Der Virus Negativzins bleibt 
uns aber mit allen bereits ge-
schilderten Nebenwirkungen. 

Nachhaltigkeit  
und Klimaschutz  
auch in der Finanzindustrie

Wenn Corona abgeklungen 
ist, gehen wir davon aus, dass 
die Aufsichtsgremien das Thema 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz 
auch in der Finanzindustrie beto-
nen werden. Wir müssen das Ge-
schäftsmodell nicht nur mit Blick 
auf die wirtschaftlichen Heraus-
forderungen neu justieren, son-
dern auch überprüfen, inwieweit 
wir ökologische, ökonomische 
und soziale Kriterien in unserer 
Arbeit verstärken wollen. 

Grundsätzlich brauchen sich 
die Sparkassen nicht zu verste-
cken. Wir sind nachhaltig seit 
200 Jahren, sind die Stützen  
des regionalen Wirtschaftskreis-
laufs, engagieren uns sozial vor 
Ort, unterstützen ökologische 
Projekte. Das werden wir auch 
sicherlich noch stärker im Ge-
schäftsmodell abbilden.  DK

Auf die Sparkassen ist ...

http://www.gemeindezeitung.de/ABC
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Echt fair für  
Ihre Zukunft
erdgas-schwaben.de

Energie für  
heute und  
morgen
Mein ÖkoGas –  
 100 % CO2-neutral

Erste Tagung des Bayerischen Energiebeirats:

Fortschritte in der Energiewende
„Wir sind im Ausbau der Erneuerbaren Energien gut vorange-
kommen und werden mit unserer innovativen Technologieförde-
rung die Energiewende weiter beschleunigen, neue Arbeitsplätze 
schaffen und für Wertschöpfung sorgen“, erklärte Wirtschafts- und 
Energieminister Hubert Aiwanger anlässlich der ersten Tagung des 
von ihm gegründeten Bayerischen Energiebeirats. Mit den 75 Mit-
gliedern wurde die Roadmap zu einer sicheren, bezahlbaren und 
klimafreundlichen Energieversorgung im Freistaat diskutiert.

Folgende Fortschritte sind Ai-
wanger zufolge erzielt worden: 
Das bayerische Kontingent für 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
auf Acker- und Grünflächen in 
benachteiligten Gebieten wur-
de auf 200 pro Jahr ausgewei-
tet, womit in 2019 und 2020 ins-
gesamt ein Plus von 800 Mega-
watt zusätzlicher Solarleistung 

installiert werden kann. Ein gro-
ßer Erfolg sei das PV-Speicher-
programm, das mit über 30.000 
Anträgen die flexible Nutzung 
von PV-Strom für Bürger erheb-
lich erhöht.

Windkraft und Biomasse

Für den Ausbau der Windener-

gie wurde mit der Initiative AUF-
WIND und den Windkümmerern 
für 38 Kommunen eine breite 
Diskussion angestoßen, die aus 
Sicht des Ministers zur Akzeptanz 
von Windkraftanlagen führen 
wird. Mit der Möglichkeit, Kom-
munen finanziell am Ertrag von 
Windrädern zu beteiligen sowie 
der Berücksichtigung von weni-
ger windstarken Standorten sei 
es dem Freistaat gelungen, we-
sentliche Forderungen im neu-
en Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) zu verankern. Auch Biomas-
seheizwerke seien im Trend: Hier 
wurden mit 2,2 Millionen Euro so 
viel Fördermittel wie nie zuvor 
bewilligt.

Darüber hinaus wurde der 
Etat des Bayerischen Energie-
forschungsprogramms (EFP), das 
Technologien zur nicht-fossilen 
Energieversorgung unterstützt, 
über die „Hightech-Agenda plus“ 
um 16,7 Millionen Euro erhöht. 
Regular betrug der Etat in 2020 
14 Millionen Euro.

Mit Wasserstofftechnologie 
Marktpotenziale erschließen

Ganz klar liegt der Fokus laut 
Aiwanger auf der Wasserstoff-
technologie, mit der im Rahmen 
der Bayerischen Wasserstoffstra-
tegie Marktpotenziale erschlos-
sen und ausgebaut werden sol-
len. Mit dem Bayerischen Was-
serstoffbündnis, das bereits über 
130 Mitglieder zählt, werde sich 
der Freistaat in Deutschland und 
Europa als führende Wasserstoff-
region etablieren. „Unterneh-
men und Forschungseinrichtun-
gen, die sich für bundesweite 
und europäische Förderprojekte 
bewerben – in der EU stehen vie-
le Milliarden Euro an Fördermit-
teln zur Verfügung - werden von 
uns bestmöglich unterstützt, um 
Innovationscluster zu etablieren 
und zu stärken“, bekräftigte der 
Minister.

Bayern ist Technologieführer

Als ersten Schritt für bayeri-
sche Programme hat das Wirt-
schaftsministerium die Förde-
rung für 100 Wasserstofftank-
stellen für Nutzfahrzeuge ge-

Markus Last, Sprecher der Geschäftsführung erdgas schwaben.
 Bild: erdgas schwaben

Gasheizungen boomen
erdgas schwaben: In Zukunft CO2-neutral heizen mit  

klimaneutralen Gasen

Auch 2020 setzten HäuslebauerInnen und VerbraucherInnen über-
wiegend auf Gas zum Heizen. Mehr als 600.000 Gasheizungen wur-
den in Deutschland übers Jahr in Bestandsgebäuden und Neubau-
ten eingebaut. Gas ist nicht nur günstig, sondern bietet auch eine 
zukunftssichere und klimaschonende Wärmeversorgung. Gas ist 
schon heute mit Abstand der emissionsärmste aller fossilen Ener-
gieträger – und macht den Weg für CO2-neutrales Heizen frei.

Allein in Bayerisch Schwaben 
CO2-Einsparpotenzial von 
150.000 Tonnen

Schon jetzt gilt: Würde man 
veraltete Heizanlagen in ganz 
Deutschland gegen effiziente Gas-
heiztechnologien austauschen, 
könnte man jedes Jahr rund 30 
Millionen Tonnen CO2 einsparen. 
Allein in Bayerisch-Schwaben sind 
etwa 150.000 Tonnen CO2-Ein-
sparung drin. 50.000 Ölheizun-
gen, die älter als 30 Jahre sind, 
warten hier auf den Austausch.

Und da geht noch mehr: Wer 
mit Biogas heizt, hat es nicht nur 
kuschelig warm, sondern heizt 
sogar nahezu CO2-neutral und 
trägt damit aktiv zum Klima-
schutz bei.

Das Gasnetz ist fit für  
die Zukunft: Bis 2050 kann 
100 % Wasserstoff fließen

Das bestehende Gasnetz ist 
dafür bereit. Schon jetzt kön-
nen dem Gas bis zu zehn Prozent 
Wasserstoff beigemischt wer-
den und bis 2050 sollen 100 Pro-
zent CO2-neutrale Gase wie Was-
serstoff durch das Gasnetz flie-
ßen. Parallel zur Ertüchtigung 
der Gasnetze soll die Wasser-

stofferzeugung vor Ort aufge-
baut werden – zum Beispiel mit 
Power-to-Gas. erdgas schwaben  
beteiligt sich deshalb gemein-
sam mit der 100-prozentigen 
Netztochter schwaben netz am 
Projekt H2vorOrt, in dem 33 Gas-
verteilnetzbetreiber aus ganz 
Deutschland einen Transformati-
onspfad der Gasinfrastruktur hin 
zur Klimaneutralität entwickelt 
haben.

Zukunftstechnologien und 
leistungsfähige Infrastruktur 
für klimaschonendes Heizen

„Wir setzen uns für eine kli-
maschonende und sichere Ener-
gieversorgung ein“, sagt Markus 
Last, Sprecher der Geschäftsfüh-
rung erdgas schwaben. „Der Weg 
zum klimaneutralen Heizen be-
steht aus vielen Bausteinen. Sup-
ereffiziente Heizanlagen wie zum 
Beispiel Brennstoffzellen gehören 
ebenso dazu wie ein leistungsfä-
higes Gasnetz, durch das Gas aus 
erneuerbaren Quellen fließt. Die 
Technologien, von denen uns vie-
le ja schon zur Verfügung stehen, 
müssen wir effektiv kombinieren, 
damit Umwelt und Klima, aber 
auch der Geldbeutel geschont 
werden.“ r

startet, für die es bereits viele 
Interessenten gibt. Leuchtturm-
projekte wie die Erforschung ei-
ner Elektrolyseanlage für die 
Kombination mit Wind-, Solar- 
oder Biomasseanlagen oder die 
Entwicklung einer Brennstoffzel-
le für Lkws stärkten die Position 
des Freistaats als Technologie-
führer und setzten Maßstäbe für 
eine klimafreundliche Energieer-
zeugung und -speicherung.

Auch in anderen Bereichen 
seien smarte Technologien der 
Schlüssel zum Erfolg der Energie-
wende: Als Beispiel führte Aiwan-
ger die Überbauung von Agrar-
flächen mit neuartigen, röhren-
förmigen Solarpaneelen an. Da-
bei handelt es sich ebenfalls um 
ein vom Wirtschaftsministeri-
um gefördertes Projekt. Das The-
ma Agri-PV, d.h. die Kombination 
von landwirtschaftlicher Nutzung 
und gleichzeitiger Solarenergie-
erzeugung, soll stärker unter-
stützt werden. Derzeit werden 
zwei EU-Agri-PV-Projekte in Bay-
ern geplant.

Neue Landesagentur

„Mit der neu gegründeten 
Landesagentur für Energie und 
Klimaschutz (LENK) in Regens-
burg werden wir Kommunen 
und Verbände in der Energie-
wende unterstützen“, fuhr der 
Minister fort. LENK-Leiter Dr. Ul-
rich Buchhauser ergänzte: „Die 
Verwaltungen können mit un-
serer Hilfe Projekte der Energie-
wende effizienter angehen.“ Als 
Anlaufstelle für Erfinder dient 
LENK auch als Inkubator für Ide-
en rund um das Thema Energie-
wende. LENK wird außerdem die 
zentrale Anlaufstelle für die an-
gestrebte Klimaneutralität aller 
Einrichtungen der Staatsverwal-
tung sein.

Nach Auffassung des Vorsit-
zenden des Verbands der bayeri-
schen Energie- und Wasserwirt-
schaft (VBEW), Klaus Steiner, ist 
der Energiebeirat eine sinnvolle 
Einrichtung. Zu kurz gekommen 
sei freilich das Thema Netzaus-
bau – dabei sei dieser zentral für 
die Versorgungssicherheit. Nicht 
nur was die großen Stromauto-
bahnen angehe, sondern auch 
die Verteilnetze vor Ort. „Das hat 
uns Vertretern der klassischen 
Energiewirtschaft gefehlt“, un-
terstrich Steiner gegenüber dem 
Bayerischen Rundfunk. DK

Wasserstoff-BHKW Stadtwerke Haßfurt. Bild: IfE

Energieeffizienz-Netzwerke Berchtesgadener Land und Südostbayern:

Zukunftstechnologie 
Wasserstoff im Visier

Die Teilnehmer der Kommunalen Energieeffizienz-Netzwerke 
Berchtesgadener Land und Südostbayern haben sich bei ihrem 
9. Netzwerktreffen virtuell zum Thema „Power-to-Gas“ am Bei-
spiel des ausgezeichneten Wasserstoff-Blockheizkraftwerks in 
Haßfurt informiert.

Zu Beginn der zwei Online- 
Netzwerktreffen, durch die Bet- 
tina Mühlbauer von der Ener-
gieagentur Südostbayern GmbH  
als Netzwerkmoderaorin führt, 

effizienz-Netzwerktreffens wurde  
von Prof. Brautsch das Thema  
Wasserstoff am Beispiel des BHKW 
der Stadtwerke Haßfurt vorge-
stellt. Die BHKW-Technologie um-

waren wieder die verschiedenen 
Projekte der teilnehmenden Netz-
werkkommunen und deren Ent-
wicklungsstand Thema. Herr Prof. 
Dr. Markus Brautsch vom Institut 
für Energietechnik (IfE), dem Netz-
werkträger, betonte vorneweg, 
dass im Rahmen der geförderten 
Energieeffizienz-Netzwerke noch 
Mittel verfügbar sind und neue 
Projekte beim IfE zur Bearbeitung 
eingereicht werden können.

Projekte der Netzwerkkommu-
nen Berchtesgadener Land um-
fassen, neben vielen anderen, die 
Prüfung zur Installation eines Klär-
gas-BHKWs in Bayerisch Gmain, 
die Installation einer Photovol-
taikanlage auf dem Bauhof in Frei-
lassing oder die Energieausweise 
für die kommunalen Liegenschaf-
ten in Schönau am Königssee. 

Für die Kommunen des Netz-
werkes Südostbayern werden un-
ter anderem folgende Projekte 
bearbeitet: Die Auslegung einer 
Photovoltaik-Anlage mit Batterie-
speicher auf dem Rathaus Kirchan-
schöring, die Prüfung eines Wär-
meverbundes in Pförring oder die 
Bearbeitung einer Photovoltaik-
anlage im Mieterstrommodell im 
Wohnungsbau in Sauerlach.

Zum Abschluss des Sachstands-
berichts der Netzwerke informier-
te das IfE die Teilnehmer über ak-
tuelle Themen, wie das Brennstof-
femissionshandelsgesetz (BEHG), 
das mit dem CO2-Preis für eine 
kontinuierliche Verteuerung fos-
siler Energieträger, gerade für 
Großabnehmer, sorgt, im Gegen- 
zug aber auch das Sinken der 
EEG-Umlage bewirken soll. Auch 
die neue Bundesförderung für ef-
fiziente Gebäude (BEG) für Wohn-
gebäude, Nichtwohngebäude und 
Einzelmaßnahmen, die auch die 
Kommunen nutzen können, wur-
den vorgestellt und besprochen.

Im fachlichen Part des Energie-

fasst ein weites Anwendungsspek-
trum mit fossilen und regenerati-
ven Brennstoffen für die Strom- 
und Wärmeversorgung und bietet 
damit einen wichtigen Baustein 
bei der dezentralen und emissions-
armen Energieversorgung. Die For-
schung beschäftigt sich bereits mit 
bivalenten Blockheizkraftwerken, 
die für Wasserstoff und das bisher 
übliche Erdgas geeignet sind.

Höhere CO2-Einsparung

Hiermit kann ein Versorgungs-
netz aufgebaut werden, das durch 
die Nutzung von Wasserstoff aus 
überschüssigem regenerativem 
Strom und Erdgas eine größe-
re CO2-Einsparung zulässt. Das 
Wasserstoff-BHKW in Haßfurt ist 
Teil eines umfangreichen strate-
gischen Energie-Netzes, das u.a. 
aus einem großen Windpark, ei-
ner Freiflächen-Photovoltaikanla- 
ge, Biogasanlagen, Kraftwärme- 
kopplungs-Anlagen und Batterie- 
speicher besteht. 

Aus dem überschüssigen Strom 
vom 31 Megawatt-Windpark und  
der PV-Freiflächenanlage wird im 
Elektrolyseur Wasserstoff herge-
stellt, in den Tank gespeist und 
ins Erdgasnetz in Haßfurt einge-
speist. Bei der Einspeisung ins 
Erdgasnetz liegt der Wirkungs-
grad bei rund 70 %, das heißt, dass  
30 % der eingebrachten Energie  
bei der Transmission verbraucht 
werden. Wird aus dem Wasserstoff 
im BHKW wieder Strom erzeugt, 
fällt der Wirkungsgrad auf rund  
35 %. Daher ist die Herstellung 
von Wasserstoff im Moment 
nur sinnvoll mit überschüssigem 
Strom aus erneuerbaren Energi-
en. Darin begründet sich auch die 
Grenze des Wasserstoffs, der ein 
wichtiger Baustein der Energie-
wende ist, aber nicht die einzige 
Lösung bieten kann. r
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Unser intelligentes Energienetz verbindet Wind-,  
Sonnen-, Wasserkraft und Biomasse mit fossilen 
Energien. Damit garantieren wir den Menschen 
in Bayern volle Versorgungssicherheit bei großer 
Nachhaltigkeit.

Energie, die Bayern weiterbringt. Bayernwerk.

Mehr unter bayernwerk.de

Anna föhnt jetzt 
   auch mit Windkraft.
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Dena Energiewende-Kongress digital:

„Jetzt ist Zukunft“
Hochkarätig besetzte Plenen, spannende Diskussionen und viel 
Produktions-Technik im Hintergrund: Der jüngste dena Energie-
wende-Kongress fand als Online-Veranstaltung statt und war 
nach Angaben des Veranstalters ein voller Erfolg.

VKU-Hauptgeschäftsführer Ing- 
bert Liebing zufolge muss bei  
der Planung der Netze die Sekto-
renkopplung bei Strom, Wärme 
und Mobilität stärker abgebildet 
werden. Verteilnetze dürfen da-
bei nicht aus dem Blick geraten.

„Die Klimakrise duldet keinen 
Aufschub“, betonte Bundesum-
weltministerin Svenja Schulze 
in ihrer Rede zum Thema „Auf-
bruch in die Klimaneutralität“. 
Mehr als 40 Milliarden Euro 
würden in die ökologische Mo-
dernisierung des Landes inves-
tiert, etwa in Klimaschutz-Tech-
nologien. Schätzungen zeigten, 
dass mit dem Klimaschutzpro-
gramm bis 2030 eine Minderung 
der Treibhausgasemissionen um 
51 bis 52 Prozent gegenüber 
1990 zu erreichen ist. Dies hätte 
vor wenigen Jahren niemand für 
möglich gehalten.

Das Bundes-Klimaschutzge-
setz vom vergangenen Herbst 
sorge für Planungssicherheit und 
Verlässlichkeit in der deutschen 
Klimapolitik, so Schulze weiter: 
„Es verpflichtet uns auf mindes-
tens 55 Prozent CO2-Minderung 
bis 2030 und auf Treibhausgas-
neutralität bis 2050. Es legt fes-
te CO2-Budgets für die Sekto-
ren Energie, Industrie, Gebäu-
de, Verkehr, Landwirtschaft und 
Abfallwirtschaft fest und es ver-
ankert einen Mechanismus zum 
Nachsteuern, wenn wir vom 
Kurs abkommen sollten.“

Rekordinvestition in 
den Klimaschutz

Die Bundesregierung wird laut 
Ministerin 2021 so viel wie nie zu-
vor in den Klimaschutz investieren. 
Der Etat des Energie- und Klima-
fonds sei auf insgesamt knapp 27 
Milliarden Euro im Jahr 2021 ver-
dreifacht worden. Dadurch wer-
de es möglich, wichtige Förder-
programme besser auszustatten, 
die den Umstieg auf klimafreund-
liche Lösungen voranbringen, zum 
Beispiel den Hochlauf von grünem 
Wasserstoff, die Dekarbonisierung 
der Industrie oder die energeti-
sche Gebäudesanierung.

Ein Blick in die Zukunft zeigt 
laut Schulze, dass eine An-
schlussregelung benötigt wird, 
die den Weiterbetrieb ermög-
licht für alte Windkraftanla-
gen, die noch gut funktionieren, 
wenn der Ersatz durch Neuan-
lagen am Standort ausscheidet. 
Zudem sollten bei Neubauten 
künftig Solaranlagen von Anfang 
an mitgebaut werden.

Im Rahmen des Energiewen-
de-Kongresses verlieh die de-
na in vier Kategorien den Energy 
Efficiency Award für innovative 
Energieeffizienzprojekte priva-
ter und öffentlicher Unterneh-
men. Dabei gewann in der Kate-
gorie „Von clever bis digital! Die 
Bandbreite der Energieeffizienz“ 
der bayerische Werkzeugher-
steller Hofmann & Vratny für die 
fossilfreie Beheizung und Küh-
lung von Gebäuden und Produk-
tion. Die durch die Maßnahmen 
erreichte Energieeinsparung am 
Standort Aßling liegt bei sechs 
Prozent.

Im Rahmen einer Energiebe-
ratung wurde ein Konzept ent-
wickelt, das energieeffiziente  
und umweltfreundliche Me-
thoden zum Beheizen und Küh-
len kombiniert, so dass das Un-
ternehmen ohne Heizungskes-
sel und fossile Brennstoffe aus-
kommt. Um das zu ermöglichen, 
wurde eine durchgängige Ge-
bäudedämmung installiert und 
die vier Werke des Unterneh-
mens über Wärmeleitungen 
verbunden, damit Wärme und 
Kälte übertragen werden kön-
nen. Gleichzeitig stellte das Un-
ternehmen die Beheizung auf 
Niedertemperatur um. Dies er-
möglichte zusätzlich die Nut-
zung von Abwärme.

Für eine präzise Herstellung 
der Werkzeuge ist eine gleich-
bleibende Umgebungstempera- 
tur von 25 °C notwendig. Die 
dafür erforderliche Belüftung 
wurde mittels Kreuzstrom- 
Wärmetauscher energieeffizi-
ent umgesetzt. An sehr warmen 
Tagen im Sommer wird die Käl-
teerzeugung durch einen Flä-
chen-Erdkollektor unterstützt. 
Alle Aufenthalts-, Büro- und Sa-
nitärräume werden in der Heiz-
periode durch die Abwärme 
des Druckluftkompressors und 
die zur Kühlung eingesetzte Ab-
sorptionskältemaschine beheizt. 
Überschüssige Wärme wird in 
einem Pufferspeicher gelagert 
und in der Nacht und bei höhe-
rem Bedarf genutzt. Bei kalten 
Außentemperaturen wird durch 
die Nutzung des Prinzips der 
freien Kühlung die Kälte für alle 
Werke besonders energieeffizi-
ent bereitgestellt. Überschüssig 
gewonnene Kälteenergie wird in 
einem Kältespeicher gelagert.

Zur optimalen Energieausnut-
zung wurde eine Steuerung ein-
gebaut, die die Betriebsweise al-
le Energiespeicher und -verbrau-
cher aufeinander abstimmt.  DK

Stadt und Stadtwerke: schon immer fest verwurzelt. Im Som-
mer haben Oberbürgermeister Peter Reiß (l.) und Stadtwerke-Ge-
schäftsführer Winfried Klinger (r.) gemeinsam Schwabachs erste 
Schnellladesäule eingeweiht. Bild: Stadtwerke Schwabach GmbH

Schwabacher Energieversorger 
wurde vor 50 Jahren zur „GmbH“

1971 wurde die erste Folge der Sendung mit der Maus ausge-
strahlt, in Ägypten fand die Einweihung des großen Assuan-Stau-
dammes statt und in Schwabach wurden die Stadtwerke als Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung, kurz GmbH, gegründet.

Freilich sind die Stadtwerke äl-
ter und die Energieversorgung 
in Schwabach gibt es schon län-
ger als 50 Jahre. Bis dato agierten 
sie allerdings als sogenannter Ei-
genbetrieb der Stadt Schwabach. 
Die Umfirmierung im Januar 1971 
bedeutete nicht nur, dass künftig 
ein Aufsichtsrat anstelle des ge-
samten Schwabacher Stadtrats 
die Arbeit des Energieversorgers 
lenken und überwachen würde, 
sondern brachte vor allem auch 
unternehmerische Vorteile bei 
Ausschreibungen und Finanzen 
mit sich. Als GmbH erhielten die 
Stadtwerke eine schnellere und 
flexiblere Handlungsfähigkeit und 
konnten sich zu einem modernen 
Unternehmen in der Energiewirt-
schaft – und später auch im neu 
liberalisierten Strommarkt – wei-
terentwickeln.

Heute ist die Stadtwerke Schwa- 

bach GmbH weiterhin fest ver-
wurzelt mit der Stadt. Im Verbund 
mit dem Stadtverkehr, den Stadt-
bädern und den Stadtdiensten ge-
hören die Stadtwerke der Mutter-
gesellschaft „Städtische Werke 
Schwabach GmbH“ an, deren Ge-
sellschafterin zu 100 Prozent die 
Stadt Schwabach selbst ist. Auf-
sichtsratsvorsitzender ist zudem 
der Oberbürgermeister.

Rund um die Uhr im Einsatz

Ein Verteilungsnetz von zusam-
mengerechnet fast 1.000 Kilome-
tern Länge für Strom, Gas, Was-
ser und Wärme liegt heute in der 
Verantwortung der Stadtwerke. 
„Wir können mit Stolz sagen, dass 
wir Schwabach seit vielen Jah-
ren zuverlässig mit Energie und 
Wasser versorgen. Auch weitere 
Dienstleistungen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge wie der Busver-
kehr, die Schwimmbäder, Recy-
cling und die Bereitstellung von 
Parkraum gehören zu unserem 
Portfolio. Der Dank gilt vor allem 
unseren rund 160 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern, die tagtäg-
lich, oft sogar rund um die Uhr, 
für Schwabach im Einsatz sind!“, 
betont Geschäftsführer Winfried 
Klinger, der seit dem Jahr 2009 
für die Stadtwerke in dieser Funk-
tion tätig ist.

Wichtige Schwerpunkte für 
die nächsten Jahre sind die ste-
tige Aufrechterhaltung der Ver-
sorgungssicherheit in allen Be-
reichen und die Umsetzung der 
Energiewende, worunter z.B..  
auch die dezentrale Energieer-
zeugung vor Ort und der Aus-
bau von Elektromobilitätsange-
boten fällt. Neben der Energie-
lieferung können Kunden bei 
den Stadtwerken u.a. auch ei-
ne PV-Anlage auf dem eigenen 
Dach installieren lassen oder ei-
ne kostenlose Energieberatung 
in Anspruch nehmen.

Die Stadtwerke handeln seit je-
her nach dem Prinzip der Daseins-
vorsorge, während Unternehmen  
der freien Wirtschaft in erster Li-
nie das Ziel der Gewinnmaximie-
rung verfolgen. Ihre Gewinne füh-
ren die Stadtwerke daher der ört-
lichen Gemeinschaft zu. Auch 
Oberbürgermeister Peter Reiß 
weiß um die Bedeutung der Leis-
tungen der Stadtwerke. „Im Be-
reich der öffentlichen Daseins-
vorsorge wird die Arbeit meist als 
selbstverständlich wahrgenom-
men. Daher ein herzliches Dan-
keschön an unsere Stadtwerke, 
dass wir uns um Strom, fließend 
Wasser und so vieles mehr keine 
Gedanken machen müssen!“, so 
Reiß.

Auch der Stadtverkehr, die 
Stadtbäder und die Muttergesell-
schaft Städtische Werke Schwa-
bach feiern ein zumindest klei-
nes Jubiläum: die drei Unterneh-
men wurden vor 20 Jahren auch 
jeweils als „GmbH“ umfirmiert.

„Wir haben den Schwabachern 
richtig viel zu bieten und freuen 
uns darauf das auch in Zukunft so 
selbstverständlich zu tun wie bis-
her“, fasst Klinger zusammen. r

14 Kommunen im Oberland und der Landkreis Miesbach:

Zusammenschluss für 
die Energiewende

Mit der Energiewende ist es manchmal wie mit Neujahrsvor-
sätzen. Die Ambitionen sind oft groß, aber im Laufe des Jahres 
wird so mancher Wunsch dem Alltag geopfert. Leider taucht die-
ses Phänomen auch in Bezug auf Klimaschutz und Energiewen-
de immer wieder auf. Genau hier setzt die Idee eines gemeinsa-
men Energieeffizienz-Netzwerks für Kommunen im Oberland an. 

14 Gemeinden und Städte aus 
dem Oberland und der Land-
kreis Miesbach wollen sich zu ei-
nem kommunalen Energieeffizi-
enz-Netzwerk zusammenschlie-
ßen. Das ist das Ergebnis einer ge-
meinsamen Initiative des Instituts 
für nachhaltige Energieversor-
gung (INEV) an der Technischen 
Hochschule Rosenheim und der 
Energiewende Oberland mit Sitz 
in Penzberg. Der dazugehörige 
Förderantrag wurde noch vor 
Weihnachten beim Projektträger 
Jülich gestellt, der das Programm 
im Auftrag des Bundesumweltmi-
nisteriums betreut. Die Bewilli-
gung des Förderantrags wird im 
Sommer 2021 erwartet. 

Impulse liefern

Alle teilnehmenden Kommu-
nen sind auch Stifter der Ener-
giewende Oberland und unter-
stützen das Ziel, die Energie-
wende im Oberland bis zum Jahr 
2035 zu erreichen. „Wir möch-
ten mit dem Netzwerk regelmä-
ßig Impulse bei den teilnehmen-
den Kommunen liefern, an der 
Energiewende vor Ort dran zu 
bleiben“, erklärt Stefan Drexl-
meier Vorstandsvorsitzender der  
Energiewende Oberland. 

„Das Energieeffizienz-Netzwerk 
ist eine gute Gelegenheit, auch 
bei den landkreiseigenen Lie-

genschaften und der Verwal-
tung in Sachen Energiewende am 
Ball zu bleiben, voranzukommen 
und neue Impulse zu setzen!“, 
freut sich Landrat Olaf von Löwis 
(Landkreis Miesbach).

Breites Wissensspektrum

Im Rahmen der Netzwerktref-
fen werden klassische Themen 
wie Energieeffizienz in kommu-
nalen Liegenschaften, Einführung 
von Energiemanagement-Syste-
men und beispielsweise Unter-
stützung bei Nahwärme-Netzen 
erarbeitet, aber auch Zukunfts-
themen wie Elektromobilität und 
die Kombination von Strom, Wär-
me und Mobilität forciert. „Durch 
die Partnerschaft zwischen INEV 
und dem Kompetenzzentrum der 
Energiewende Oberland können 
wir ein sehr breites Spektrum an 
Wissen und Praxiserfahrung an-
bieten“, beschreibt Prof. Dr. Do-
minikus Bücker die Vorteile für 
teilnehmende Kommunen.

Folgende Kommunen haben 
sich am Förderantrag beteiligt: 
Gemeinde Bad Wiessee, Gemein-
de Benediktbeuern, Gemeinde 
Bernried (Starnberger See), Ge-
meinde Egling, Gemeinde Fisch-
bachau, Gemeinde Gmund (Te-
gernsee), Gemeinde Hausham, 
Markt Holzkirchen, Landkreis 
Miesbach, Gemeinde Otterfing. r

Ausbau Erneuerbarer Energien:

Neuer Online-Wertschöpfungs-
Rechner für Kommunen

Die Agentur für Erneuerbare Energien (AEE) und das Institut für 
ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) entwickeln eine Aktuali-
sierung des Online-Rechners der AEE, der Kommunen unterstützt, 
die lokalen Wertschöpfungseffekte durch den Ausbau Erneuerba-
rer Energien zu berechnen und entsprechend faktenbasierte Ent-
scheidungen in den Kommunen zu treffen. Bereits 2012 hatte das 
IÖW den ersten Wertschöpfungsrechner kreiert und seither kon-
tinuierlich verbessert.

Der Online-Rechner kann die 
Wertschöpfungseffekte für 27 
verschiedene Erneuerbare- 
Energien-Technologien für die 
Jahre 2019, 2025 und 2030 be-
rechnen. Konkret lassen sich 
die Effekte in die Bestandteile 
der Beschäftigungseinkommen, 
der Unternehmensgewinne und 
der kommunalen Einnahmen in 
Form von Steuern und Abgaben 
auf die Einkommen und Gewin-
ne darstellen. Dabei wird die ge-
samte Wertschöpfungskette ei-
ner Anlage – von ihrer Planung 
über die Installation bis hin zum 
eigentlichen Betrieb – berück-

sichtigt. Schließlich werden Nut-
zer die eingesparten CO2-Äqui-
valente errechnen können, um 
die positiven Auswirkungen der 
Erneuerbare-Energien-Anlagen 
auf den Klimaschutz zu überprü-
fen.

Das Tool ist nutzerfreundlich 
konzipiert, so dass die Wert-
schöpfungseffekte mit wenig  
Aufwand ermittelt werden 
können. Die Ergebnisse wer-
den sowohl grafisch als auch 
tabellarisch dargestellt, um für 
die Nutzer einfach erfassbar 
und auch weiterverwendbar 
zu sein. DK



KO M M U N A L E  E N E R G I E T H E M E N 7GZ 4. März 2021

WIR FÖRDERN 
DRUNTER UND DRÜBER
Als Förderbank für Bayern unterstützen wir auch Investitionen in die Infrastruktur und 
in zukunfts weisende Projekte von Kommunen. Gerne beraten wir Sie kostenfrei über 
unsere Förderangebote. Tel. 089 / 21 24 - 10 00

www.lfa.de

Beratung.
Finanzierung.
Erfolg.

8. Monitoring-Bericht zur Energiewende:

Auf Erfolgskurs
Wasserkraftanlagen leisten wichtigen Beitrag zur Stromversorgung mit erneuerbaren Energien
Die Energiewende kommt in vielen Handlungsfeldern deutlich 
voran und liegt insgesamt auf Erfolgskurs, wie der vom Bundes-
kabinett beschlossene 8. Monitoring-Bericht belegt. Er stellt den 
Stand der Umsetzung der Energiewende in den Berichtsjahren 
2018 und 2019 dar und ist Teil des im Jahr 2011 gestarteten Moni-
toring-Prozesses „Die Energie der Zukunft“.

Fakt ist: Die erneuerbaren Ener-
gien tragen immer stärker zur 
Stromversorgung in Deutschland 
bei. So lag der Anteil erneuerbarer 
Energien am Stromverbrauch 2019 
bei 42 Prozent und 2020 bereits 
bei ca. 46 Prozent. Die Stromer-
zeugung aus Kohle sinkt erneut 
deutlich und damit auch die ener-
giebedingten CO2-Emissionen.

Laut Bericht fiel der Energiever-
brauch in Deutschland 2019 auf 
den niedrigsten Stand seit Anfang 
der 1970er Jahre. Trotz Fortschrit-
ten bleibt es eine Herausforde-
rung, die ambitionierten Ziele bei 
Verbrauch und Effizienz so schnell 
wie möglich zu erreichen.

Entgegen der Zielsetzung im 
Jahr 2019 ist der Energiever-
brauch im bundesweiten Verkehr 
gegenüber dem Vorjahr und dem 
Referenzjahr (2005) angestiegen. 
Somit sind erhebliche weitere An-
strengungen erforderlich, um so 
schnell wie möglich eine Trend-

umkehr einzuleiten. Ein weiteres 
Ergebnis: Das Klimaziel 2020, bei 
dem noch vor wenigen Jahren ei-
ne Lücke von 5 bis 8 Prozentpunk-
ten prognostiziert wurde, wird 
nun voraussichtlich mit einer Min-
derung der Treibhausgasemissio-
nen von mehr als 40 Prozent ge-
genüber 1990 sogar übertroffen.

Hohes Maß an 
Versorgungssicherheit

Auch vor dem Hintergrund des 
Ausstiegs aus der Kernenergie und 
der Kohleverstromung ist Deutsch-
lands Stromversorgung sicher. Die 
Energienachfrage in Deutschland 
ist jederzeit gedeckt, so dass ein 
auch im internationalen Vergleich 
hohes Maß an Versorgungssicher-
heit gewährleistet ist.

Die Energiewende ist eine Mo-
dernisierungsstrategie, die um-
fangreiche Investitionen am Wirt-
schaftsstandort Deutschland aus-

löst. Sie leistet somit auch einen 
Beitrag zur wirtschaftlichen Erho-
lung nach den Belastungen durch 
die Covid-19-Pandemie.

Einen wichtigen Beitrag zur 
Stromversorgung mit erneuerba-
ren Energien leisten laut Monito-
ring-Bericht die Wasserkraftanla-
gen in Deutschland. Von den 243 
Terrawattstunden Bruttostromer-
zeugung aus regenerativen Ener-
giequellen im Jahr 2019 stamm-
ten rund 20 Terrawattstunden aus 
Wasserkraftanlagen. „Mit ihrer 
Grundlastfähigkeit und der kons-
tanten Energieerzeugung auch in 
der Nacht sind Wasserkraftanla-
gen eine ideale Ergänzung zu den 
volatilen Quellen Windenergie 
und Photovoltaik“, betont Fritz 
Schweiger, Vorstandsvorsitzender 
der Vereinigung Wasserkraftwer-
ke in Bayern (VWB) e.V.

Erläuternde Informationen zum 
Beitrag der Wasserkraft liefert die 
Arbeitsgruppe Erneuerbare Ener-
gien-Statistik (AGEE-Stat) des Um-
weltbundesamtes. Sie teilt mit, 
dass die Stromerzeugung aus 
Wasserkraft 2019 mit 19,7 Milliar-
den Kilowattstunden wieder über 
dem Wert des trockenen und des-
halb ertragsarmen Vorjahres (17,7 

Mrd. kWh) lag. Laut Umweltbun-
desamt schwankt die jährliche 
Einspeisung von Strom aus Was-
serkraftanlagen seit Jahren um 
den Wert von 20 Milliarden Kilo-
wattstunden „Die installierte Leis-
tung der Wasserkraft ändert sich 
seit einigen Jahren ebenfalls nur 
noch wenig und lag am Ende des 
Jahres 2019 bei 5.595 Megawatt“, 
so das Umweltbundesamt auf sei-
ner Website.

Zur Wasserkraft zählen rund 
6.800 sogenannte kleine Wasser-
kraftanlagen bis ein Megawatt 
Leistung.

„Wasserkraft ist grund-, mittel- 
und spitzenlastfähig sowie spei-
cherfähig. Neben der CO2-freien, 
dezentralen Stromerzeugung trägt 
sie zur Stabilität und Flexibili-
tät der regionalen Netze bei“, un-
terstreicht Hans-Peter Lang, Vor-
standsvorsitzender des Landesver-
bandes Bayerischer Wasserkraft-
werke (LVBW) eG. Darüber hinaus 
sichern sie das Überleben zahlrei-
cher mittelständischer Unterneh-
men wie Müller und Sägewerks-
betreiber. Viele betreiben die An-
lagen im Familienbetrieb seit 
mehreren Generationen. Die Was-
serkraftwerke spielen deshalb in 
vielen Gemeinden in Bayern eine 
große Rolle. Schweiger und Lang 
fordern darum gemeinsam faire 
Bedingungen für den Weiterbe-
trieb kleiner Wasserkraftanlagen.

Als positives Signal werten 
und begrüßen VWB und LVBW 
die Erhöhung der Einspeisever-
gütung aus Wasserkraftanlagen 
bis 500 Kilowatt Leistung im EEG 
2021. „Diese Erhöhung gilt aber 
nur für bestehende Anlagen in 
dieser Größenordnung. Deshalb 
kann sie kein Anreiz für den Bau 
neuer Wasserkraftanlagen sein, 
wie es von Naturschutzverbän-
den jüngst konstatiert wurde“, 
stellt VWB-Vorstandsvorsitzender 
Schweiger klar. DK

Kleine Wasserkraftanlagen erzeugen CO2-frei Strom und stabilisie-
ren durch ihre Grundlastfähigkeit das Stromnetz.
 Bild: Vereinigung Wasserkraftwerke in Bayern

Interaktive Netzdarstellung 
für ganz Bayern

Neues Tool zeigt freie Netzkapazitäten für EEG-Anlagen

Ein neues Tool im Energie-Atlas Bayern zeigt mit einem Klick, an wel-
chen Abschnitten es freie Kapazitäten zum Anschluss neuer EEG-An-
lagen in der Mittelspannungsebene des Verteilnetzes gibt. Die Netz-
kapazitäten für den Anschluss von Anlagen mit einer Leistung von bis 
zu 750 kW werden anhand der Farben Grün für freie und Orange für 
begrenzte Kapazitäten dargestellt. Energieminister Hubert Aiwanger: 
„Hier wird zum ersten Mal in Deutschland das Verteilnetz eines gan-
zen Bundeslandes interaktiv gezeigt. So können potenzielle Betreiber 
sofort sehen, ob ihre geplante Anlage auf kurzem Weg an den nächst-
gelegenen Netzverknüpfungspunkt angeschlossen werden kann.“ 

Aiwanger betonte die Bedeu-
tung des Verteilnetzes: „Wir trei-
ben den Ausbau der Erneuerba-
ren Energien voran, welche wei-
testgehend an das Verteilnetz 
angeschlossen werden. Ein leis-
tungsstarkes und zuverlässiges 
Verteilnetz ist somit von hoher 
Bedeutung für eine erfolgreiche 
Umsetzung der Energiewende. 
Die bayerischen Verteilnetzbetrei-
ber, allen voran Bayernwerk, LEW 
Verteilnetz und N-ERGIE Netz Gm-
bH, sind sich ihrer Verantwortung 
bewusst. Sie ertüchtigen fortwäh-
rend das Netz, damit es seinen 
neuen Aufgaben, wie etwa der 
Verteilung des Stroms nach unten 
und oben, gewachsen ist.“

„Durch den starken Zubau an 
dezentralen Einspeiseanlagen in 
unserem Netzgebiet haben wir 
uns früh damit befasst, wie wir 
die Anlagenplanung für unsere 
Kunden erleichtern können. Un-
ser Tool Simply Connect ist eine 
Lösung, die wertvolle Transparenz 

über verfügbare Anschlusskapa-
zitäten schafft“, betont Bayern-
werk-Vorstand Egon Westphal. Er-
richter einer PV-Freiflächenanlage 
oder anderer EE-Anlagen können 
sich mit der Anwendung auf einen 
Blick Transparenz über die Netz-
situation vor Ort verschaffen und 
sich so frühzeitig mit den techni-
schen Gegebenheiten für einen 
Anschluss auseinandersetzen. 

„Wir freuen uns, dass dieses In-
strument durch die Zusammenar-
beit der drei großen Flächennetz-
betreiber in Bayern jetzt schon 
auf einen Großteil der Fläche des 
Freistaats ausgerollt wird und so 
hilft, die Energiewende in Bayern 
wieder ein Stück weiter voranzu-
bringen. Wir laden alle übrigen 
Netzbetreiber herzlich ein, sich 
der Initiative anzuschließen“, so  
Westphal. Die wachsende Nach-
frage nach verfügbaren Netzkapa-
zitäten macht laut Westphal deut-
lich, dass die Energiewende nur 
durch eine massive Verstärkung 

des Verteilnetzes gelingen kann, 
für die die Netzbetreiber die rich-
tigen politischen und regulatori-
schen Rahmenbedingungen be-
nötigen.

„Die regionalen Verteilnetze 
sind die Herzkammer der Ener-
giewende. Hier kommen Erzeu-
ger und Verbraucher zusammen, 
hier geschieht Energiezukunft. 
Die Netze stellen enorme Kapa-
zitäten für Aufnahme und Vertei-
lung von Strom aus Erneuerbaren 
Energien bereit: In unserem Netz-
gebiet decken die Erneuerbaren 
schon heute rechnerisch 80 Pro-
zent des Strombedarfs,“ sagt Dr. 
Markus Litpher, Vorstandsmit-
glied der Lechwerke (LEW). „Den 
weiteren Umbau des Energiesys-
tems gestalten wir mit hohen In-
vestitionen und neuen Technolo-
gien. Neben Nachhaltigkeit sind 
dabei Versorgungssicherheit und 
Wirtschaftlichkeit die anderen 
wichtigen Parameter. Innovati-
ve Lösungen helfen, diesen Weg 
dynamisch und effizient zu ge-
stalten. Dabei sind wir auch auf 
die richtigen energiepolitischen 
Rahmenbedingungen angewie-
sen, um gemeinsam mit den Bür-
gerinnen und Bürgern die Ener-
gielandschaft im Freistaat nach-
haltig und zukunftssicher weiter-
zuentwickeln.“

Gerald Höfer, Geschäftsführer 
N-ERGIE Netz GmbH: „Wir Ver-
teilnetzbetreiber stehen selten 
im Fokus, sind aber ganz wesent-
liche Gestalter der Energiewende: 
Immerhin sind 96 Prozent aller 
EEG-Anlagen am Verteilnetz an-
geschlossen. Da uns die Dynamik 
des weiteren Ausbaus von Erneu-
erbaren gleichermaßen vor riesi-
ge Herausforderungen stellt – ge-
rade im sonnen- und PV-starken 
Bayern – sind gemeinsame Initia-
tiven wie die Veröffentlichung von 
Netzanschlusskapazitäten umso 
bedeutsamer. Gemeinsam schaf-
fen wir Transparenz und tragen 
dazu bei, das Tempo der Energie-
wende hoch zu halten.“

Das gesamte Verteilnetz in Bay-
ern hat eine Länge von 350.000 Ki-
lometer. Die daran angeschlosse-
nen 586.000 Erneuerbare-Energi-
en-Anlagen bringen es derzeit auf 
rund 20 Gigawatt Leistung. Dabei 
handelt es sich zu etwa 98 Prozent 
um PV-Anlagen, dreiviertel davon 
Dachanlagen und ein Viertel Frei- 
flächenanlagen. r

Amprion erteilt Zuschlag 
für neue Gasturbinenanlage

Der Übertragungsnetzbetreiber Amprion hat den Zuschlag für  
ein neues Gaskraftwerk am Standort Leipheim (Landkreis Günz-
burg) erteilt. Wirtschafts- und Energieminister Hubert Aiwanger 
zeigt sich erfreut: „Nicht zuletzt auf hartnäckiges Drängen der 
Bayerischen Staatsregierung wurde das Ausschreibungsverfah-
ren endlich erfolgreich abgeschlossen. Damit kommt ein weite-
res Gaskraftwerk nach Bayern, das zusammen mit Irsching Block 
6 einen wichtigen Beitrag für die Versorgungssicherheit und Sys-
temstabilität Bayerns ab 2022/2023 leisten wird.“

Das Gaskraftwerk in Leipheim 
mit einer Kapazität von 300 MW 
ist ein sogenanntes besonde-
res netztechnisches Betriebsmit-
tel, das als Sicherheitsinstrument  
für kritische Netzsituationen die- 
nen und nicht am regulären 
Strommarkt teilnehmen wird. 
Die besonderen netztechnischen 
Betriebsmittel wurden in einem 
wettbewerblichen Ausschrei-

bungsverfahren der Übertra-
gungsnetzbetreiber bestimmt.

Insgesamt vier Gaskraftwerke 
mit einer Gesamtleistung von 
1.200 MW sollen ab Herbst 2022 in 
Betrieb gehen und zur Systemsta-
bilität Süddeutschlands beitragen. 
Sie entstehen neben Leipheim 
und Irsching an den Standorten 
Biblis (Hessen) und Marbach (Ba-
den-Württemberg). r

Gemeinde Grünwald:

Thermografie-Aktion 
wird bezuschusst

Die Gemeinde Grünwald bietet seit einigen Jahren in Kooperation mit 
einer qualifizierten Fachfirma eine Thermografie-Aktion für Wohnob-
jekte in Grünwald zu besonders günstigen Konditionen an. Vor dem 
Hintergrund der Energiepreise und dem Thema Gebäudesanierung 
sowie Energieausweis gewinnt eine genaue Untersuchung der Bau-
substanz hinsichtlich Energieleckagen zurzeit stark an Bedeutung.

Thermografie-Aufnahmen kön-
nen wertvolle Hinweise über den 
Ist-Zustandes des eigenen Anwe-
sens liefern, eine wirtschaftliche 
Durchführung von Sanierungsmaß 
nahmen unterstützen und als 
Kontrollinstrument vor einer  
Abnahme dienen. Im Rahmen  
des gemeindlichen Förderpro-
gramms Umweltschutz über-
nimmt die Gemeinde Grünwald 
für Objekte im Gemeindegebiet 
50 Prozent dieser Untersuchungs-

kosten inklusive des Kurzberichts. 
Im Rahmen des gemeindlichen 

Förderprogramms Umweltschutz 
übernimmt Grünwald für Objek-
te im Gemeindegebiet 50 Prozent 
dieser Untersuchungskosten in-
klusive des Kurzberichts. Die Kos-
ten für die thermografische Un-
tersuchung eines Einfamilienhau-
ses liegen zwischen 304 Euro und 
284 Euro. Für Wohnobjekte ab 
150 Quadratmeter wird ein indivi-
duelles Angebot erstellt.  r
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Konstant gute  
Betriebstemperatur

Bayernwerk und Stadt Freising verlängern Fernwärme-Partnerschaft

Das Energieunternehmen Bayernwerk und die Stadt Freising ha-
ben ihr gemeinsames Engagement in der Fernwärmeversorgung 
Freising GmbH (FFG) verlängert. Nach umfangreichen Gesprächen 
haben sich beide Partner in einem Konsortialvertrag auf die Fort-
führung der Gesellschaft über weitere 15 Jahre, die Belieferung mit 
Fernwärme und die technische Betriebsführung geeinigt.

In Zukunft versorgt das Bayern-
werk die Stadt Freising und wei-
tere Kunden in Zolling und Hall-
bergmoos mit einer jährlichen 
Wärmemenge von rund 170.000 
Megawattstunden (MWh), was 
dem Wärmebedarf einer ganzen 
Kleinstadt entspricht. Die Abnah-
me und Lieferung von Fernwär-
me aus dem Heizkraftwerk Zolling 
über eine 27 Kilometer lange 
Transportleitung erfolgen durch 
die Bayernwerk Natur GmbH.

„Ich freue mich sehr, dass 
die erfolgreiche Partnerschaft 
zur Wärmeversorgung in Frei-
sing fortgesetzt werden kann“, 
sagt Oberbürgermeister Tobias 
Eschenbacher über den Vertrags- 
abschluss. „Wärme hat Zukunft! 
Wir sehen im Ausbau des Wärme-
netzes einen wichtigen Beitrag 
zur Umsetzung unserer Klimabe-
schlüsse und zur Zukunftsvorsor-
ge. Durch unser Engagement in 
dieser Richtung schaffen wir die 
Möglichkeit, den Einsatz fossiler 
Brennstoffe zu reduzieren.“

Neben den drei größten Kun-
den der Fernwärme, der Flugha-

fen München GmbH, der TU Wei-
henstephan und der Texas Inst-
ruments GmbH werden Reihen 
häuser, Wohnanlagen, Geschäfts- 
gebäude und Gewerbeobjekte 
sowie auch öffentliche Einrich-
tungen wie Schulen, Kindergär-
ten, das Krankenhaus Freising 
oder das Amtsgebäude der Stadt 
versorgt.

Kraft-Wärme-Kopplung

Basierend auf dem energieef-
fizienten Prinzip der Kraft-Wär-
me-Kopplung werden fast 90 
Prozent der Wärmeenergie im 
Fernwärmenetz in dem nahege-
legenen Heizkraftwerk in Zolling 
erzeugt. Fast die gesamte Wär-
memenge ist damit primärener-
giesparend erzeugte und um-
weltfreundliche Endenergie. Da-
neben stehen das erdgasgefeu-
erte Heizwerk Weihenstephan 
sowie die Kesselanlage Hallberg-
moos zur Versorgung bei Spitzen-
lasten oder als Reservebedarf zur 
Verfügung.

„Ich freue mich sehr, dass es 

uns gelungen ist, die Wärmever-
sorgung in Freising und Umge-
bung weiterhin gemeinsam zu 
gestalten. Dies beweist einmal 
mehr das gegenseitige Vertrau-
en der Partner auf Basis der nun 
34-jährigen Zusammenarbeit“, 
sagt Werner Dehmel, Geschäfts-
führer der Bayernwerk Natur 
GmbH, zum Abschluss der Ver-
handlungen. Bereits 1987 grün- 
deten die Bayernwerk AG bzw. 
die damalige Isar-Amper-Werke 
AG und die Stadt Freising die 
Fernwärmeversorgung Freising 
GmbH mit dem Ziel des Aufbaus 
und des Betriebs einer Fernwär-
meversorgung im Raum Freising 
und Umgebung.

Nachdem die seinerzeit ge-
schlossenen Verträge zur bisheri-
gen Zusammenarbeit am 31. De-
zember 2020 endeten, wurden 

Baustelle zur Erneuerung des Wärmenetzes an der Unteren 
Hauptstraße in Freising. Bild: Nina Reitz/Stadtwerke Freising

bereits frühzeitig Gespräche für 
eine Folgekooperation geführt. 
Nach vielen Gesprächen zu mög-
lichen Szenarien und den ent-
sprechenden Vertragsverhand-
lungen ist es nun gelungen, die 
bestehende Partnerschaft auch 
in Zukunft aufrecht zu erhalten.

Neben dem neuen Konsortial-
vertrag zum Weiterbestand der 
gemeinsamen Gesellschaft wur-
den weitere Einigungen zur Netz-
nutzung, Wärmelieferung und 
Betriebsführung getroffen. In 
diesem Zusammenhang wurde 
die Fernwärmetransportleitung 
auf Freisinger Flur eigentumsmä-
ßig an die Freisinger Stadtwerke 
Versorgungs-GmbH (FSV) über-
tragen. 

Die Betriebsführung übernimmt 
in Zukunft die Bayernwerk Na-
tur GmbH, die bayernweit be-
reits über 200 energieeffizien-
te und überwiegend regenerati-
ve Wärmeerzeugungs- und Heiz-
kraftwerksanlagen betreibt. Die 
Bayernwerk Natur übt auch die 
technische Betriebsführung der 
FFG- und anderer FSV-Fernwär-
meanlagen aus. r

Wettbewerb Energie Start-up 2020 Bayern:

Dreifache Siegerehrung 
Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger hat die drei Gewinner des 
Wettbewerbs Energie Start-up 2020 Bayern ausgezeichnet. Das 
Augenmerk lag dabei auf Digitalisierung, Versorgungssicherheit 
und Wasserstoff. Teilnehmen konnten Start-ups aus Deutschland, 
Österreich und der Schweiz mit Bezug zur Energiezukunft Bayerns.

„Trotz der Corona-Krise haben 
wir die Energiewende nicht aus 
den Augen verloren“, betonte Ai-
wanger. Mit 62 eingereichten Be-
werbungen war der Wettbewerb 
auch unter diesen schwierigen 
Umständen ein Erfolg: Im Ver-
gleich zur letzten Ausschreibung 
2018 hatten sich mehr als dop-
pelt so viele Start-ups beworben. 
„Das zeigt, wie das Thema Ener-
gie noch einmal deutlich an Be-
deutung gewonnen hat, vor al-
lem in der Gründerszene“, so der 
Staatsminister.

Betreiber einer IoT-Plattform

Zu den Gewinnern 2020 zählt 
die gridX GmbH, ein Start-up 
aus Aachen mit Niederlassung 
in München. Das Unternehmen 
entwickelt und betreibt eine 
IoT-Plattform, mit der dezentrale 
Energieressourcen wie beispiels-
weise Photovoltaik-Anlagen, Bat-
teriespeicher oder Ladesäulen für 
E-Autos untereinander vernetzt 
und gesteuert werden können. 
Dynamisches Lastmanagement 
für Elektrofahrzeuge, intelligente 
Energieverteilung im Eigenheim 
oder die Sektorenkopplung inner-
halb von Stadtquartieren sorgen 
für effiziente Energienutzung, um 
eine nachhaltige Zukunft zu ge-
stalten. Das Unternehmen hat 
knapp 50 Mitarbeiter. 

Die Enmacc GmbH wiederum 

ist eine unabhängige und inno-
vative Handelsplattform für die 
Energiewirtschaft, die die Liquidi-
tät in den europäischen Energie-
märkten erhöht und den Handel 
für Strom, Gas und Erneuerbare 
Energien vorantreibt. Die Missi-
on des Start-ups ist es, einen ein-
fachen, sicheren und kostenef-
fizienten Zugang zum professio-
nellen Energiehandel zu ermög-
lichen. Das junge Unternehmen 
mit 60 Mitarbeitern hat seinen 
Hauptsitz in München. 

Das Münchner Start-up VoltSto-
rage GmbH entwickelt und produ-
ziert Solarstromspeicher auf Basis 
der ökologischen Vanadium-Re-
dox-Flow (VRF) Technologie, um 
überschüssige Solarenergie tags-
über zu speichern und in son-
nenarmen Zeiträumen nutzen zu 
können. VoltStorage ist das welt-
weit erste Unternehmen, das die 
im Großspeichersegment erfolg-
reiche VRF-Technologie als Heim-
speicherlösung für Privathaushal-
te verfügbar macht. Das Start-up 
hat 35 Mitarbeiter.

Der Wettbewerb ist eine ge-
meinsame Initiative des Bayeri-
schen Wirtschaftsministeri-
ums, der Bayern Innovativ GmbH 
mit dem Zentrum Digitalisierung. 
Bayern, der BayStartUp GmbH  
sowie der Bayernwerk AG, des 
Verbands der Bayerischen Ener-
gie- und Wasserwirtschaft und 
der Verbund AG. DK

Doppelter  
Haushaltsstromverbrauch 

mit Elektroauto
Während in den vergangenen Jahren der Stromverbrauch in den 
meisten privaten Haushalten aufgrund effizienterer Gerätetechnik 
tendenziell zurückgegangen ist, kehrt sich dieser Trend derzeit wie-
der um. Neue Stromverbraucher, wie immer mehr Computer, Kli-
mageräte, Wärmepumpen und nicht zuletzt Elektroautos, erhöhen 
den Haushaltsstrombedarf signifikant.

Münchens zweites 
„Windrad“ ist in Betrieb
Im Sommer 2020 wurde mit den Fundamentarbeiten begonnen, 
im Dezember Turm und Flügel montiert. Die Inbetriebnahme ist 
nun abgeschlossen und Helge-Uve Braun, Technischer SWM Ge-
schäftsführer, hat grünes Licht für die Betriebsaufnahme gege-
ben. Damit ist die zweite lokale Windkraftanlage der SWM offizi-
ell „am Netz“ und speist Ökostrom ein.

Nach 200 Betriebsstunden 
wird die Anlage dann für etwa 
eine Woche für Wartungsarbei-
ten stillstehen, bevor sie in den 
Regelbetrieb geht. Sie steht auf 
der Deponie Nord-West im Stadt-
teil Freimann. Ihr Turm ist 80 Me-
ter hoch, die Rotorblätter sind 
69 Meter lang. Damit überragt 
die neue Windkraftanlage ihre 
„Schwester“ aus dem Jahr 1999 
auf der anderen Seite der Auto-
bahn deutlich. Auch bei der Ener-
gieproduktion liegt sie vorne: 
Mit rund 7,1 Millionen Kilowatt-
stunden pro Jahr erzeugt sie ge-
nug Ökostrom für mehr als 2.800 
Haushalte – etwa viermal so viel 
wie die ältere Anlage.

„Mit der Inbetriebnahme unse-
rer zweiten Münchner Windkraft-
anlage komplettieren wir einen 
weiteren lokalen Baustein unse-
rer Ausbauoffensive Erneuerba-
re Energien“, so Braun. „Wir ar-
beiten bereits an den nächsten 
Projekten, um unser Ziel zu errei-
chen: Soviel Ökostrom in eigenen 
Anlagen zu produzieren wie ganz 

München benötigt. Dabei nutzen 
wir die Potenziale hier vor Ort so-
wie an weiteren Standorten in 
Deutschland und in Europa – für 
das Gelingen der Münchner Ener-
giewende und für den globalen 
Klimaschutz.“

Im Jahr 2008 haben die SWM 
ihre Ausbauoffensive Erneuer-
bare Energien gestartet mit dem 
Ziel, bis 2025 so viel Ökostrom 
in eigenen Anlagen zu produzie-
ren, wie ganz München benötigt, 
seinerzeit rund 7 Terawattstun-
den. Aufgrund des Bevölkerungs-
wachstums, der steigenden Zahl 
von Wärmepumpen und nicht zu-
letzt zunehmender Elektromobi-
lität wurde dieses Ziel jüngst an 
den damit steigenden Strombe-
darf angepasst: Bis 2035 wollen 
die SWM bis zu 8,4 Terawattstun-
den Ökostrom erzeugen, um auch 
den Bedarf der Zukunft regenera-
tiv zu decken. Schon heute be-
treiben die SWM in und um Mün-
chen knapp 70 Strom-, Wärme- 
und Kälteerzeugungsanlagen, die 
erneuerbare Energien nutzen. r

„Diese Entwicklung ist gut für 
die Umsetzung der Energiewen-
de, denn immer mehr Strom wird 
in Bayern aus erneuerbaren Ener-
gien bereitgestellt – und damit 
müssen klimaschädliche Energie-
träger wie Mineralöl und Kohle 
entsprechend weniger eingesetzt 
werden. Die nächste Aufgabe un-
seres Wirtschaftszweiges ist es, 
auch die Gasversorgung „grün“ zu 
machen“, erklärt Detlef Fischer, 
Geschäftsführer des Verbands der 
Bayerischen Energie- und Wasser-
wirtschaft e. V. – VBEW.

Ein sparsamer Drei-Personen- 
Haushalt benötigt in Bayern etwa 
3.000 kWh Strom im Jahr (das ent-
spricht einer Stromrechnung von 
rund 80 Euro pro Monat). Wird 
die Warmwasserbereitung eben-
falls elektrisch durchgeführt, sind 
dafür weitere 1.500 kWh anzuset-
zen. Kommt bei einem Einfamili-
enhaus noch die Heizung über ei-
ne Wärmepumpe hinzu, müssen 
je nach eingesetzter Technik und 
zu beheizender Wohnfläche noch-
mal 6.000 bis 10.000 kWh zusätz-
lich veranschlagt werden. Ent-
scheidet sich die Familie für ein 
Elektroauto, ist mit weiteren 3.000 
kWh jährlichem Stromverbrauch 
pro Fahrzeug zu rechnen. Hierbei 
ist eine Jahreskilometerleistung 
von 15.000 km und ein Stromver-
brauch von 20 kWh/100 km (inkl. 
Ladeverluste) angesetzt worden.

Eine „voll elektrische“ Fami-
lie kommt somit leicht auf einen 
Jahresstromverbrauch von weit 
über 10.000 kWh, benötigt aber 
klimaschädlichere Energieträger 
wie Heizöl und Benzin/Diesel ent-
sprechend weniger. Immer mehr 
Stromkunden, die über geeigne-
te Flächen verfügen, produzieren 
einen Teil ihres Stromes über ei-
ne Photovoltaikanlage selbst. Das 
funktioniert in Bayern zumindest 
von März bis Oktober, insbeson-
dere wenn man über einen ei-
genen Batteriespeicher verfügt, 

auch recht ordentlich. Da im Elek-
troauto der Speicher schon drin 
ist, bietet es sich geradezu an, die 
eigene Photovoltaikanlage auch 
zum Aufladen des Autos so gut es 
irgendwie geht zu nutzen. „Den 
Weg zur Tankstelle können sich 
jetzt immer mehr unserer Strom-
kunden sparen. Sie laden bequem 
zu Hause oder am Arbeitsplatz ihr 
Elektroauto aus dem Stromnetz 
oder über die eigene Photovol-
taikanlage auf. So ist man güns-
tig und umweltschonend zugleich 
unterwegs“, betont Fischer.

Günstig und 
umweltschonend unterwegs

Lädt man sein Elektroauto über 
eine eigene Photovoltaikanlage 
auf, sind etwa 3 Euro Stromkosten 
auf 100 km zu veranschlagen. Ent-
nimmt man den Strom vollständig 
aus dem Stromnetz, ist mit 6 Eu-
ro auf 100 km zu kalkulieren. Die 
Mehrkosten werden durch die 
staatlichen Lasten auf den Strom-
bezug aus dem Netz verursacht. 
Dies ist aber immer noch deutlich 
günstiger als Benzin oder Wasser-
stoff zu tanken (10 Euro/100 km).

Mit dem Erdgasauto ist man in 
etwa genauso günstig unterwegs 
wie mit dem Stromauto. Richtig 
teuer kann es werden, wenn man 
das Elektroauto häufig an der Au-
tobahn aufladen muss. Die da-
für zu entrichtenden Stromkos-
ten mit 16 Euro auf 100 km kön-
nen die Treibstoffkosten eines mit 
Benzin betriebenen Fahrzeuges 
deutlich überschreiten.

„Wer von einem Wasserstoff- 
auto träumt, muss sich darüber 
im Klaren sein, dass dies eine ver-
hältnismäßig teure Form der In-
dividualmobilität sein wird. Man 
wird niemals günstig selbster-
zeugte Energie zum Fahren ein-
setzen können“, stellt Fischer fest 
und saust lautlos mit seinem Elek-
troauto davon. r

Energieallianz Bayern:

Zweites Standbein  
mit Solarenergie

Die Energieallianz Bayern mit Sitz in Hallbergmoos bei München 
erweitert ihr Portfolio mit der Entwicklung neuer Solarprojekte. 
Hierfür hat sie für die strategische Erweiterung des Unterneh-
mens und zukünftige Projektentwicklung vor kurzem die Solar- 
energie Bayern GmbH & Co. KG gegründet.

An der Solarenergie Bayern  
GmbH & Co. KG haben sich  
30 Stadtwerke aus dem beste-
henden Gesellschafterkreis der 
Energieallianz Bayern beteiligt  
und bieten Ihre Zusammenar-
beit für zukünftige Solarprojek-
te an. Das Augenmerk der Solar- 
energie Bayern GmbH & Co. KG 
liegt auf der Entwicklung und 
Errichtung von neuen Solarparks 
in Bayern. Ziel ist es, mit neuen  
Photovoltaik-Anlagen ca. 40 MW 
umzusetzen. Erste Akquise für 
Freiflächen sind bereits ange-
laufen. Dazu Geschäftsführer 
Ulrich Geis: „Mit der Solarener-
gie Bayern haben wir eine Bün-
delgesellschaft für Solarparks ge-
gründet, um die Flexibilität zu ha-

ben, verschiedene Parkgrößen zu 
realisieren. Dies ist ein weiterer 
Baustein für die Energiewende in 
kommunaler Hand.“

Enger Austausch

Christoph Schromm, Projekt-
entwickler der Energieallianz Bay-
ern: „Wir wollen unsere Projekte 
dort verwirklichen, wo es energe-
tisch sinnvoll und verträglich mit 
der Umgebung ist. Hierzu stehen 
wir im engen Austausch mit allen 
Beteiligten: Kommunen, Behör-
den sowie Grundstückseigentü-
mer. Jeder wird miteinbezogen, 
so dass eine gemeinsame Lösung 
erarbeitet wird. Nur so kann die 
Energiewende gelingen.“ r

Kommunales Energieeffizienznetzwerk Ebersberg-München:

Die Wärmewende 
im ländlichen Raum

Den Klimaschutz in den eigenen Gemeinden voranbringen und vom 
Erfahrungsschatz der anderen profitieren – das ist das Ziel des Ener-
gieeffizienznetzwerks Ebersberg-München. Anfang Februar trafen 
sich die 14 teilnehmenden Gemeinden zusammen mit dem Institut 
für nachhaltige Energieversorgung (INEV) und der Energieagentur 
Ebersberg-München zum zweiten Netzwerktreffen. Wie bereits im 
November 2020 musste auch dieses Treffen online stattfinden.

Den Auftakt bei den Fachvor-
trägen übernahm Tobias Huter 
von der Naturstrom AG, der die 
Wärmewende im ländlichen Raum 
am Beispiel des Nahwärmenetzes 
in Moosach vorstellte. Das von 
der Gemeinde und dem Energie-
versorger gemeinsam realisier-
te Projekt nutzt zur Wärmeerzeu-
gung eine Kombination aus einem 
Hackschnitzelheizwerk und Solar- 
thermie. Damit kann in den Über-
gangsmonaten zwischen Som- 
mer und Winter auf die Kraft der 
Sonne zurückgegriffen und der 
Verbrauch an Biomasse gesenkt 
werden. 

Nahwärmenetz Moosach

Wie innovativ und zugleich zu-
kunftsweisend die Gemeinde bei 
der Errichtung dieses Nahwärme-
netzes gehandelt hat, zeigte sich 
in der anschließenden Diskussi-
on. Neben allgemeinen Nachfra-
gen zum Projekt entwickelte sich 
auch ein Gespräch über das Po-
tenzial von Abfallprodukten aus 
der Landwirtschaft als Energie-
träger.

Andreas Scharli von der Ener-

giewende Oberland stellte im 
zweiten Fachvortrag des Netz-
werktreffens das Prinzip des Wär- 
meverbunds für kommunale Lie-
genschaften vor. Anhand von Pra-
xisbeispielen aus der eigenen Er-
fahrung erklärte er dabei die 
möglichen Herangehensweisen  
bei der Realisierung der von ihm 
als „Dorfheizungen“ bezeichne-
ten Wärmenetze – denn für Kom-
munen gibt es dabei einiges zu 
beachten. Pragmatischen Lö-
sungen stehen dabei manchmal 
rechtliche Hindernisse entgegen, 
wie Andreas Scharli verdeutlich-
te. Das erschwert die Energie- 
und Wärmewende im ländlichen 
Raum. 

An dieser Stelle unterstützt 
das kommunale Energieeffizienz-
netzwerk Ebersberg-München. 
Durch den Erfahrungsaustausch 
und die Begleitung durch die Be-
rater*innen der Energieagentur 
Ebersberg-München und des Ins-
tituts für nachhaltige Energiever-
sorgung (INEV), werden die teil-
nehmenden Kommunen in die La-
ge versetzt, mögliche Hindernisse 
bereits frühzeitig zu erkennen und 
zu umgehen. r
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10.000. DBU-Projekt erfolgreich abgeschlossen:

EULE – ein Beitrag zur Erhöhung der 
Artenvielfalt durch die Energiewende
Will unsere Gesellschaft die Energiewende schaffen und gleichzei-
tig die Artenvielfalt sowie die ästhetische Qualität der Landschaf-
ten erhalten, muss eine umsichtige und intelligente Einbindung der 
Erneuerbaren Energien in Natur und Landschaft erfolgen. Aus die-
sem Grund beauftragte die Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) 
die regionalwerke GmbH & Co. KG mit dem Projekt EULE – Evalu-
ierungssystem für eine umweltfreundliche und landschaftsverträg-
liche Energiewende. Weitere Projektpartner waren die Hochschule 
Weihenstephan-Triesdorf, die Prof. Schaller UmweltConsult GmbH 
sowie die Erzeugergemeinschaft für Energie in Bayern eG.

Nach neuen Monaten Laufzeit 
konnte im Oktober 2020 die ers-
te Projektphase erfolgreich ab-
geschlossen werden, in der ein 
Auditsystem zur Ermittlung ei-
nes ökologischen Mehrwerts für 
Photovoltaik-Freiflächenanla-
gen (PV-FFA) entwickelt wurde. 
Als 10.000. Projekt der DBU lobte 
DBU-Generalsekretär Alexander 
Bonde das Projekt EULE als „einen 
weiteren Meilenstein in der Ge-
schichte der DBU“. Es handle sich 
um ein klassisches Beispiel für die 
Vielfalt der Förderthemen, denn 
es vereine so unterschiedliche 
Aspekte wie Erneuerbare Energi-
en, Digitalisierung und Natur- und 
Artenschutz. Außerdem könne es 
zu mehr Akzeptanz für die Ener-
giewende führen, weil Bürger di-
rekt beteiligt würden und deut-
lich werde, dass Naturschutz und 
das Erzeugen von Strom zugleich 
möglich seien.

Als Projektleiter und Geschäfts-
führer der regionalwerke betont 
Andreas Engl, dass mit Hilfe von 
EULE die Auswirkungen Erneu-
erbarer-Energien-Anlagen auf 
Landschaft und Natur konkret be-

wertet werden können. Im Kon-
text des Landschaftsraums so-
wie nach standortspezifischen 
Vorgaben ermittelt EULE ein op-
timales Entwicklungskonzept für 
PV-FFA-Standorte und ermög-
licht somit eine sinnvolle doppel-
te Flächennutzung. Die Anlagen-
betreiber erhalten hierfür einen 
Katalog an ökologischen Aufwer-
tungsmaßnahmen, die ausge- 
wählt und umgesetzt werden 
können. In regelmäßigen Abstän-
den erfolgen anschließend Audi-
tierungen, wie die vorgesehenen 
EULE-Maßnahmen realisiert wur-
den und wie sich die Artenviel-
falt auf dem entstehenden Solar-
feld-Biotop entwickelt.

„Wir konnten bereits wäh-
rend der Projektlaufzeit feststel-
len, dass mit Hilfe von EULE die 
notwendige Akzeptanz für den 
weiteren Ausbau der dezentra-
len Energiewende in der Bevöl-
kerung erreicht wird“, erläutert 
Engl. Stromkunden erhalten mit 
Hilfe von EULE erstmals einen Ein-
blick in die Betriebsführung er- 
neuerbarer Energieanlagen und  
die Gewissheit, dass Natur und 

Landschaft trotz der Energiepro-
duktion geschützt werden. Gleich-
zeitig können die Energieprodu-
zenten eine höhere Produktquali-
tät – ein umfassend ökologisches 
und regionales Qualitätspro-
dukt – vermarkten und Mehr- 
einnahmen generieren, was ins-
besondere bei den aktuell gerin-
gen Strommarkterlösen und für 
Ü20-Anlagen wichtig ist. „Wenn 
sich beide Seiten freuen und 
auch die stark bedrohte Arten-
vielfalt profitiert, dann kann das 
EULE-Konzept nur sinnvoll sein“, 
fasst Engl zusammen.

EULE für eine Energiewende 
im Einklang mit der Natur

Mit EULE wurde ein Audit-
system für PV-FFA erarbeitet, 
um den jeweiligen ökologischen 
Ist-Zustand zu bewerten und die-
sen anhand eines standortspezi-
fischen Maßnahmenkatalogs ge-
zielt zu verbessern. Jeder Maß-
nahme ist eine Punktebewertung 
zugeordnet, die dem Anlagenbe-
treiber gutgeschrieben wird. Ent-
sprechend der erreichten Ge-
samtpunkteanzahl nach EULE 
wird der ökologische Mehrwert 
ersichtlich, der dem Anlagenbe-
treiber finanziell honoriert wird. 
Neben ökologischen Aspekten 
werden zudem soziale Maßnah-
men bewertet, beispielsweise öf-
fentlichkeitswirksame Maßnah- 
men, wie Führungen und Infor-
mationsangebote für die Bevöl-
kerung. Die Vernetzung der Ener-

gieerzeuger und -verbraucher soll 
dabei digital erfolgen. Eine eige-
ne EULE-Plattform ermöglicht die 
Ablage und Analyse vorhandener 
räumlicher und technischer Da-
ten, um sie für Auditoren, Anla-
genbetreiber und Energieversor-
ger mit individuellen Zugriffsrech-
ten zur Verfügung zu stellen.

Im Rahmen der EULE-Projekt-
phase 1 wurden neben dem Au-
ditsystem zudem eine Software- 
Architektur sowie eine erste Ver-
sion der benötigten Plattform, mit 
einem CRM-System und unter-
schiedlichen Services (Applikati-
onen) entwickelt. Auch das not-
wendige Geoinformationssystem 
ist bereits Bestandteil des Pro-
totyps. „Damit können raumbe-
zogene Daten effizient verwaltet 
und für die verschiedenen Nutzer 
wie Betreiber, Gutachter, Energie-
versorger, Verbraucher oder auch 
interessierte Bürger veranschau-
licht werden, erläutert Dr. Johan-
nes Gnädinger, vom Landschafts-
planungsbüro Prof. Schaller Um-
weltConsult GmbH.

EULE wird fortgesetzt

Nachdem in den Fachmedien 
zunehmend über die Möglich-
keit einer ökologischen Integra-
tion von PV-FFA berichtet wird, 
will EULE darüber hinaus konkre-
te ökologische Entwicklungszie-
le und die dafür erforderlichen 
Aufwertungsmaßnahmen definie-
ren, begleiten und überwachen. 
Prof. Dr. Markus Reinke, Land-
schaftsplaner und Vizepräsident 
der HS Weihenstephan betreute 
ein studentisches Projekt im Rah-
men von EULE. Er betont, dass die 
Kombination von erneuerbaren 
Energien, digitalen Technologien 
und Umweltmaßnahmen ein er-
staunliches Engagement bei den 
Studierenden hervorgerufen hat. 
„Selten waren die Studenten mit 
einem solch großen Tatendrang 
bei der Sache, was darauf schlie-
ßen lässt, dass EULE ein zukunfts-
fähiges Themenfeld besetzt“, so 
Prof. Reinke.

EULE soll als Zertifizierungs-
standard etabliert werden, mit 
dem die Produktqualität erneu-
erbar produzierter Strommengen 
hinsichtlich ökologischer und so-
zialer Kriterien bewertet und be-
preist werden kann. Damit dies 
deutschlandweit gelingt, erfolgt 
in Projektphase 2 eine Evaluation 
der bisherigen Ergebnisse für ei-
ne bundesweite Übertragbarkeit. 
Zudem wird eine Umsetzungs-
strategie erarbeitet, die mögli-
che Organisationsstrukturen so-
wie Vermarktungsmöglichkeiten 
aufzeigen und die Tragfähigkeit 
des Geschäftsmodells überprü-
fen soll.

Noch sind viele Herausforde-
rungen beim Ausbau einer um-
weltfreundlichen Energiewende  
zu meistern. Das Projektteam und 
die DBU sind sich sicher, dass EU-
LE einen wichtigen Teil dazu bei-
tragen wird. r

Studentische Gruppe der HSWT am Solarpark Goldach, zusam-
men mit ihrem Betreuer Dr. Christoph Moning (4. v. r.), Professor 
für Zoologie und Tierökologie an der HSWT. Bild: Andreas Engl

Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft:

Die Bayerische Stromwende 
ist ins Stocken geraten

Der VBEW hat die Entwicklung der Stromerzeugung aus Erneuer-
baren Energien in den vergangenen Jahren in Bayern analysiert. 
Danach war ein signifikanter Zuwachs in den vergangenen fünf 
Jahren nicht mehr zu verzeichnen. Hinzu kommt ein wieder an-
steigender Stromverbrauch. Allein die volatile Photovoltaik kann 
nennenswerte Zuwächse für sich verbuchen und liegt als Spitzen-
reiter mittlerweile gleichauf mit der bedarfsgerechten Stromer-
zeugung aus Wasserkraft.

„Bayern hat seine Vorrangstel-
lung bei der klimafreundlichen 
Stromerzeugung längst an ande-
re Bundesländer verloren. „Ins-
besondere im Winter sind wir 
zunehmend auf Stromimporte 
angewiesen. ‘Mir san Mir’, die-
ses bayerische Selbstwertgefühl 
gilt in der Stromversorgung nicht 
mehr. Das wäre vor zehn Jahren 
noch ein undenkbarer Zustand 
in Bayern gewesen, lässt sich 
aber zumindest für die nächsten 
zehn Jahre wohl nicht mehr ent-
scheidend korrigieren“, betont 
Detlef Fischer, VBEW-Geschäfts-
führer.

In Bayern wurde in den vergan-
genen Jahren knapp die Hälfte der 
benötigten Elektrizität aus heimi-
schen Erneuerbaren Energien ge-
deckt. Das ist ein beachtlicher Er-
folg! Dabei wird vereinfacht da-
von ausgegangen, dass jede in 
Bayern erzeugte Kilowattstunde 
(kWh) auch zeitgleich wieder in 
Bayern verbraucht wird, was phy-
sikalisch nicht für alle Stunden 
im Jahr gilt. So nimmt Bayern re-
ge am Stromaustausch mit ande-
ren Bundes- und Nachbarländern 
teil. Im Jahressaldo verbraucht 
Bayern seit einigen Jahren mehr 
Strom als es selbst erzeugt.

Seit 2017 steigt der Stromver-
brauch in Bayern wieder an. Ef-
fizienzfortschritte durch sparsa-
mere Geräte werden mittlerwei-
le durch die fortschreitende Elek-
trifizierung, die gute Konjunktur 
der vergangenen Jahre und das 
Bevölkerungswachstum wieder  
aufgezehrt. Wenn sich das Strom- 
verbrauchsverhalten nach der 
Corona-Krise wieder normali-
siert hat, erwartet der VBEW ei-
nen weiter ansteigenden Strom-
verbrauch. Immer mehr Wärme-

pumpen und Elektroautos wer-
den mit Elektrizität zu versorgen 
sein. Auch die zunehmende An-
zahl von Computern und Re-
chenzentren sorgt für steigende 
Anforderungen nicht nur an die 
Stromerzeugung, sondern insbe-
sondere auch an die Stromnetze.

Eine moderne, hochentwi-
ckelte Gesellschaft ist darauf an-
gewiesen, dass dann genügend 
Strom vorhanden ist, wenn die-
ser benötigt wird. Eine stabile 
Stromversorgung zu jeder Stun-
de, bei jeder Wetterlage und zu 
jeder Jahreszeit ist die unabding-
bare Voraussetzung für eine gute 
wirtschaftliche Weiterentwick-
lung in Bayern. Dafür braucht es 
mit dem Abschalten der Kern-
kraftwerke in Bayern durch die 
Dezentralisierung der Stromver-
sorgung mehr Erzeugungsanla-
gen, mehr Speicher und mehr 
Netzkapazitäten als früher.

„Dieser Winter hat es anschau-
lich aufgezeigt: Die Photovol-
taik steht in den dunklen Mona-
ten in Bayern quasi nicht zur Ver-
fügung. Da nützt auch die größte 
Batterie nichts,  wenn die Sonne 
tagelang nicht scheint und der 
Strombedarf weiter gedeckt wer-
den muss. Die Batterie ist dann 
längst leer und bleibt auch leer“, 
stellt Detlef Fischer fest.

Plädoyer für ein modernes  
Stromversorgungssystem

Die derzeitige Konzentration 
auf eine tages-, witterungs- und 
jahreszeitabhängige Stromerzeu- 
gung aus Photovoltaik und 
Windkraft springt daher viel zu 
kurz. Ein modernes Stromversor-
gungssystem besteht aus dem  
intelligenten Zusammenspiel von 
bedarfsgerechter Erzeugung, 
Speicherungen, Netzen und Ver-
brauchern. Die Bayerische Ener-
giewirtschaft arbeitet mit Hoch-
druck an der Lösung dieser kom-
plexen Aufgabe. Der Erfolg und 
die Kosten für die Verbraucher 
sind ganz maßgeblich abhängig 
von der Akzeptanz der Bevölke-
rung für die jeweils erforderli-
chen Maßnahmen.

„Die Politik darf die Proble-
me bei der Umsetzung der Ener-
giewende nicht weiter klein-
reden. Sie muss, vergleichbar 
mit der Bewältigung der Coro-
na-Pandemie, der Bevölkerung 
beherzt den dringenden Hand-
lungsbedarf verdeutlichen und 
den Rahmen für den Systemum-
bau durch die Energiewirtschaft 
mit möglichst wenig Details vor-
geben.

Die Beschleunigung der Ener-
giewende ist nach der Bewälti-
gung der Corona-Krise die nächs-
te große gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe. Auch sie wird die eine 
oder andere Zumutung von der 
Bevölkerung abverlangen“, resü-
miert Fischer. r

Auszeichnung für Stadtwerke Bamberg:

Gutes Preis-Leistungsverhältnis 
bei Strom und Gas

Das unabhängige Energieverbraucherportal gibt den Stadtwer-
ken Bamberg erneut das Prädikat „nachhaltiges Unternehmen 
mit verantwortungsbewusster Unternehmensphilosophie sowie 
einem Interesse an langfristiger Kundenzufriedenheit“. Verbrau-
cher können sich darauf verlassen, dass sie dort „faire Energie mit 
regionalem Mehrwert“ erhalten, so das Urteil der Jury. 

Die Auszeichnung TOP-Lokal-
versorger erhält der Bamberger 
Energieversorger vor allem wegen 
seiner fairen Tarifbedingungen, 
dem Kundenservice sowie seinem 
sozialen, ökologischen und regio-
nalen Engagement.

Bei den meisten Vergleichspor-
talen landen Versorger mit den 
niedrigsten Preisen auf den vor-
dersten Plätzen. Für Verbraucher 
ist dabei kaum nachvollziehbar, 
wie der günstige Preis zustande 
kommt. So stehen auch Billigan-
bieter mit zweifelhaften Tarifbe-
dingungen ganz oben. Im Gegen-
satz dazu stellt das unabhängige 

Verbraucherportal www.energie-
verbraucherportal.de bei der Be-
wertung der Anbieter einen stren-
gen Prüfkatalog auf, der über Ver-
sorgungssicherheit und Tarif-
komponenten weit hinausgeht. 
Faktoren wie Ökologie, Service, 
regionales Engagement, Trans-
parenz, Datenschutz, Kundenzu-
friedenheit oder auch die Vorbe-
reitung auf Zukunftsthemen wie 
Digitalisierung oder die Energie-
wende haben einen großen Stel-
lenwert. In allen Punkten hat das 
Verbraucherportal den Stadtwer-
ken in den Bereichen Strom und 
Gas Bestnoten gegeben. r

Kleinanlagen im Verteilnetz 
ergänzen Großkraftwerke

Bayernwerk Netz und TenneT testen digitale Lösung, um gemeinsam Netzengpässe zu vermeiden
Die Bayernwerk Netz GmbH geht zusammen mit dem Übertra- 
gungsnetzbetreiber TenneT und Wissenschaftlern der Forschungs- 
stelle für Energiewirtschaft e.V. (FfE) neue Wege beim Netzeng- 
passmanagement. Über zwei digitale Plattformen haben die beiden 
Netzbetreiber nun erfolgreich ein freies Energieangebot aus dem Ver-
teilnetz zur Behebung eines möglichen Engpasses im vorgelagerten 
Höchstspannungsnetz eingesetzt. Der Test dieses neuen Werkzeugs 
zur Spannungsebenen übergreifenden Nutzung von Flexibilitäten gibt 
einen Einblick in die Energiezukunft: ergänzend zu großen Kraftwer-
ken sollen zukünftig viele an das Verteilnetz angeschlossene, dezent-
rale Kleinanlagen die stabile Energieversorgung im Stromnetzverbund 
mit sichern und Ausfälle verhindern helfen.

Bei dem erfolgreichen Testabruf 
wurde nun gezeigt, wie bei Bedarf 
der Austausch von freien Flexibili-
täten zwischen Verteil- und Über-
tragungsnetz technisch umsetz-
bar ist. Die Projektbeteiligten kop-
pelten zwei im Projekt C/sells ent-
wickelte Flexibilitätsplattformen 
zu einem Zeitpunkt, als in der nie-
derbayerischen Projektregion im 
Bayernwerk-Netzgebiet keine Eng-
pass-Situation vorlag. Eine Voraus-
setzung für den Abruf war, dass für 
die sichere Netzsteuerung auf Ver-
teilnetzebene in dem Moment kein 
Bedarf für den Einsatz vorhande-
ner Flexibilitäten bestand. 

Über den sogenannten Altdor-
fer Flexmarkts (ALF) konnten freie 
Flex-Potentiale an die von Ten-
neT entwickelte comax-Plattform 
übermitteln, um Netzengpässe im 
Übertragungsnetz zu beheben. Zu-
sammen wurden sowohl die An-
gebote aller PV-Anlagen im Feld-
versuchsgebiet als auch das Flexi-
bilitätsangebot von drei Batterie-
speichern abgegeben. Im Ergebnis 
waren auf der comax-Plattform des 
Übertragungsnetzbetreibers an ei-
nem Netzknoten zwei zusätzliche 
Flexibilitätsangebote verfügbar, 
um gemeinsam die stabile Energie-
versorgung zu sichern.

„Bereits heute finden sich mehr 
als 175.000 Wärmepumpen, Direkt- 
und Speicherheizungen, 30.000 
Kleinspeicher und etwa 4.000 in-
telligente Messsysteme im Bayern-
werk-Netz. Nach Ergebnissen einer 
Studie rechnen wir bis 2035 mit 
1,5 Millionen steuerbaren Einhei-

ten in unserem Netzgebiet“, er-
klärte Dr. Egon Westphal, Tech-
nikvorstand der Bayernwerk AG. 
In Zukunft werden die zahlreichen 
steuerbaren Kleinanlagen im Ver-
teilnetz Aufgaben mit überneh-
men, die heute vor allem durch 
große, zentrale Kraftwerke wahr-
genommen werden. Der erhöh-
te Bedarf an Flexibilität ergibt sich 
zum einen aufgrund der stetig stei-
genden Erzeugung aus Erneuer-
baren Energien und zum anderen 
durch die höhere Zahl an Lastspit-
zen durch den allgemeinen Trend 
zur Elektrifizierung. „Durch die vo-
ranschreitende Digitalisierung in 
der Energiewirtschaft werden zu-
gleich innovative Lösungskonzep-
te ermöglicht. Für Anlagenbesitzer 
bietet die Energiezukunft und die 
gezielte Bereitstellung von Flexibi-
litäten eine langfristige Perspekti-
ve“, erklärte Dr. Egon Westphal.

Das Energiesystem 
intelligent nutzen

Laut TenneT-Geschäftsführer 
Tim Meyerjürgens konnte bei dem  
Testabruf gezeigt werden, dass der 
Flexibilitätseinsatz nicht auf Netz- 
ebenen beschränkt ist, sondern 
Flexibilität aus unteren Netzebe-
nen auch zum Lösen von Engpass-
situationen im Übertragungsnetz 
beitragen kann. Die Kopplung der 
Plattformen ermöglichte außer-
dem einen Abruf für dezentrale 
Flexibilität, insbesondere für jene, 
die in der Niederspannungsebene 
angebunden sind. Letztendlich ha-

be der Test einen Einblick ermög-
licht, wie das Energiesystem zu-
künftig deutlich stärker vernetzt 
und damit intelligenter genutzt 
werden kann.

Für Professor Wolfgang Mauch, 
Geschäftsführer der FfE, war die 
Kopplung ein wichtiger Meilen-
stein: „Die Koordination und das 
Matching von Flexibilitätsange-
bot und -nachfrage im Netzgebiet 
des Altdorfer Flexmarkts hatten 
wir bereits erfolgreich demons-
triert. In Zukunft wird das aber 
nicht ausreichen, denn die Netz- 
ebenen werden zusammenarbei-
ten und sich koordinieren müs-
sen. Der Abruf der Anlagen in Alt-
dorf und Arzberg für die Unter-
stützung der Stabilität im Netz hat 
erfolgreich gezeigt wie das künf-
tig funktionieren kann. Dies ist 
ein ganz wichtiger Schritt, um un-
ser Stromnetz fitter für den weite-
ren Lauf der Energiewende zu ma-
chen, wo die vielen dezentralen 
Anlagen die Aufgaben der Kraft-
werke ergänzen werden.“

ALF, der Altdorfer Flexmarkt, 
wurde von der Forschungsstelle 
für Energiewirtschaft e.V. in Ko-
operation mit der Bayernwerk 
Netz GmbH konzipiert, entwickelt 
und in der Region Altdorf erprobt. 
Über ALF kann im Verteilnetz vor-
handene Flexibilität gesammelt 
und angeboten werden. Die Fle-
xibilitätsplattform comax wurde 
von TenneT entwickelt und bie-
tet in der Höchstspannungsebene 
auch die Möglichkeit, das Angebot 
und die Nachfrage von Flexibilitä-
ten zusammenzubringen. 

Durch die Kopplung der Platt-
formen wird das Flexibilitätsan-
gebot, auf welches die jeweiligen 
Netzbetreiber für das Engpassma-
nagement zurückgreifen können, 
erweitert. Das Forschungsprojekt  
C/sells ist Teil des Förderpro-
gramms „Schaufenster intelligen-
te Energie – Digitale Agenda für 
die Energiewende (SINTEG)“ des 
BMWi und wird vom Bundeswirt-
schaftsministerium gefördert. r
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VDV-Jahrespressekonferenz:

Neustart der Verkehrswende
Auf coronabedingter Berg- und Talfahrt waren im vergangenen 
Jahr die Fahrgastzahlen im ÖPNV sowie im Nahverkehr auf der 
Schiene. Wie VDV-Präsident Ingo Wortmann bei der Vorstellung 
der Jahresbilanz 2020 hervorhob, stieg vor der Pandemie die 
Nachfrage im Vergleich zum Vorjahr um vier bis sechs Prozent. 
Dann kamen die Beschränkungen mit bis zu 80 Prozent weniger 
Kundinnen und Kunden.

Während der Lockerungen 
von Mai bis September erhol-
te sich die Nachfrage wieder auf 
rund 80 Prozent, so Wortmann. 
„Ab dem erneuten Lockdown 
von Dezember bis heute sanken 
die Fahrgastzahlen dann unter 
50 Prozent, aktuell sind es bun-
desweit im Schnitt 30 bis 40 Pro-
zent“. Vor allem mehr Homeof-
fice und Kurzarbeit, geschlosse-
ne Schulen und Unis, weggebro-
chene Verkehre zu Freizeit- und 
Großveranstaltungen sowie ein 
Rückgang beim Tourismus führ-
ten zu dieser Entwicklung. Den-
noch haben die Verkehrsunter-
nehmen seit Beginn der Pande-
mie nahezu das volle Bus- und 
Bahnangebot bei etwa gleichen 
Kosten aufrechterhalten.

Sinnvoller Rettungsschirm

„Der von Bund und Ländern 
beschlossene Rettungsschirm 
hat uns vor dauerhaften wirt-
schaftlichen Schäden bewahrt“, 
erklärte der VDV-Präsident. Bis 
zu fünf Milliarden Euro wurden 
zur Verfügung gestellt. Nach Be-
rechnungen des VDV werden 
diese noch bis zum Ende des 
ersten Quartals 2021 reichen. 
„Wir fahren weiterhin monatli-

che Verluste in dreistelliger Mil-
lionenhöhe ein“, betonte Wort-
mann.

Weitere Einnahmeausfälle

Der VDV geht davon aus, dass 
es zwar ab Herbst einen deutli-
chen Anstieg der Fahrgastzah-
len geben wird, bis Ende 2021 
aber noch nicht wieder die sonst 
übliche Zahl an Fahrgästen be-
fördert und weiterhin Verluste 
eingefahren werden. „Das heißt, 
dass wir mit der Politik zeitnah 
über einen erneuten Rettungs-
schirm sprechen müssen“, er-
läuterte der Präsident. Der VDV 
und seine Mitgliedsunterneh-
men kalkulieren mit weiteren 
Einnahmeausfällen in Höhe von 
3,5 Milliarden Euro. Nach Ab-
zug der noch vorhandenen Mit-
tel aus dem Rettungsschirm von 
2020 bliebe ein zusätzlicher Be-
darf von rund zwei Milliarden 
Euro.

Auf der Pressekonferenz for-
derte Wortmann zudem fri-
schen Schwung für Modernisie-
rung, Digitalisierung und Aus-
bau bei der Eisenbahn sowie 
einen Neustart der Verkehrs-
wende. Zunächst gehe es jedoch 
darum, die Corona bedingten 

Rückschläge für den Personen- 
und Güterverkehr auf der Schie-
ne wegzustecken. Allein für den 
Schienengüterverkehr lägen die 
Umsatzeinbußen bei rund 300 
Millionen Euro.

Aufgrund der schwierigen, 
pandemiebedingten Umstände 
solle aber bisher Erreichtes nicht 
vergessen werden. „Ich möchte 
daran erinnern, dass in der aktu-
ellen Legislaturperiode viel Gu-
tes für die Stärkung der Schiene 
passiert ist“, unterstrich Wort-
mann: „Der Bund hat im Ver-
kehrssektor einen Paradigmen-
wechsel eingeleitet, um mehr 
Beförderung und Transport auf 
der Schiene mit Blick auf die Er-
reichung der Klimaschutzziele 
zu ermöglichen.“ Doch krisen-
bedingt sei dazu im vergange-
nen Jahr kaum Zeit gewesen.

Neu- und Ausbau 
des Eisenbahnnetzes

Die seitens der EU und des 
Bundes politisch geforderten 
Zuwächse auf der Schiene set-
zen aus seiner Sicht deutlich 
wachsende Kapazitäten im Ei-
sennbahnnetz voraus. Die fi-
nanziellen Mittel für den Neu- 
und Ausbau des Eisenbahnnet-
zes reichten jedoch nicht aus, 
um die Maßnahmen des dafür 
maßgeblichen Bundesverkehrs-
wegeplans 2030 fristgemäß rea-
lisieren zu können, eine Voraus-
setzung für die gewünschte Ver-
kehrsverlagerung.

Wortmann zufolge sind im 

Masterplan Schienenverkehr 
zwölf prioritäre Projekte fest-
geschrieben, die möglichst zü-
gig umgesetzt werden müssen. 
Hierzu sei eine Erhöhung der 
Haushaltmittel für Neu- und Aus-
baumaßnahmen auf jährlich drei 
Milliarden Euro in der kommen-
den Legislaturperiode erforder-
lich. Mittelfristig, in der zweiten 
Hälfte der 2020er Jahre, sei eine 
weitere Erhöhung auf vier Milli-
arden Euro jährlich nötig, um die 
Ziele zu erreichen.

Zu den prioritären Großvorha-
ben, „besonders dringlich zur 
Realisierung des Deutschland-
takts und zur Beseitigung von 
Engpässen mit netzweiter Wir-
kung“, zählten u.a.: NBS (Neu-
baustrecke) Würzburg – Nürn-
berg; ABS (Ausbaustrecke)/NBS 
Hanau – Würzburg/Fulda – Er-
furt; ABS Hof – Marktredwitz 
– Regensburg – Obertraubling 
(Ostkorridor Süd); ABS Burg-
sinn – Gemünden – Würzburg 
– Nürnberg sowie Großknoten 
Frankfurt am Main/Hamburg/
Hannover/Köln/Mannheim/
München.

Zahl der Fahrgäste verdoppeln

„Deutschland und Europa 
brauchen mit Blick auf die zu-
nehmenden klimapolitischen 
Herausforderungen eine starke 
Eisenbahn. Der Grundstein da-
für wurde in dieser Legislaturpe-
riode durch wichtige Entschei-
dungen des Bundes gelegt“, 
machte der Präsident deutlich. 
So sei das Ziel formuliert wor-
den, in diesem Jahrzehnt die 
Zahl der Fahrgäste im Nah- und 
Fernverkehr zu verdoppeln und 
den Marktanteil des Schienen-
güterverkehrs auf mindestens 
25 Prozent zu erhöhen. Dafür 
müsse die nächste Bundesregie-
rung aus Sicht der Branche an 
folgenden Punkten ansetzen:
1. Infrastruktur ausbauen, d.h. 
unter anderem die Mittelerhö-
hung für den Neu- und Ausbau 
des Schienennetzes spätestens 
ab Mitte der Legislaturperiode 
auf mindestens drei Milliarden 
Euro pro Jahr erhöhen sowie 
langfristige Absicherung mittels 
eines Bahninfrastrukturfonds 
nach Schweizer Vorbild.
2. Das Bahnsystem auf den 
Stand der Technik bringen, 
sprich unter anderem das Bun-
desschienennetz bis 2035 digi-
talisieren sowie die Einführung 
der Digitalen Automatischen 
Kupplung forcieren.
3. Der Bund muss weg vom Prin-
zip „Straße finanziert nur Stra-
ße“. Mit dem Aufkommen aus 
der Lkw-Maut, mit dem Abbau 
klimaschädlicher Subventionen 
und mit CO2-Abgaben lässt sich 
das höhere Tempo bei der Mo-
bilitätswende finanzieren. Da-
zu gehört auch eine Vielzahl von 
Einzelmaßnahmen.

Konkrete Maßnahmen

Dafür gilt es laut Wortmann, 
die Bahnen von der Stromsteu-
er zu befreien, die EEG-Umla-
ge für elektrisch betriebene Zü-
ge zu senken, einen Rahmen für 
zukunftsfähige Einzelwagenver-
kehre zu setzen und die Entgel-
te für die Infrastrukturnutzung 
im Personen- und Güterverkehr 
dauerhaft zu reduzieren. „Ge-
bühren, die als Sonderlast nur 
den Eisenbahnsektor treffen, 
müssen abgeschafft werden“, so 
der VDV-Präsident. DK

Umfrage zum Regional- und S-Bahn-Verkehr in Bayern: 

Nutzung sinkt, Zufriedenheit steigt
Die Zufriedenheit mit dem Schienenpersonennahverkehr in Bay-
ern erreichte 2020 neue Höchstwerte. Dagegen sank die Nut-
zung von Regionalzügen und S-Bahnen wegen der Corona-Pan-
demie deutlich. Das ergab eine repräsentative Umfrage der 
Bayerischen Eisenbahngesellschaft (BEG), die den Regional- und 
S-Bahn-Verkehr im Auftrag des Freistaats plant, finanziert und 
kontrolliert. Die Umfrage wurde im Herbst 2020 vom Marktfor-
schungsinstitut Ipsos durchgeführt und umfasste 3.000 telefoni-
sche Interviews mit Personen ab 14 Jahren, die ihren Wohnsitz 
in Bayern haben.

Besonders geschätzt wird der 
Schienenpersonennahverkehr 
als umweltfreundliches Ver-
kehrsmittel: 79 Prozent stim-
men dieser Eigenschaft zu. Auch 
die angenehme Reisequalität 
lobt eine Mehrheit der Befrag-
ten (58 Prozent). 34 Prozent ga-
ben an, dass sich die Qualität 
des Regional- und S-Bahn-Ver-
kehrs in den vergangenen Jah-
ren verbessert habe. Eine Ver-
schlechterung sahen lediglich 
15 Prozent. Das ist die beste Be-
wertung seit Beginn der regel-
mäßigen Umfrage im Jahr 2005. 

Diese Entwicklung fand al-
lerdings vor dem Hintergrund 
deutlich sinkender Fahrgast-
zahlen statt. Die Corona-Pande-
mie hat den langjährigen Posi-
tivtrend unterbrochen: Die Nut-
zungsintensität fiel 2020 unge-
fähr auf das Niveau von 2013 
zurück. Der Anteil der Befrag-
ten, die nie oder sehr selten 
mit Regionalzügen und S-Bah-
nen fahren, stieg erstmals seit 
drei Jahren wieder auf über die 
Hälfte (52 Prozent). Dagegen 
sank der Anteil der Menschen, 
die den Schienenpersonennah-
verkehr mindestens einmal pro 
Monat nutzen auf 27 Prozent – 
ein Minus von sieben Prozent-
punkten gegenüber 2019.

Große Mehrheit der Fahrgäste 
will nach Corona 
wieder zurückkehren

Ein Großteil der Fahrgäste (90 
Prozent), die den Schienenper-
sonennahverkehr wegen der 
Corona-Pandemie weniger nut-
zen, wollen nach dem Ende der 
Pandemie wieder häufiger mit 
S-Bahnen und Regionalzügen 

fahren. Ein Fünftel plant parallel 
zur Rückkehr zum Schienenper-
sonennahverkehr, andere Ver-
kehrsmittel auch weiterhin et-
was stärker zu nutzen als vor der 
Pandemie. Neun Prozent waren 
im Herbst 2020 der Meinung, 
dass sie auch dann seltener mit 
dem Schienenpersonennahver-
kehr fahren würden, wenn Coro-
na keine Gefahr mehr darstellt.

Lücken im Fahrplan beseitigen

„Die wachsende Zufrieden-
heit der Fahrgäste ist ein ermuti-
gendes Zeichen für die Zukunft“, 
kommentiert BEG-Geschäftsfüh- 
rerin Bärbel Fuchs die Ergeb-
nisse der Umfrage. „Gleichzei-
tig steht der Schienenpersonen-
nahverkehr durch Corona vor 
großen Herausforderungen. Wir 
werden gemeinsam mit den Ei-
senbahnverkehrsunternehmen 
alles dafür tun, dass die Fahr-
gäste nach dem Ende der Pan-
demie wieder möglichst zahl-
reich zurückkehren und wir an 
die positive Entwicklung vor Co-
rona anknüpfen können. Unter 
anderem werden wir Lücken im 
Fahrplan schrittweise beseitigen 
und das stündliche Grundange-
bot vom frühen Morgen bis zum 
späten Abend auf weiteren Stre-
cken einführen.“

Die große Mehrheit der Fahr-
gäste im bayerischen Regio-
nal- und S-Bahn-Verkehr be-
fürwortet die Corona-Schutz-
maßnahmen und hält sich auch 
an die entsprechenden Re-
geln. Besonders hoch ist die 
Zustimmung zum Mund-Na-
sen-Schutz, sowohl in Zügen 
als auch an den Stationen. 87 
Prozent aller Befragten halten  

diese Maßnahme für geeig-
net, um die Ansteckungsge-
fahr durch das Corona-Virus 
im Schienenpersonennahver-
kehr zu minimieren. Da die Um-
frage im Herbst 2020 durchge-
führt wurde, beziehen sich die 
Aussagen auf jegliche Form der 
Mund-Nasen-Bedeckung und 
nicht auf die seit 18. Januar gel-
tende Verpflichtung zum Tra-
gen einer FFP2-Maske.

Verantwortungsbewusste 
Fahrgäste

92 Prozent der Befragten, 
die mindestens ein paar Mal im 
Jahr den SPNV nutzen, geben 
an, dass sie selbst die Schutz-
maßnahmen befolgen, um so-
wohl ihr eigenes Ansteckungs-
risiko zu senken als auch ande-
re nicht zu gefährden. Lediglich 
3 Prozent lehnen diese Verant-
wortung ab. „Das deckt sich mit 
unserer Erfahrung und derjeni- 
gen der Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen“, sagt Bärbel Fuchs, Ge-
schäftsführerin der Bayerischen 
Eisenbahngesellschaft. „Lediglich 
eine verschwindend kleine Min-
derheit der Fahrgäste in den Zü-
gen trägt keinen Mund-Nasen-
Schutz. Positiv ist für uns die Er-
kenntnis aus der Umfrage, dass 
die Menschen die Masken ganz 
überwiegend aus freien Stücken 
tragen, weil sie von deren Sinn-
haftigkeit überzeugt sind; und 
nicht, weil Strafen drohen.“

Reinigung, automatische 
Türöffnung, Abstand

Ähnlich hohe Zustimmungs-
werte wie der Mund-Nasen-
Schutz erhält das kontaktlose 
automatische Öffnen der Zug-
türen an den Stationen, soweit 
dies technisch möglich ist: 85 
Prozent aller Befragten sind da-
von überzeugt, dass diese Maß-
nahme sinnvoll ist. Die häufige 
Reinigung von Kontaktflächen in 
den Zügen und an den Stationen 
halten 78 Prozent aller Befrag-
ten für geeignet.

Alle Schutzmaßnahmen im öf-

fentlichen Nahverkehr zusam-
mengenommen halten 17 Pro-
zent der Befragten für nicht aus-
reichend. Von ihnen wünscht 
sich wiederum ein gutes Drittel, 
dass die Abstände in den Zügen 
besser eingehalten werden kön-
nen, ein knappes Drittel fordert 
bessere Kontrollen der Fahrgäs-
te. Die große Mehrheit der Be-
fragten (69 Prozent) hält die 
Schutzmaßnahmen im öffent-
lichen Nahverkehr dagegen für 
angemessen. r

V.l.: Landrat Matthias Dießl, Ester Bürgermeister Kurt Krömer,  
Michael Lang vom Ingenieurbüro Lippert. Bild: Andreas Brettreich

Dynamische Fahrgastinformation 
für mehr Service in Stein

Wann kommt der nächste Bus? Und wie komme ich am schnells-
ten ans Ziel? Diese Fragen, die sich Fahrgäste tagtäglich stellen, 
können zukünftig mittels einer digitalen Anzeige bzw. EchtzeitIn-
formation an zahlreichen Steiner Bushaltestellen beantwortet 
werden. Die Umsetzung dieser sogenannten Dynamischen Fahr-
gastinformation (DFI) ist nun nahezu abgeschlossen.

Die moderne Technik erlaubt 
es, immer und verlässlich die ak-
tuellen Abfahrtzeiten zu über-
mitteln, auch wenn Stau, Groß-
baustelle oder kurzzeitige Um-
leitung die Fahrt beeinflus-
sen. Auch an der Bushaltestelle 
in der Steiner Albertus-Mag-
nus-Straße gibt es nun eine die-
ser DFIs.

Freude bei Krömer und Dießl

Erster Bürgermeister Kurt 
Krömer und Landrat Matthias 
Dießl machten sich vor Ort ein 
Bild davon. „Die Stadt Stein war 
die einzige Kommune im Land-
kreis Fürth, die sich an dem 
Bundesförderprogramm betei-
ligt hat, da dieses Programm für 
die Großstädte direkt und an-
grenzenden Nachbargemein-
den aufgelegt wurde. Insgesamt 
13 Haltepunkte in Stein wur-
den nun mit dynamischen Fahr-

gastinformationen ausgestat-
tet, die es unseren Fahrgästen 
ermöglichen, die tatsächlichen 
Abfahrtzeiten aller dort ver-
kehrenden Bus-Linien auf einen 
Blick abzulesen. Hierfür ein gro-
ßes Dankeschön an den Land-
kreis Fürth und alle an der Reali-
sierung der DFI ś beteiligten Be-
hörden und Unternehmen“, so 
Steins Bürgermeister Kurt Krö-
mer. 

Auch Landrat Dießl freute sich 
über die Neuerung: „Ich freu 
mich, dass die Stadt Stein jetzt 
im Rahmen des Programmes 
„Saubere Luft“ flächendeckend 
im Stadtgebiet DFI-Anlagen in-
stalliert hat. Der Landkreis hat 
mit dem zentralen System die 
Grundlage geschaffen und wir 
werden das auch nochmal wei-
ter ergänzen. Die Haltestellen 
Stein-Kirche und Gymnasium 
Stein kommen in der nächsten 
Zeit auch noch mit dazu.“ r

MVGO macht Mobilität  
in München noch einfacher

Das ist der Startschuss für noch einfachere Mobilität in München: 
Die Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG) hat die erste Versi-
on ihrer neuen App MVGO gelauncht. Sie steht ab sofort in den 
App-Stores zur Verfügung.

Die MVG und der litauische 
Techologieanbieter Trafi, mit 
dem die App gemeinsam entwi-
ckelt wird, laden alle Münchne-
rinnen und Münchner ein, die 
Pilot-Version der App jetzt her-
unterzuladen und zu testen. Die 
Entwickler freuen sich auf Feed- 
back.

Rundum mobil mit einer App

Die MVGO bietet den Nutze-
rinnen und Nutzern künftig ei-
nen zentralen Zugang zu einer 
Vielzahl von Mobilitätsdiensten. 
Egal, ob es sich um öffentliche 
Verkehrsmittel oder private 
Sharing-Anbieter handelt, MLo-
gin inklusive. Denn der Schlüssel 
zur Lösung von Münchens Ver-
kehrsproblemen liegt im Um-
stieg vom privaten PKW auf den 
öffentlichen geteilten Verkehr 
samt smarter Verknüpfung. 

Startaufstellung mit  
ÖPNV, Voi, TIER und Emmy

Zum Start ist in MVGO – ne-
ben dem ÖPNV mit Echtzeitda-
ten – ein Sortiment an MVV-Ti-
ckets sowie die direkte Fahrt-
buchung von E-Scootern und 
EMopeds bei den Anbietern 
Voi, TIER und Emmy verfügbar. 
Das Mietradsystem MVG Rad 
kommt in Kürze dazu. Weitere 
Angebote zusätzlicher Mobili-
tätspartner werden schrittwei-
se folgen. Dank Tiefenintegra-
tion der Anbieter erfolgt auch 
die Rückgabe des Fahrzeugs 
und die Abwicklung der Zah-
lung direkt aus der App her- 
aus.

Pilotprojekt –  
weiterer Ausbau geplant

MVGO ist in den App-Sto-
res von Apple und Google er-
hältlich. Noch befindet sich die 
App in der Pilotphase. Sie wird 
Schritt für Schritt weiterentwi-
ckelt. Martin Sauer, MVG-Pro-
jektleiter, betont: „MVGO ist 
ein lebendiges Produkt, das sich 
ständig verbessern wird. Wir 
freuen uns darauf, die App im-
mer weiter zu entwickeln, wei-
tere Anbieter zu integrieren und 
uns dabei immer eng an den Er-
fahrungen und Anforderungen 
der Nutzerinnen und Nutzer zu 
orientieren.“

Zusammenarbeit mit Trafi

Hinter MVGO steckt eine Soft-
ware-Plattform des 2013 ge-
gründeten litauischen Unter-
nehmens Trafi. Als weltweit 
führender Anbieter entwickelt 
Trafi in Zusammenarbeit mit 
Städten hochwertige „Mobili-
ty-as-a-Service“ (MaaS)- Lösun-
gen. Das Unternehmen will den 
Stadtverkehr weltweit revoluti-
onieren, indem es mit Städten, 
Ländern und Unternehmen auf 
der ganzen Welt zusammenar-
beitet, um die besten MaaS-Lö-
sungen zu schaffen. Trafi bietet 
mit seiner Software die Mög-
lichkeit, alle Mobilitätsanbieter  
auf einer einzigen Plattform 
zu bündeln, auf der die Nutzer 
Routen prüfen und ihre Fahrten 
buchen können. 

Trafi ist derzeit mit seinen 
MaaS-Lösungen in sieben Städ-
ten auf vier Kontinenten aktiv. r
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365 Tage voller Tatendrang.
Maximale Auslastung im Ganzjahreseinsatz mit dem 
Unimog Geräteträger. Kommunale Aufgaben sind niemals 
erledigt: Unzählige kleine und große Jobs möchten 
zuverlässig und schnell erledigt werden – allen voran 
Mähen, Mulchen und Gehölz pflege, Winterdienst, Kehren 
und Reinigen sowie Laden und Transportieren.

Hier bringt der Unimog seine Viel seitigkeit ins Spiel. 
Denn der Geräteträger kann dank seiner standardisierten 
hydraulischen, mechanischen und elektrischen Schnitt
stellen eine Vielzahl von Geräten antreiben. 

ABC der Kommunaltechnik 
Hydrostatischer Fahrantrieb

Bedeutung
Ein hydrostatischer Fahrantrieb kommt in Nutz-
fahrzeugen und Baumaschinen zum Einsatz. Mit 
Hilfe einer Hydraulikpumpe in Verbindung mit 
einem oder mehreren Hydraulikmotoren kann 
unter anderem durch die Veränderung des För-
derstroms die Fahrgeschwindigkeit stufenlos 
verändert werden.

Funktionsweise
Der hydrostatische Fahrantrieb besteht aus 
zwei Einheiten, der Hydraulikpumpe und dem 
Hydraulikmotor. Die von der Hydraulikpum-
pe umgewandelte mechanische Leistung wird 
über Hydraulikleitungen an den Hydraulikmo-
tor geleitet. Dort erfolgt die Rückwandlung in 
mechanische Bewegungsenergie. Über die stu-
fenlose Regelung des Ölflusses zwischen Hy-
draulikpumpe und Hydraulikmotor lässt sich die 
Leistung unabhängig von der Drehzahl des me-
chanischen Motors regeln.

Einsatzbereiche
Vor allem als Antriebsalternative bei Nutzfahr-
zeugen und Geräteträgern sowie als Hauptan-
trieb bei Baumaschinen kommt der hydrostati-
sche Fahrantrieb zum Einsatz. Durch die stufen-
lose Geschwindigkeitsregelung lassen sich auch 

komplexe Arbeitsvorgänge vereinfachen, weil 
keine Schaltvorgänge mehr erforderlich sind. 
Baumaschinen wie Bagger oder Radlader ver-
fügen oft ausschließlich über einen hydrostati-
schen Fahrantrieb. Geräteträger wie zum Bei-
spiel der Unimog werden zusätzlich zum kon-
ventionellen Antrieb mit einem hydraulischen 
Hilfsantrieb ausgestattet. Durch die Kombina-
tion beider Antriebsmethoden bei einem Uni-
mog wird auch die Nutzung der jeweiligen Vor-
teile ermöglicht. So lassen sich zum Beispiel 
mehrteilige Arbeitsgänge bei der Straßenrand-
pflege mit dem hydrostatischen Fahrantrieb im 
Ein-Mann-Betrieb darstellen. Mit dem gleichen 
Unimog sind durch den konventionellen Fahr-
antrieb aber ebenso schnelle Transportfahrten 
uneingeschränkt möglich.

Vorteile
• Stufenlose Geschwindigkeitsregelung, unab-
hängig von der Motordrehzahl
• Vereinfachung der Bedienkomplexität bei 
mehrteiligen Tätigkeiten wie z.B. Mäharbeiten

Nachteile
• Geringerer Wirkungsgrad im Vergleich zum 
mechanischen Getriebe
• Begrenzte Höchstgeschwindigkeit r

In Kooperation mit Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-Henne nimmt komplettes Goupil Programm ins Portfolio auf:

100 % elektrische Nutzfahrzeuge
Der Nutzfahrzeugexperte Henne übernimmt als Premiumpart-
ner die Vertretung für die Elektrotransporter des französischen 
Herstellers Goupil. Ab sofort steht am Standort Heimstetten das  
neueste Fahrzeug der Modellreihe G6 für Probefahrten bereit. 
Henne schließt damit die Lücke, die der eingestellte StreetScooter 
der Deutschen Post hinterlässt.

Die effizienten Nutzfahrzeuge 
von Goupil erweitern das Hen-
ne Produktportfolio im Bereich 

der vollelektrisch angetriebe-
ner Transporter. Die Modell-
palette überzeugt einen gro-

ßen Kreis von Anwendern durch 
vielseitige Aufbaumöglichkei-
ten, geringe Betriebskosten und 
moderne Antriebs- und Batte-
rietechnik. 

Als Goupil Premiumpartner 
betreut Henne seine Kunden ex-
klusiv rund um die Themen Be-
ratung, Kauf, Service, Ersatzteile 
und Förderung.

Vielfältig unter Strom

Ob Garten- und Landschafts-
bau, öffentlicher Dienst oder 
Baugewerbe – Henne bietet 
mit dem modularen Fahrzeug-
konzept von Goupil nachhalti-
ge Mobilitätslösungen für ver-
schiedene Branchen. 

Die 100% elektrischen Nutz-
fahrzeuge sind dank integrier-
ter Ladeinfrastruktur überall 
aufladbar und können mit An- 
und Aufbauten für unterschied-
lichste Einsatzbereiche ausge-
rüstet werden.

Goupil G6 – wirtschaftlicher 
Leistungsträger 

In der Nutzfahrzeugklasse bis 
3,5 Tonnen bietet Henne den 
Elektrotransporter G6 exklu-
siv als Goupil Premiumpartner 
an. Der G6 ist mit einer Brutto 
Nutzlast von bis zu 1,2 Tonnen, 
einer Mindestreichweite von 
110 km und einer Höchstge-
schwindigkeit von 80 km/h ide-
al für vielfältige Aufgaben von 

Kommunen, Handwerkern und 
Logistikern geeignet.

Goupil G4 und G2  
runden das Angebot ab

Der Allrounder G4 ist für fle-

xible Aufbauten und den Stop & 
Go Betrieb konzipiert. Das kleins-
te Modell, G2, ist besonders 
wendig und für den Einsatz Out-
door und sogar Indoor geeignet.

Klare Vorteile eines Elektro-
fahrzeugs sind die langlebige An-

Goupil Modellpalette: v.l. G2, G4, G6 Bild: Henne Nutzfahrzeuge GmbH

triebstechnik sowie deutlich ge-
ringere Betriebs- und Instandhal-
tungskosten als bei einem ver-
gleichbaren Verbrenner. 

Dazu kommen umfangreiche 
Fördermöglichkeiten für den 
Umstieg auf Elektromobilität.  r

Technische Verstärkung 
für den Bauhof

Fast wie an Weihnachten fühlten sich die Bürgermeister und Bau-
hofmitarbeiter der Gemeinde Auerbach. Ausgeliefert wurde der 
neue Unimog, der künftig für geräumte Straßen, Sauberkeit und 
Ordnung in der Gemeinde sorgen soll.

Die Firma Beutlhauser liefer-
te einen neuen Unimog U427 an 
den gemeindlichen Bauhof aus. 
Dies freute neben Bürgermeis-
ter Gerhard Weber auch die 
Bürgermeisterkollegen Chris-
toph Spann und Franz Strasser 
sowie die Mitarbeiter des Bau-
hofes, Manfred Kraus, Franz Süß 
und Helmut Maier.

Das 272 PS starke Gefährt ver-
fügt über eine Winterdiensthy-
draulikanlage, zusätzlich für die 
Sicherheit von Fußgängern und 
Radfahrern, über einen Abbie-
geassistenten, ein automatisier-
tes EAS-Getriebe, einem neuen 
Schmidt-Schneepflug und ei-
nem Edelstahl-Streuer von Bu-
cher Municipal. Mit diesem 
neuen Gefährt können alle all-
gemeinen kommunalen Aufga-
ben erledigt werden, erklärte 
Bürgermeister Gerhard Weber. 
Mit seinen sechs Zylindern hat 
der neue Unimog auch deutlich 
mehr Kraft und kann so die stei-

len Straßen zu den höhergele-
genen Ortschaften besser räu-
men und den Vorgänger, das 
mittlerweile 20 Jahre alte Ge-
meindefahrzeug, entlasten.  r

Pascal Ulrich überreichte zusammen mit Kollege Ewald Schiehandl 
an Bürgermeister Gerhard Weber mit Bürgermeisterkollegen Chris-
toph Spann und Franz Strasser einen Mini-Unimog. Die Herren des 
Bauhofes freuen sich über das Original-Fahrzeug. Text + Bild: Bianca Nickl

V.l. Klaus Balda, Henne Nutzfahrzeuge, Bauhofleiter Simon Ester-
meier, Hansa-Fahrer Jürgen Wiedl und ein weiterer Bauhofmitar-
beiter. Bild: Henne Nutzfahrzeuge GmbH

Stadt Altötting: 

Freie Fahrt auf allen 
Fahrradwegen!

Die Stadt Altötting ersetzte ein älteres Fahrzeug durch einen neu-
en, universellen Geräteträger aus dem Hause Hansa-Maschinenbau. 
Der APZ 1003 wurde mit einem vollwertigen IceFighter® Solestreu-
er (Flüssigkeitsstreuer FS 100) von ecotech sowie einem Keil-Va-
rio-Pflug der Firma KIF GmbH ausgestattet. Der IceFighter® wurde 
individuell an die Achslasten des Hansas angepasst und ist aus hoch-
wertigen Komponenten gefertigt. Dank der verwendeten Sole wer-
den Splitteinkehr- und Splittbeseitigungskosten verhindert und die 
Feinstaubbelastung in der Stadt stark reduziert. Der Hansa sorgt so 
im Winter für freie Geh- und Fahrradwege. 

Im Sommer wird der Aufbau 
als Gießfass mit Handlanze und 
Schlauchhaspel eingesetzt. Der 
Hansa samt ecotech Aufbau steht 
damit für eine Mehrfachanwen-
dung das ganze Jahr über, wahl-
weise mit der Abgasnorm EU-
RO5 oder aber EURO6, zur Ver-
fügung. Der auslaufsichere Hy-
drauliköltank, die Reduzierung 

des Kraftstoffverbrauchs mit-
tels einer Load-Sensing-Arbeits-
hydraulik, das GIT-Drive-System 
sowie die Dieselvorwärmung be-
weisen, welch großen Wert die 
Firma HANSA-Maschinenbau auf 
den Umweltschutz legt. Ausliefe-
rung an die Stadt Altötting und 
auch die Wartung erfolgt durch 
Henne Nutzfahrzeuge.  CH

Die Zukunft 
der Wälder

Kaniber gibt Startschuss 
für landesweite Erhebung

Wälder in Bayern werden 
seit 1986 alle drei Jahre von 
den Forstverwaltungen auf 
Verbiss-Spuren untersucht. 

Forstministerin Michaela 
Kaniber startete die Aktion 
gemeinsam mit Josef Zieg-
ler, Präsident des Waldbe-
sitzerverbands, Ernst Wei-
denbusch, Präsident des 
Jagdverbands, Walter Heidl, 
Präsident des Bauernver-
bands und Albrecht Fürst zu 
Oettingen-Spielberg, Vorsit-
zender der Familienbetrie-
be Land und Forst. 

An 22.000 Aufnahme-
punkten werden Daten er-
hoben und fließen dann in 
die „Forstlichen Gutachten 
zur Situation der Waldver-
jüngung“ ein. Anhand die-
ser Zahlen wird bewertet, 
ob in den landesweit 750 
Hegegemeinschaften der 
Verbiss für den Wald trag-
bar ist. 

„Die Forstlichen Gut-
achten sind unverzichtbar, 
denn sie zeigen objektiv und 
transparent, wo Wald und 
Wild im Einklang stehen 
und wo es noch Handlungs-
bedarf gibt“, sagte Forstmi-
nisterin Kaniber. r

https://www.gemeindezeitung.de/abc/
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Schlüsselübergabe an den Bauhof der Gemeinde Tiefenbach. 
 Bild: Astrid Kerpen, Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG

Tiefenbach:

Unimog mit 3-Seiten-Kipper
Kurz vor Weihnachten gab es noch ein besonderes Geschenk für 
die Gemeinde Tiefenbach im Landkreis Passau, genauer gesagt 
für den örtlichen Bauhof. Pascal Ulrich, Verkaufsberater bei Beutl-
hauser, lieferte pünktlich für den Winterdiensteinsatz 2021 einen 
neuen Mercedes Benz Unimog U 219 an Bauhofleiter Alfons Er-
ner und seine Mannschaft aus. Der neue Unimog ersetzt einen 14 
Jahre alten U 290. 

Wegen der genormten An-
bauplatte des Unimogs können 
die bisherigen Winterdienstge- 
räte problemlos übernommen 
werden. 

Das 190-PS-starke Fahrzeug 
wird neben dem Winterdienst 
überwiegend für Transporte be-
nötigt. Deshalb hat sich der Bau-
hof Tiefenbach zusätzlich für ei-
ne Stahlbrücke entschieden.

Der 3-Seiten-Kipper aus dem 
Hause Hecka ist eine Sonder-
anfertigung und ist durch sei-
ne Konstruktion besonders ro-
bust und stabil. Bei der Über-
gabe war auch Bürgermeister 
Christian Fürst mit dabei und 
unter Einhaltung aller Hygiene- 
und Sicherheitsregeln gab es im 
Anschluss noch eine technische 
Einweisung.  r

Weigendorfer Bauhof nimmt den Unimog in Empfang.
 Bild: Astrid Kerpen, Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG

Weigendorf:

Kommunalfahrzeug mit 
neuester Umwelttechnologie

Ein freudiges Ereignis gab es gleich zum Jahresanfang in der Gemein-
de Weigendorf im Oberpfälzer Landkreis Amberg-Sulzbach. Nach 13 
Jahren wurde das kommunale Einsatzfahrzeug am Bauhof ausge-
tauscht. Bis vor kurzem war noch ein Mercedes Benz U 300 im Win-
terdiensteinsatz und für Transportaufgaben zuständig, ab sofort ist 
das Team vom Bauhof mit einem U 319 unterwegs. 

Die bereits vorhandenen Win-
terdienstgeräte, wie Streuer und 
Pflug, passen auch für den neu-
en Unimog und mussten daher 
nicht extra beschafft werden. Ein 
weiterer großer Pluspunkt ist die 
Schadstoffklasse. Mit der Abgas-
norm Euro 6 des U 319 ist man 
am Weigendorfer Bauhof auch 
gleichzeitig mit der neusten Um-

welttechnologie jetzt ausgestat-
tet. Das Fahrzeug wurde an Bür-
germeister Reiner Pickl und der 
Mannschaft vom örtlichen Bau-
hof von Beutlhauser-Verkaufs-
berater Jürgen Rieger überge-
ben. Die technische Einweisung 
des 190-PS-starken Fahrzeuges 
übernahm im Anschluss Ewald 
Schiehandl von Beutlhauser.  r

Nach 18 Jahren bekommt der Bauhof einen neuen Unimog.
  Bild: Astrid Kerpen, Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG

Windischeschenbach:

U 219 weckt Erinnerungen
Als zum Jahresanfang der neue Mercedes Benz Unimog U 219 an 
die Stadt Windischeschenbach übergeben wurde, war nicht nur 
die Freude am Bauhof sehr groß, sondern die Übergabe weckte 
Erinnerungen beim Beutlhauser Verkaufsberater Jürgen Rieger. 
Denn der neue U 219 ersetzt den bisherigen U 300. Der U 300 war 
das erste von Herrn Rieger verkaufte Fahrzeug, als dieser 2003 bei 
Beutlhauser als Neufahrzeugverkäufer für Unimog begann. 

Das neue Einsatzfahrzeug des 
Bauhofes hat mit 190 PS mehr 
Leistung und ist auch effizienter 
als sein Vorgänger. 

Winterdienstausrüstung  
von Bucher Municipal

Dank seiner kompakten Ab-
messungen ist der Unimog noch 
wendiger und für seinen Haup-

teinsatz im Winterdienst bestens 
geeignet. Ausgeliefert wurde das 
Universalmotorgerät mit einem 
Schneepflug und einem Streuer 
von der Firma Bucher Municipal. 
Die technische Einweisung für 
Fahrzeug und Geräte übernahm 
am Nachmittag dann Vorführer 
Ewald Schiehandl von Beutlhau-
ser für das „orange Team“ von 
Bauhofleiter Andreas Bogner. r

Parkbänke von AWAG: 

Komfortabel und langlebig
Auch im Jahr 2021 werden sich die Menschen in den Städten wie-
der verstärkt im Freien aufhalten. Kontaktbeschränkungen und 
Abstandsregeln laden geradezu ein, sich im öffentlichen Raum zu 
treffen. Die Gestaltung der Innenstädte bietet die Chance, diese 
frequentierten Plätze zum beliebten Treffpunkt für alle Generati-
onen zu machen. 

Bürger und Bürgerinnen sol-
len sich trotz Einschränkungen 
wohlfühlen und gerne hier le-
ben. Gästen soll die Stadt oder 
Region in guter Erinnerung blei-
ben. Parkbänke in Grünanlagen, 
Fußgängerzonen oder auf Stadt-
plätzen sind aus den Innenstäd-
ten nicht mehr wegzudenken. 
Auch auf dem Firmengelände 
bieten Unternehmen den Mit-
arbeitern Sitzgelegenheiten an, 
um die Mittagspause im Freien 
verbringen zu können. Nicht zu-
letzt stellt der demographische 
Wandel Planer und Entscheider 
vor neue Herausforderungen. 

Sitzbänke von AWAG Fahnen 
und Fahnenmasten bestechen 
durch ein optisch ansprechendes 
Design und robuste, langlebige 
Ausführung. Speziell für die äl-
tere Generation konzipierte Se-
nioren-Bänke haben sich vor al-
lem in Seniorenwohnanlagen, im 
Krankenhauspark und in Kurzen-
tren etabliert und bewährt. 

Farbechtheit  
und Korrosionsschutz

Seniorenbänke haben eine er-
höhte Sitzposition und einen op-
timalen Sitzwinkel. Breite Arm-
lehnen geben Halt, Fußauflagen 
dienen zur Entlastung und Er-
holung müder Beine. Die Senio- 
renbank KOMI-Plus Lift besitzt 
zudem eine integrierte Gasruck-
feder, die zusätzlich beim Hinset-
zen und Aufstehen unterstützt. 

Parkbank-Serien kombinieren 

herkömmliche Parkbänke und 
spezielle Seniorenbänke und er-
geben so ein einheitliches Stadt-
bild. Alle Parkbänke werden aus 
verzinktem Stahl gefertigt, der 
in Standard-RAL-Farben pulver-
beschichtet wird. Farbechtheit 
und besonders langer Korrosi-
onsschutz sind dadurch gewähr-
leistet. Die Farbe lässt sich an 
das Raumkonzept anpassen und 
die Sitzbänke fügen sich harmo-
nisch in die Umgebung ein. Sitz-
flächen und Rückenlehnen aus 
witterungsbeständigem Hartholz 
geben ein natürliches Erschei-
nungsbild. Um den Reinigungs- 
und Pflegeaufwand für kommu-
nale Bauhöfe und Hausmeister 
auf ein Minimum zu reduzieren 
und Sitzgruppen über Jahre nut-
zen zu können bietet AWAG bei-
spielsweise mit der Serie ELEA 
Bänke komplett aus Stahl an. Die 
Stahlrahmen sind besonders ro-
bust, Sitzflächen und Rückenleh-
nen werden aus nahezu vanda-
lismussicherem Drahtgitter ge-
fertigt. Dies garantiert eine lan-
ge Nutzungsdauer bei geringem 
Wartungseinsatz, selbst bei ho-
her Nutzungsintensität. 

Die mehr als 25-jährige Erfah-
rung in der Zusammenarbeit mit 
Kommunen und Unternehmen 
spornt AWAG immer wieder an, 
auch in schwierigen Zeiten stets 
die besten Produkte für Kunden 
anzubieten und mit einem um-
fassenden Portfolio alle Bereiche 
des kommunalen Bedarfs abzu-
decken. r

Seniorenbank KOMFORT-Plus Bild: AWAG

BMI und BBSR geben  
Förderaufruf bekannt

Projekte zur Anpassung urbaner Räume  
an den Klimawandel gesucht.

Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) 
und das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) haben am 15. Januar 2021 den Förderaufruf des Bun-
desprogramms „Anpassung urbaner Räume an den Klimawan-
del“ bekannt gegeben.

Städte und Gemeinden sind zur Einreichung beispielgeben-
der Projekte aufgerufen, die öffentlich zugängliche Grün- und 
Freiräume wie Parks und Gärten erhalten und entwickeln – und 
damit zu Klimaschutz und Anpassung urbaner Räume an den 
Klimawandel beitragen.

Förderfähig sind sowohl investive wie auch investitionsvor-
bereitende, begleitende und konzeptionelle Maßnahmen zur 
Stärkung der Vitalität und Funktionsvielfalt von städtischen 
Grün- und Freiräumen. Voraussetzung für eine Förderung ist 
eine hohe fachliche Qualität, ein überdurchschnittliches Inves-
titionsvolumen oder ein hohes Innovationspotenzial der Maß-
nahmen.

„Parks, Gärten und andere Grünanlagen sind den Folgen des 
Klimawandels ausgesetzt, beispielsweise sommerlicher Tro-
ckenheit. Gleichzeitig verringern sie im Sommer die Hitze in 
der Stadt und sorgen dafür, dass Wasser bei extremem Regen 
schnell versickert“, sagt der Leiter des BBSR, Dr. Markus Eltges. 
„Die Corona-Pandemie hat uns vor Augen geführt, dass Grün-
räume sehr wichtig für gesunde, lebendige und lebenswerte 
Wohnorte sind. Ihre vielen Funktionen gilt es in den Projekten 
mitzudenken.“

15. März 2021

Das Programm wird aus dem Energie- und Klimafonds des 
Bundes finanziert. Bundesmittel stehen in den Jahren 2021 
bis 2024 bereit. Kommunen sind aufgerufen, bis zum 15. März 
2021 Projektvorschläge beim BBSR einzureichen. Alle Infor-
mationen zur Förderung und zum Bewerbungsverfahren kön-
nen Interessierte online hier abrufen: www.bbsr.bund.de/kli-
ma-raeume  r

Umsetzung der EU-Richtlinie für emissionsarme Fahrzeuge: 

Kommunen nicht überfordern
Das Bundeskabinett hat über den Regierungsentwurf zur Umset-
zung der EU-Richtlinie zur Förderung sauberer und emissionsfreier 
Straßenfahrzeuge in den Kommunen beraten. Der Deutsche Städte-
tag, der Deutsche Landkreistag, der Deutsche Städte- und Gemein-
debund sowie der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) und 
der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) begrüßen die 
Richtlinie als wichtigen Impuls für den Einsatz alternativer Antrie-
be in kommunalen Fuhrparks sowie bei ÖPNV-Linienbussen und 
plädieren im Sinne der Kosteneffizienz und wirksamer Einsatzmög-
lichkeiten für eine größtmögliche Flexibilität für öffentliche Auftrag-
geber und eine deutschlandweite Quote.

Die Verbände hätten sich im 
aktuellen Entwurf eine Klarstel-
lung gewünscht, dass die Quo-
te auf Bundesebene summiert 
und damit gemeinsam erreicht 
werden kann, statt diese für je-
de einzelne Beschaffung vorzu-

schreiben. Dies führe letztlich 
bei den öffentlichen Auftragge-
bern zu einem zusätzlichen und 
erhöhten administrativen Auf-
wand. Dazu sagten die Präsiden-
ten Oberbürgermeister Burk-
hard Jung (Deutscher Städtetag), 

Landrat Reinhard Sager (Deut-
scher Landkreistag), Bürgermeis-
ter Ralph Spiegler (Deutscher 
Städte- und Gemeindebund), 
Oberbürgermeister Michael Eb-
ling (VKU) und Ingo Wortmann 
(VDV): „Das brächte speziell für 
ländliche Kommunen unverhält-
nismäßige Belastungen mit sich. 
Denn für den dortigen Einsatz 
sind Fahrzeuge mit hohen Reich-
weiten notwendig. Speziell in 
den schweren Fahrzeugklassen 
wie bei Müllsammelfahrzeugen 
oder Bussen für den öffentlichen 
Nahverkehr sind kaum passen-
de Fahrzeuge am Markt verfüg-
bar. Und selbst wenn es sie gäbe, 
wären einige davon mindestens 
dreimal teurer als herkömmli-
che Fahrzeuge. Dabei wären Net-
ze und Ladestationen noch nicht 
mit eingerechnet.“

Flexible Lösung

Wenn jeder kommunale Auf-
traggeber gesetzlich verpflich-
tet würde, die Quote individuell 
zu erfüllen, drohten möglicher-
weise Einschränkungen im ÖP-
NV-Angebot oder Tariferhöhun-
gen. „Dies widerspräche den Zie-
len des Klimaschutzes und gleich-
wertiger Lebensverhältnisse und 
widerspräche einem sparsamen 
Einsatz öffentlicher Mittel“, so 
die fünf Präsidenten. Die von der 
EU vorgegebene nationale Quote 
an sauberen und emissionsfreien 
Fahrzeugen werde auch mit ei-
ner flexiblen Lösung erreicht. „In 
den Ballungszentren wird der An-
teil der Elektromobilität stark an-
steigen. Mit ausreichenden För-
dermitteln werden die Quoten 

aller Voraussicht nach sogar über- 
erfüllt“, so Jung, Sager, Spieg-
ler, Ebling und Wortmann. Ge-
rade ländliche Gebiete dürften 
jetzt nicht überstrapaziert wer-
den. „Deshalb brauchen wir ei-
ne deutschlandweite Quote, die 
es ermöglicht, die Kräfte dort zu 
bündeln, wo es finanziell und öko-
logisch am sinnvollsten ist. Zudem 
bedarf es ausreichender Förder-
mittel, um den Systemwechsel in 
den Kommunen zu unterstützen.“

Hintergrund

Die sogenannte Clean-Ve-
hicles-Richtlinie der EU definiert 
Mindestziele für die öffentliche 
Auftragsvergabe, indem sie Quo-
ten für die Beschaffung von sau-
beren sowie emissionsfreien 
Fahrzeugen vorschreibt. Dem-
nach müssen beispielsweise in 
Deutschland ab August 2021 
mindestens 45 Prozent aller neu 
anzuschaffenden Linienbusse 
„saubere“ Fahrzeuge im Sinne 
der Richtlinie sein, für Lkw gilt ei-
ne Quote von 10 Prozent. Ab Jah-
resbeginn 2026 gelten 65 Prozent 
für Busse und 15 Prozent für Lkw. 
Für Pkw und leichte Nutzfahrzeu-
ge gelten von August 2021 an oh-
ne Abstufung 38,5 Prozent. Die 
Hälfte davon muss wiederum 
komplett emissionsfreie Antriebe 
haben. Umzusetzen sind die Vor-
gaben von öffentlichen Auftrag-
gebern, Gebietskörperschaften 
oder zentralen Regierungsbehör-
den sowie in bestimmten Fällen 
öffentlichen und privaten Unter-
nehmen der Energie- und Was-
serversorgung, der Postdienste, 
der Verkehrsleistungen in der Be-
reitstellung oder dem Betreiben 
von Netzen zur Versorgung oder 
der Allgemeinheit mit Verkehrs-
leistungen.  r

Mehr Naturschutz im Wald
Verbesserte Fördermöglichkeiten im Vertragsnaturschutz
Der Freistaat wird private und kommunale Waldbesitzer künf-

tig bei der Umsetzung von Naturschutzmaßnahmen im Wald 
noch besser unterstützen. Im Jahr 2020 haben bereits über 
1.900 Waldbesitzer am Programm teilgenommen und eine För-
derung in Höhe von rund 8,4 Millionen Euro erhalten. Das Ver-
tragsnutzschutzprogramm Wald honoriert freiwillige Leistun-
gen von Waldbesitzern bei der Bewirtschaftung ihrer Wälder, 
beispielsweise der Erhalt wertvoller Strukturen wie Horst- oder 
Höhlenbäume oder Totholz.

Die Antragstellung ist bis zum 31. Mai 2021 möglich. Nähe-
re Informationen erhalten private und kommunale Waldbesit-
zer bei den unteren Naturschutzbehörden sowie den Ämtern 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. r

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/aufrufe/aktuelle-meldungen/anpassung-urbaner-raeume-an-klimawandel.html
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/aufrufe/aktuelle-meldungen/anpassung-urbaner-raeume-an-klimawandel.html
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Jahrespressekonferenz Messe München:

Trotz Umsatzeinbruch  
mit Zuversicht in die Zukunft

Eine „Vollbremsung auf der Überholspur“ war aus Sicht von Klaus 
Dittrich das Jahr 2020 für die Messe München. Wie der Vorsitzen-
de der Messe-Geschäftsführung bei der traditionellen Jahrespres-
sekonferenz mitteilte, mussten insgesamt über 20 Veranstaltun-
gen, darunter viele Weltleitmessen, abgesagt werden. Dennoch 
blickt die Messe München zuversichtlich in die Zukunft. Innova-
tive digitale Formate und Produkte sollen das bestehende Port-
folio erweitern.

Seit dem Frühjahr 2020 hat die 
Corona-Pandemie das klassische 
Messegeschäft weltweit so gut 
wie unmöglich gemacht. Dittrich 
zufolge betrug die Gesamtaus-
stellerzahl der Messe München 
im vergangenen Jahr weltweit 
rund 23.000. Allein in Deutsch-
land konnten von den geplan-
ten 15 Eigenveranstaltungen nur 
6 tatsächlich als Präsenzmes-
se stattfinden. Die Zahl der Aus-
steller belief sich dabei auf 7.056 
(-6 Prozent zu den Vorveranstal-
tungen), während 288.023 Besu-
cher zu verzeichnen waren (-11 
Prozent zu den Vorveranstaltun-
gen). An den 15 Eigenveranstal-
tungen im Ausland, die als Prä-
senzmessen stattfinden konn-
ten, waren knapp 500.000 Besu-
cher und 10.747 Aussteller aktiv. 
Die 14 digitalen Eigenveranstal-
tungen, auf denen 583 Ausstel-
ler präsent waren, erreichten 
über 38.000 Unique User.

Umsatz 70 Prozent unter Plan

Mit 94 Millionen Euro liegt 
der hochgerechnete Umsatz 
der Messe München GmbH laut 
Dittrich um 70 Prozent unter 
Plan (302 Millionen Euro). Die-
ser Umsatzverlust habe dramati-
sche Auswirkungen auf die Wirt-
schaft der Region, denn jeder Eu-
ro Umsatz der Messe München 
GmbH erzeuge 10 Euro Kaufkraft 
bundesweit.

Um den Umsatzeinbrüchen 
entgegenzuwirken, habe die 
Messe München nach Anga-
ben ihres Geschäftsführers um-
gehend ein Effizienzprogramm 
mit 900 Einzelmaßnahmen auf-
gesetzt, mit dem eine Senkung 
der Sachkosten um 30 Prozent 

erreicht werden konnte. Auf-
grund der anhaltenden Umsatz-
verluste müssten jetzt auch die 
Personalkosten gesenkt werden. 
Für den geplanten Abbau von ca. 
170 Stellen werde gerade mit 
dem Betriebsrat über sozialver-
trägliche Lösungen verhandelt.

Rekordjahr 2019

Im Rekordjahr 2019 hatte sich 
die Messe München auf den 
fünften Platz der Messeveran-
stalter weltweit vorgearbeitet. 
Für Klaus Dittrich ist es „Glück 
im Unglück, dass die Pandemie 
uns in einer Position der Stär-
ke getroffen hat“. „Wir haben 
die guten Jahre genutzt, um un-
sere Strategie konsequent um-
zusetzen und unsere Angebo-
te und Fähigkeiten weiterzuent-
wickeln.“ So habe sich im Coro-
na-Jahr die Internationalisierung 
der Messe München positiv be-
merkbar gemacht und die er-
folgreichen Auslandsgesellschaf-
ten der Messe München hätten 
die Liquidität gestützt.

Digitalisierung forciert

Systematisch vorangetrieben 
habe man in den vergangenen 
Jahren die Digitalisierung, fuhr 
Dittrich fort. Deshalb konnten 
nach der Absage vieler Mes-
sen im Jahr 2020 in kürzester 
Zeit 14 digitale Veranstaltun-
gen aufgesetzt werden, etwa die 
ISPO ReStart.Days, die Analyti-
ca virtual und die IFAT Impact. 
An diesen digitalen Events ha-
ben insgesamt über 38.000 Be-
sucherinnen und Besucher teil-
genommen.

Im Rahmen der komplett di-

gitalen IFAT impact Business 
Summit wurden vielfältige 
Technologien von Recycling 
bis Wasser-Management prä-
sentiert, virtuelle 1:1-Gesprä-
che geführt und Wege zu ei-
ner echten Kreislaufwirtschaft 
diskutiert. Die drei Tage des 
Events waren dicht gepackt mit 
B2B-Networking und Wissens- 
transfer für die internationale 
Umweltbranche.

Fundament des digitalen Sum-
mit war das IFAT Ausstellerpor-
tal mit mehr als 3.000 gelisteten 
Unternehmen sowie ihren Pro-
dukten und Lösungen. Während 
des Events fanden 154 Produkt-
präsentationen statt und mehr 
als 1.400 1:1-Meetings konnten 
gebucht werden. Parallel dazu 
lief ein Konferenzprogramm mit 
20 Sessions und rund 70 Spea-
kern. Einen Großteil davon reali-
sierten die Partner der IFAT so-
wie die IFAT-Spin-offs aus China, 
Indien und Afrika. Rund 2.100 
Teilnehmer aus 104 Ländern 
nutzten die verschiedenen An-
gebote des Summits.

Kein Zurück zu Vor-Corona

Für die Messe München ist 
klar, dass es kein Zurück zum Ge-
schäftsmodell vor Corona geben 
wird. Nicht nur die gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Effek-
te der Pandemie werden nach-
haltig sein, auch das Messe-
geschäft werde sich dauerhaft 
verändern. Deshalb soll die Or-
ganisation für die neuen Heraus-
forderungen fit gemacht wer-
den. Konsequente Kundenorien-
tierung, Agilität, Flexibilität und 
ein noch stärkerer Fokus auf die 
Digitalisierung sind die Ziele der 
anstehenden Restrukturierung.

„Die Corona-Krise ist eine Na-
turkatastrophe – doch gemein-
sam werden wir diese Katast-
rophe überwinden“, zeigte sich 
Dittrich überzeugt. Das Unter-
nehmen habe rasch reagiert und 
konsequente Entscheidungen 

getroffen, weshalb die Chan-
cen gut stünden, noch stärker 
aus der Pandemie herauszukom-
men. Im Zentrum stehe die Wei-
terentwicklung des bisherigen 
Geschäftsmodells. „Digitalisie-
rung ist für uns heute keine rei-
ne Sache von Spezialisten mehr. 
Sie muss breit und tief im ge-
samten Unternehmen verankert 
werden. Hier sind wir im Markt 
sicher Vorreiter“, so der Ge-
schäftsführer.

Menschen verbinden

„Unser Geschäftsmodell ist es, 
Menschen zu verbinden. Wir se-
hen uns nicht mehr nur als Ver-
mieter von Hallenfläche, son-
dern als Manager von Plattfor-
men – in physischer Form auf ei-
ner Messe oder digital 365 Tage 
im Jahr. Die Pandemie hat die-
sen Trend verstärkt“, erläuter-
te Dittrich. Jetzt gelte es, digitale 
Zusatzangebote zu schaffen, die 
echten Mehrwert für die Kun-
den stiften

Neben der Digitalisierung wird 
sich die Messe München künf-
tig noch stärker auf das Thema 
Nachhaltigkeit konzentrieren. 
Ziel der Messe ist es, so Dittrich, 
klimaneutrale Angebote zu ent-
wickeln – auf der Messe selbst, 
aber auch bei der An- und Abrei-
se, beim Aufenthalt in München 
oder bei der Infrastruktur.  DK

Schulterschluss  
für die Region

Oberfranken Offensiv e.V. und Regionalinitiativen  
arbeiten gemeinsam am Image Oberfrankens

Der Imageprozess Oberfranken hat den nächsten wichtigen Schritt 
gemacht. In einem digitalen Dialog haben sich Oberfranken Of-
fensiv e.V. und weitere Regionalinitiativen über ihre Projekte aus-
getauscht und Kooperationsmöglichkeiten erörtert. Weitere Tref-
fen sind bereits geplant.

Das Projekt „Imagepakt und 
Imagekampagne Oberfranken“, 
das im Rahmen des Programms 
zur Stärkung regionaler Identi-
täten im Freistaat Bayern des 
Staatsministeriums der Finan-
zen und für Heimat umgesetzt 
wird, ist gegenwärtig eine der 
zentralen Aufgaben von Ober-
franken Offensiv e.V.

Ziel ist es, das Image von 
Oberfranken weiter zu verbes-
sern, sowohl im Innenverhält-
nis als auch von außen betrach-
tet. Die Entwicklungsagentur 
setzt dabei auch auf Kooperati-
on mit den Regionalinitiativen, 
ganz im Sinne ihres Mottos #es-
gehtnurgemeinsam. Die Vorsit-
zende von Oberfranken Offensiv 
e.V., Regierungspräsidentin Hei-
drun Piwernetz: „Es ist wichtig, 
dass alle an einem Strang zie-
hen. Nur dann kann das Image 
Oberfrankens gewinnbringend 

weiterentwickelt werden und 
Oberfranken Offensiv als Klam-
mer für alle Akteure vor Ort wir-
ken. Dafür sind die Regionalini-
tiativen und ihre Ideen und Pro-
jekte ein wichtiger Baustein. Ich 
möchte mich ganz herzlich für 
die geleistete Arbeit bedanken 
und freue mich auf konkrete in-
novative Vorschläge im laufen-
den Strategieprozess.“

Viele Schnittpunkte und  
Ideen für Kooperationen

Die Treffen mit den Regional- 
initiativen sind Bestandteil vie-
ler Gespräche, die Oberfranken 
Offensiv e.V. im Projekt Image-
kampagne und Imagepakt führt. 
Ihr Ziel ist es, die Kernbotschaf-
ten, Zielgruppen und Zielregi-
onen zu definieren, die die Ba-
sis für die folgende Imagekam-
pagne bilden. In diesem Zusam-
menhang wird auch ausgelotet, 
in welchen Bereichen künftig ein 
enger Austausch mit den Regio-
nalinitiativen stattfinden wird. 
Bereits im ersten Treffen wur-
den Ideen diskutiert und Projek-
te der Initiativen präsentiert, die 
im Rahmen des Imageprozes-
ses Schnittpunkte für eine wei-
terführende Zusammenarbeit 
bieten. Staatsministerin Mela-
nie Huml MdL: „Ich freue mich, 
dass die Fortsetzung unseres 
Imageprozesses in Oberfranken 
so hervorragende Anerkennung 
und Unterstützung findet. Ober-
franken Offensiv wird auf Basis 
unserer aktuellen Imageanaly-
se intensiv daran arbeiten, die 
Stärken der Region weiter sicht-
bar zu machen. Innerhalb Ober-
frankens, aber auch darüber hin- 
aus. Das wird der Nukleus unse-
rer Arbeit in den kommenden 
Jahren sein und dazu laden wir 
jeden mit ein, der mit anpacken 
will. Kommunen, Politik, Regi-
onalinitiativen und selbstver-
ständlich auch die Wirtschaft.“

Heimatministerium  
unterstützt Imageprozess

Die Stärkung regionaler Iden-
titäten und die Positionierung 
der Stärken nach außen werden 
unterstützt vom Staatsministe-
rium der Finanzen und für Hei-
mat. Gerade in einer heteroge-
nen Region wie Oberfranken ist 
dabei wichtig, die Akteure vor 
Ort einzubeziehen und für das 
gemeinsame Ziel zu begeistern. 
Der Austausch mit den Regional- 
initiativen ist daher für Ober-
franken Offensiv e.V., aber auch 
für das Ministerium, ein wich-
tiger Bestandteil des Projekts. 
Dr. Hellmut Fröhlich, Leiter des 
Referats „Regionale Identität“ 
im StMFH: „Wir begrüßen aus-
drücklich, dass der Imagepro-
zess in Oberfranken gemein-
schaftlich angegangen wird. 
Die Ansatzpunkte, mit denen 
sich Oberfranken positionieren 
kann, sind vom Feinsten, und es 
ist absolut richtig, diese vielen 
Facetten zu fokussieren.“

Weitere Gespräche sind in 
Planung. Das Gemeinschaftspro-
jekt Image Oberfranken wird 
auch weiterhin gemeinschaft-
lich angepackt. Die Gespräche 
mit den Regionalinitiativen wird 
Oberfranken Offensiv e.V. in den 
kommenden Wochen vertiefen. 
Zeitgleich werden mit den ober-
fränkischen Spitzen aus Politik, 
Wirtschaft und Wissenschaft 
die inhaltlichen Eckpfeiler für 
die Imagekampagne gesetzt. So 
entsteht ein Schulterschluss für 
die Region.  r

Demokratiebildung vor Ort gestalten
Demokratiebildung bietet viele Gestaltungsmöglichkeiten: Bür-
gerbeteiligungen, Jugendparlamente oder Anti-Rassismus-Pro-
jekte bei Sportvereinen sind nur einige Beispiele einer breiten 
Angebotspalette. Ihnen allen kommt aktuell eine stetig wach-
sende Bedeutung zu.

In Zeiten emotional geführ-
ter politischer Debatten, verän-
derter Mehrheiten in Parlamen-
ten und dem Einfluss von Soci-
al Media auf politische Willens-
bildung investieren daher viele 
Kommunen verstärkt in Ange-
bote politischer Bildung. Die in 
der Geschäftsstelle der Metro-
polregion Nürnberg angesiedel-
te Transferagentur Bayern hat 
diese Impulse aufgegriffen und 
zeigt in der aktuellen Ausgabe 
des Magazins „Transfer aktuell“, 
wie Kommunen vorgehen und 
was dabei zu beachten ist.

Der Ratsvorsitzende der Me-
tropolregion Nürnberg, Johann 
Kalb, betont: „Die Metropolre-
gion steht für eine offene und 
demokratische Gesellschaft. Die 
Gestaltungsmöglichkeiten für 
Bürgerinnen und Bürger haben 
höchste Priorität.“ Auch in sei-
nem Landkreis Bamberg haben 
Angebote zur politischen Mitbe-
stimmung deshalb einen hohen 
Stellenwert. Diese werden im 
Magazin als Praxisbeispiele auf-
gezeigt, ebenso wie Aktivitäten 
der Stadt Weiden und weiterer 
kommen aus ganz Bayern.

Kommunen prägen den Stel-
lenwert von Demokratiebildung 
entscheidend. Gefordert sind 
somit auch die Verwaltungen 
selbst: Wie kann man das eige-
ne demokratische und partizipa-
tive Handeln reflektieren? Wel-
che Strategien bieten sich an? 

Was hat sich bisher bewährt? 
Antworten darauf gibt das In-
terview mit Dr. Elisabeth Preuß, 
gewählte Vertreterin der Kom-

Ausländerbeirates. Die Kom-
mune kann dadurch zum einen 
Rechtsextremismus vorbeugen 
und zum anderen die Stadtge-
sellschaft und die NGOs stark 
machen.“

Dr. Christa Standecker, Ge-
schäftsführerin der Metropol-
region Nürnberg, verdeutlicht 
die Relevanz des Bildungsfel-
des: „Das Thema Demokratiebil-
dung ist aktueller denn je. Vie-
le Kommunen identifizieren sich 
mittlerweile als Bürgerkommu-
ne und lassen Bürgerinnen und 
Bürger an politischen Entschei-
dungen teilhaben. Demokratie 
wird dadurch für alle – von der 
Kita bis zum Senior- erlebbar! 
Das seit 2009 bestehende Netz-
werk zwischen 152 Kommunen 
und 247 zivilgesellschaftlichen 
Initiativen – die Allianz gegen 
Rechtsextremismus in der Me-
tropolregion Nürnberg – unter-
streicht zudem das regionale En-
gagement und Bekenntnis zu ei-
ner vielfältigen und weltoffenen 
Region, in der Toleranz, Demo-
kratie und Respekt gelebt wird.“

Das aktuelle Magazin der 
Transferagentur Bayern ist on-
line abrufbar unter www.trans-
feragentur-bayern.de oder kann 
als Print-Ausgabe kostenfrei be-
stellt werden. Unter der Rub-
rik Materialien ist ebenfalls zum 
gleichen Thema die Dokumen-
tation zur virtuellen Themenwo-
che „Demokratie. Partizipation. 
Verwaltung“ von Oktober 2020 
zu finden. Die Transferagentur 
wird gefördert aus Mitteln des 
Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung.  r

Dr. Elisabeth Preuß, Vertreterin 
der Kommunen im Vorstand 
der Allianz gegen Rechtsextre-
mismus. Bild: Metropolregion Nürnberg

munen im Vorstand der Allianz 
gegen Rechtsextremismus: „Die 
Kommune kann sehr viel in der 
Bevölkerung bewirken, wenn 
sie freiwillige Bildungsangebo-
te zusätzlich zu den rein schuli-
schen Angeboten aktiv bereit-
hält. Es ist zudem wichtig, alle 
demokratischen Strukturen bei 
ihrer eigenen Präventionsarbeit 
zu stärken. Beispielsweise durch 
die Unterstützung von „Schu-
len gegen Rassismus“ oder des 

Familienstützpunkte finden 
weiterhin den Weg zu Familien
Als Anlauf- und Kontaktstellen konzipiert, bilden Offene Treffs für 
und mit Eltern das Herzstück der Angebote in den sieben Famili-
enstützpunkten in Würzburg.

Da Gruppen-Treffen in Zeiten 
von Corona gar nicht oder eben 
nur sehr eingeschränkt mög-
lich sind, „haben sich die päda-
gogischen Fachkräfte kreative, 
spritzige, lebensnahe Angebote 
überlegt, bei denen eben beides 
geht: Abstand halten und trotz-
dem in Kontakt bleiben“, erläu-
tert Christiane Matzewitzki, Ko-
ordinierungsstelle der Familien-
stützpunkte in der Stadt Würz-
burg. Und weiter: „Familien 
leisten momentan Großartiges. 
Unser Ziel ist es, ihnen zu signali-
sieren, dass wir weiterhin für sie 
gut erreichbar und ansprechbar 
sind und sie entlasten wollen“.

Offenes Ohr für  
die Alltagssorgen

Dazu haben sich die Fachkräf-
te einiges einfallen lassen. Bei 
den begleiteten Spaziergängen, 
und der aufsuchenden Arbeit 
im Stadtteil z. B. auf den Spiel-
plätzen gibt es aus dem Boller-
wagen heraus interessante Infos 
und Flyer aber auch kreative fer-
tig gepackte Bastelpakete zum 
mit nach Hause nehmen. Na-
türlich mit Bastelanleitung und 
dem entsprechenden Material, 
z.B. zur Herstellung von Knete.

Bei online Einzelgesprächen 
oder telefonischen Kontak-
ten hat die Leitung des Famili-
enstützpunkts ein offenes Ohr 
für die Alltagssorgen, sie hört 

zu und kann wichtige Tipps ge-
ben, wenn es grade mal nicht 
so rund läuft in der Familie. Für 
die Freizeit  erhalten die Eltern 
per Mail wöchentlich einen Out-
door-Tipp, kindgerecht aufge-
arbeitet. Die beliebten Forma-
te Baby-Cafe oder Mütter-Treff 
finden zur Zeit online statt. Da 
steht schon mal eine Tasse Kaf-
fee dabei und ein Stück Kuchen 
und das schafft eine gute Atmo-
sphäre.

Beim wöchentlichen Morgen-
kreis für die ganz Kleinen und ih-
re Eltern trifft man sich eben-
falls online. Da wird gesungen 
und geklatscht, da müssen Ge-
genstände von den Kindern aus 
dem Alltag gesucht und gefun-
den werden oder auch schon 
mal ein Turm vor dem Rechner 
gebaut werden. Beim Sport-
angebot online schwitzen Ma-
mas mit ihren Kleinen vor dem 
Bauch nach Anleitung der Fach-
kraft, übrigens sehr beliebt.

Damit auch die Kultur in der 
Familie nicht zu kurz kommt, 
wird gerade mit dem Theater 
Spielberg eine Kooperation be-
sprochen. Dann soll es ein The-
aterstück online geben, natür-
lich sollten Popcorn & Co und 
ein schickes Theateroutfit auch 
zu Hause dabei nicht fehlen.
Informationen: www.wuerz-
burg.de/themen/jugend-fami-
lie/willkommen-im-leben/fami-
lienstuetzpunkte/index.html  r

Bodenplaketten informieren über 
Straßengeschichten

Insgesamt 27 Bodenplaketten informieren in der Innenstadt von 
Erlangen über den Zusammenhang der Gasthäuser, die als Na-
mensgeber für Straßen und Gassen fungierten. 

Wie das Referat für Planen 
und Bauen der Stadtverwaltung 
informiert, gehörten die Gast-
häuser seit Jahrhunderten zum 
lebendigen Alltag der Erlanger 
und dienten Reisenden zum Zwi-
schenaufenthalt. Viele bis dahin 
namenlose Gassen der schnell 
wachsenden Stadt wurden nach 
einem dort ansässigen Gasthaus 
benannt. Zugleich waren sie Ori-
entierungspunkte in der städ-
tebaulich gleichförmigen Plan-
stadt. Manche trugen so fanta-
sievolle Namen wie zum Beispiel 
„Goldenes Einhorn“.

Auf die Historie dieser Stra-

ßennamen weisen nun 27 Bo-
denplaketten hin. Vor dem Ein-
gang der betreffenden Häuser 
wurde jeweils eine runde Bo-
denplakette aus Messing einge-
lassen. Sie trägt ein individuelles 
Symbol sowie den Namen der 
historischen Gaststätte. 

Mit dem Projekt möchte das 
Amt für Stadtentwicklung und 
Stadtplanung zur Erkundung der 
Stadtgeschichte einladen. Be-
gleitend zu diesem Projekt gibt 
es einen Infoflyer, der im Inter-
net unter www.erlangen.de/in-
nenstadtentwicklung abrufbar 
ist. r

http://www.transferagentur-bayern.de
http://www.transferagentur-bayern.de
http://www.wuerzburg.de/themen/jugend-familie/willkommen-im-leben/familienstuetzpunkte/index.html 
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich bin Oberbürgermeisterin 
der Stadt Regensburg und ver-
trete rund 168.000 Einwohner.
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 

Zur Oberbürgermeisterin bin 
ich im März 2020 gewählt wor-
den. Allerdings habe ich bereits 
seit Januar 2017 den vorläu-
fig vom Dienst suspendierten 
Oberbürgermeister Joachim 
Wolbergs bis zu den letzten 
Kommunalwahlen vertreten.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Ich glaube ich bin nicht die 
einzige Oberbürgermeisterin, 
die sich derzeit vor die Herku-
lesaufgabe gestellt sieht, im-
mer mit dem Blick auf die ak-
tuellen Infektionszahlen das 
Optimale für die Stadt zu er-
reichen. Das ist nicht einfach, 
zumal uns die wirtschaftliche 
Lage dazu zwingen wird, den 
Rotstift anzusetzen. Es ist aber 
auch deshalb schwierig, weil 
wir immer auf Sicht fahren 
müssen und fast täglich auf 
die Vorgaben reagieren müs-
sen, die uns Bundes- und Lan-
despolitik auferlegen. 
Womit werden Sie sich noch 

Gertrud Maltz-Schwarzfischer
Oberbürgermeisterin der Stadt Regensburg 

Bezirksvorsitzende der kreisfreien Städte  
in der Oberpfalz, Bayerischer Städtetag

Die freiheitlich-demokratische Grundord-
nung der Bundesrepublik Deutschland bie-
tet jeder einzelnen Bürgerin und jedem einzel-

nen Bürger unzählige Möglichkeiten, sich aktiv 
in unsere Gesellschaft einzubringen und diese 
mitzugestalten. Ich engagiere mich in der Po-
litik, weil ich der Meinung bin, dass man die 
Möglichkeiten und Potenziale, die unsere De-
mokratie bietet, ausschöpfen sollte, statt sich 
passiv zurückzulehnen und darauf zu vertrau-
en, dass es andere schon richten werden. Spe-
ziell die Kommunalpolitik liegt mir deshalb sehr 
am Herzen, weil ich Regensburg liebe und die 
Stadt, in der ich groß geworden bin, für die Zu-
kunft lebenswert erhalten möchte.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Ich stamme aus einer sozial und politisch en-
gagierten Familie und bin selbst seit 1995 Mit-
glied der SPD. Seit vielen Jahren sitze ich im 
Stadtrat, war dort stellvertretende Fraktions-
vorsitzende und habe den unterschiedlichs-
ten Ausschüssen angehört. Nach den Kommu-
nalwahlen 2014 wurde ich zur zweiten Bürger-
meisterin gewählt. Und – wie gesagt – bereits 
Anfang 2017 habe ich die Verantwortung als 
Stadtoberhaupt übernommen – wenn auch zu-
nächst „nur“ in Vertretung.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Als ich mein Amt offiziell angetreten ha-
be, hatte die erste Corona-Welle gerade ihren 
Höhepunkt erreicht. Niemand konnte damals 
so genau sagen, wie es weitergehen und wel-
che Auswirkungen der Lockdown haben würde. 
Das war keine einfache Zeit und es ist bis heute 
auch nicht einfacher geworden.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

auseinandersetzen müssen/wollen? 
Wie vermutlich alle Menschen hoffe auch ich 

auf ein Ende der Pandemie und damit auf eine 
Situation, in der die Zukunft unserer Stadt wie-
der erste Priorität genießt. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Gut informiert sein, stets die Ruhe bewahren, 
sich nicht von Schlagzeilen treiben lassen und 
immer so agieren, dass man vor sich selbst ge-
radestehen kann. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Ich schätze die Gespräche mit der Bürger-
schaft, aber auch im Kollegenkreis sehr. Ehrlich 
geführte Unterhaltungen helfen, den Blickwin-
kel auf die Dinge zu verändern und die notwen-
dige Distanz zu gewinnen, die im hektischen 
Arbeitsalltag vielleicht manchmal abhanden 
kommt. Auch da freue ich mich sehr auf Zeiten, 
in denen wieder ein naher persönlicher Kontakt 
möglich ist.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Sicherlich einen sehr großen. Wie viel Hand-
lungsbedarf hier noch besteht, das sehen wir 
jetzt gerade durchaus schmerzlich. 

Dennoch glaube ich, dass auch künftig der 
persönliche Kontakt in keinem Bereich zu kurz 
kommen darf, und ich bin mir sicher, dass er 
in Zukunft vielleicht noch mehr geschätzt wer-
den wird.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Da halte ich es mit Nelson Mandela, der ge-
sagt hat: „Jeder kann über sich hinauswachsen, 
wenn er es mit Hingabe und Leidenschaft tut.“
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Es ist mir nicht wichtig, dass man von mir sa-
gen wird, ich hätte immer Recht behalten. Aber 
ich möchte, dass sich die Menschen an mich als 
eine Oberbürgermeisterin erinnern, die stets ihr 
Bestes für die Stadt und ihre Bürgerinnen und 
Bürger gegeben hat  r

 Bild: Stadt Regensburg/Stefan Effenhauser

Oberfränkische und oberpfälzische Integrationspreise 2020:

Leuchtende Vorbilder
Initiativen aus Bamberg und Bayreuth sind von Regierungspräsi-
dentin Heidrun Piwernetz für ihr gesellschaftliches Engagement 
mit dem Oberfränkischen Integrationspreis 2020 ausgezeichnet 
worden. Der Integrationspreis der Regierung der Oberpfalz ging 
an die Stadt Wörth a. d. Donau sowie an Initiativen aus Regen-
stauf, Trabitz, der Stadt Amberg bzw. dem Landkreis Amberg-Sulz-
bach, und der Stadt Weiden.

Mit ihrem Projekt „Deutsch 
lernen mit allen Sinnen“ leistet 
die Erlöser-Mittelschule Bam-
berg seit vielen Jahren hervor-
ragende Arbeit beim Spracher-
werb sowie der schulischen 
und kulturellen Integration von 
Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund. Dabei ist 
vor allem der ganzheitliche An-
satz hervorzuheben, den die 
Schule verfolgt. Kunst, Kultur, 
aber auch das Kennenlernen be-
stimmter Kulturtechniken tra-
gen in hohem Maße dazu bei, 
dass die Schüler das Leben in der 
neuen Heimat Deutschland gut 
meistern, schulisch vorankom-
men und Beziehungen zu Gleich-
altrigen aufbauen können.

Die Erlöserschule wird von 
Schülern aus 34 Nationen be-
sucht. Es gibt zwei Deutsch-Klas-
sen, in denen Schüler mit Migra-
tionshintergrund besonders ge-
fördert werden. Sie umfassen 
die Jahrgangsstufen 5 und 6 so-
wie 7 bis 9 und werden seit 2018 
im Ganztag geführt.

Deutsch lernen  
mit allen Sinnen

Die besondere Qualität des 
Projekts „Deutsch lernen mit al-
len Sinnen“ liegt darin, dass es 
über die Kerninhalte des Unter-
richtsfachs „Kulturelle Bildung 
und Werteerziehung“ hinaus 
mit zahlreichen Einzelprojek-
ten zum Beispiel aus den Berei-
chen Musik, Theater, Film und 
Heimatgeschichte verknüpft 
ist. Das von einer Deutsch-Klas-
se entwickelte Theaterprojekt 
„Black-Light-Show“ wurde in 
diesem Jahr mit dem renom-
mierten CC-Buchner-Preis aus-
gezeichnet.

Ein weiterer Preisträger, die 
Integrationslotsenstelle der 
Stadt Bayreuth, koordiniert das 
Engagement von insgesamt 62 
aktiven Ehrenamtlichen, die ein-
zelne oder auch mehrere Fami-

lien mit Migrationshintergrund 
betreuen und sie in den ver-
schiedensten Lebenslagen un-
terstützen. Im März 2020 muss-
ten, bedingt durch den Lock-
down, die Schulen geschlossen 
und die Beschulung auf „Home-
schooling“ umgestellt werden. 
Gerade Kinder aus Familien mit 
Migrationshintergrund wurden 
dadurch vor erhebliche Schwie-
rigkeiten gestellt. Hier half die 
Integrationslotsenstelle mit ih-
rem Projekt „Hausaufgabenun-
terstützung und Betreuung von 
Kindern“.

Engagement für die Kinder in 
Gemeinschaftsunterkünften

Der Hauptamtliche Integra-
tionslotse der Stadt Bayreuth, 
Ibukun Koussemou, engagier-
te sich in dieser Zeit besonders 
für die Kinder in den Gemein-
schaftsunterkünften in Bay-
reuth. Geeignete Unterrichts-
räume für die Kinder fanden 
sich schließlich durch die An-
mietung eines Mehrzweckrau-
mes vom Verein „Come and 
See“. Die hierfür erforderlichen 
Aufwendungen wurden aus Ei-
genmitteln und aus Spenden der 
Adalbert-Raps-Stiftung in Kulm-
bach bestritten. Für die Beschu-
lung konnten 13 Ehrenamtliche 
gewonnen werden, Studieren-
de der Universität Bayreuth und 
Schüler verschiedener Schulen. 
Gebildet wurden zwei Klassen 
mit insgesamt 15 zu beschulen-
den Kindern.

Verlässliche Institutionen

Die Regierung der Oberpfalz 
verlieh den ersten Preis an die 
Stadt Wörth a. d. Donau im 
Landkreis Regensburg mit dem 
Arbeitskreis „Wörth ist bunt“ 
und dem Familienstützpunkt 
Donau.Wald. Im Jahr 2016 wur-
de der Arbeitskreis „Wörth ist 
bunt“ gegründet, der Migran-
ten aller Nationalitäten willkom-
men heißt und Familien und Ein-
zelpersonen als Basis für ein 
friedliches und sozialverträgli-
ches Miteinander unterstützt. 
„Wörth ist bunt“ ist ein Zusam-
menschluss von ehrenamtlich 
engagierten Bürgern, Stadträ-
ten, Kindergarten, Schulen, der 
Jugendpflegerin, dem Famili-
enstützpunkt sowie der Behin-
dertenbeauftragten der Stadt 
Wörth. Der Arbeitskreis steht 
für ein offenes, tolerantes und 
diskriminierungsfreies Wörth. 
Zu den Aktionen des Arbeits-
kreises gehören regelmäßige 
Veranstaltungen, Nachhilfepro-
jekte in den Ferien für Migran-
tenkinder, Aktionen gegen Ras-
sismus, Theaterstücke, Vorträ-
ge, Filmnachmittage, Aktions-
tage in der Mittelschule, ein 
Erzählcafé im Bürgersaal, ge-
meinsames Malen, ein Elternca-
fé sowie Kinoabende.

Helferkreise und Netzwerke

Den zweiten Preis erhielt der 
„Helferkreis GU Regenstauf“ 
aus dem Landkreis Regensburg. 
Die sieben Ehrenamtlichen en-
gagieren sich seit Bestehen der 
Gemeinschaftsunterkunft für 
Asylbewerber in Regenstauf im 
Jahr 2017 für um die 70 bis 80 
Asylbewerber. Der Helferkreis 
ist eine verlässliche Institution 
für die Bewohner der Gemein-
schaftsunterkunft Regenstauf 
und wird von der Unterkunfts-
verwaltung der Regierung als 
wertvoller Ansprechpartner ge-
schätzt.

Ein dritter Preis ging an Gisela 

und Ernst Schmutterer aus Tra-
bitz im Landkreis Neustadt a. d. 
Waldnaab. Das Ehepaar hat be-
wiesen, dass jeder von uns sei-
nen individuellen Beitrag zur ge-
lingenden Integration von ge-
flüchteten Menschen leisten 
kann.

Arbeitskreise

Einen weiteren dritten Preis 
erhielt das Bündnis Migrati-
on & Integration der Stadt Am-
berg und des Landkreises Am-
berg-Sulzbach, das mehrere Ar-
beitskreise aufgebaut hat mit 
dem Ziel, die Integration in ver-
schiedenen Bereichen zu forcie-
ren. Ebenfalls mit einem drit-
ten Preis wurde das „Netzwerk 
Asyl Weiden“ bedacht, das al-
le ehrenamtlichen Tätigkeiten 
in Weiden rund um die Flücht-
lingsarbeit unter einen Hut ge-
bracht hat.

Die Preisgelder

Die Erstplatzierten wurden 
mit einem Preisgeld von 2.500 
Euro ausgezeichnet, die Zweit-
platzierten durften sich über 
1.500 Euro freuen. Die drei Dritt- 
platzierten wurden mit einem 
Preisgeld von je 500 Euro ge-
würdigt. Das Preisgeld in Höhe 
von insgesamt 5.500 Euro stell-
te das Bayerische Staatsministe-
rium des Innern, für Sport und 
Integration zur Verfügung.  DK

Landkreis Lindau setzt mobile  
Luftreinigungsgeräte in Schulen ein

Lindau (Bodensee) – Der Landkreis Lindau hat 30 mobile Luftrei-
nigungsgeräte für Schulen, die in seiner Trägerschaft sind, be-
schafft. Landrat Elmar Stegmann hat die Geräte nun gemeinsam 
mit Andreas Hiel von der Kreiskämmerei in Empfang genommen 
und sie sich präsentieren lassen. 

Die Geräte kommen dort zum 
Einsatz, wo aufgrund der bau-
lichen Gegebenheiten Unter-
richtsräume nicht ausreichend 

durchlüftet werden können und 
sind somit eine Ergänzung zum 
vorhandenen Corona-Hygiene-
konzept der Schulen. Dies be-

trifft Räume am Bodenseegym-
nasium, am Valentin-Heider- 
Gymnasium sowie am Beruf-
lichen Schulzentrum. Die Ge-
samtkosten für die 30 mobilen 
Luftreinigungsgeräte betragen 
rund 87.000 Euro. Da die Be-
schaffung zu 100 Prozent über 
den Freistaat Bayern gefördert 
wird, belastet diese den Land-
kreishaushalt nicht.

CO2-Meßgeräte

Zusätzlich wurden die land-
kreiseigenen Schulen, die noch 
über keine kontrollierte Be- und 
Entlüftungsanlage verfügen, mit 
CO2-Meßgeräten für alle Unter-
richtsräume ausgestattet. Auch 
diese Investition in Höhe von et-
wa 31.000 Euro wurde komplett 
vom Freistaat gefördert.

Die Luftreinigungsgeräte wur-
den unter anderem speziell für 
die Kontrolle luftübertragener 
Infektionen in Krankenhäusern, 
medizinischen Kliniken und an-
deren Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens entwickelt. 
Die Effizienz liegt laut Hersteller 
bei über 99,99 Prozent.

Luftaustausch  
viermal pro Stunde

Bis zu viermal in der Stunde 
wird die Luft im Klassenzimmer 

ausgetauscht. Die Geräte lassen 
sich zentral über das vorhande-
ne Netzwerk steuern. Sie sind 
aber nicht nur handlich in der 
Bedienung, sondern auch im 
Vergleich zu anderen Modellen 
relativ klein und daher sehr gut 
für Klassenzimmer mit vielen 
Schülerinnen und Schüler ge-
eignet. Der Geräuschpegel liegt 
je nach Stufe beziehungsweise 
Auslastung bei 33-68 dB(A). 

Einbau kontrollierter  
Be- und Entlüftungsanlagen

„Parallel möchten wir in al-
len drei Gymnasien kontrollierte 
Be- und Entlüftungsanlagen ein-
bauen“, erklärt Landrat Elmar 
Stegmann. Denn mobile Geräte 
filtern zwar Viren aus der Luft, 
verbessern aber nicht die Luft-
qualität. „Es ist wichtig, dass wir 
ein gutes Lernumfeld für unsere 
Schülerinnen und Schüler schaf-
fen. Ich freue mich deshalb, dass 
die Mitglieder des Haushalts-
ausschusses den Einbau der de-
zentralen Geräte befürwortet 
haben. Dezentrale Lüftungsan-
lagen mit Wärmerückgewin-
nung sind auch ökologisch sinn-
voller“, ergänzt Stegmann. Da-
für sind im Haushaltsentwurf 
2021 des Landkreises 1,1 Mil-
lionen Euro vorgesehen. Für 
das Jahr 2022 wären nochmals 
knapp 1,1 Millionen Euro not-
wendig. Bisher sind beide Real-
schulen in der Trägerschaft des 
Landkreises mit einer kontrol-
lierten Be- und Entlüftungsanla-
ge ausgestattet.  r

V.l.: Landrat Elman Stegmann und Andreas Hiel von der Kreiskäm-
merei. Bild: LRA Lindau
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„Sich was gönnen in der 
Fastenzeit. Corona bringt 
doch alles durcheinander!“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, war heute recht ent-
spannt etwas später ins Büro 
gekommen. Er war beim Fri-
seur. Endlich kann ich nur sa-
gen. Das war höchste Zeit.

Ich weiß nicht, ob es theo-
logisch vertretbar ist zu be-
haupten, man habe die Fas-
tenzeit quasi vorweggenom-
men. Aber hallo: Genau so 
fühlt sich die Zeit zwischen Beginn des jüngs-
ten Lockdowns und jetzt an – als eine lange, 
lange Zeit des Verzichts. Ok, keines gänzlich 
freiwilligen Verzichts, der wohl zur Umsetzung 
des Fastengebots unabdingbar ist, aber doch 
eines schmerzlichen.

Gott, was ist die Staatsregierung von Bes-
serwissern aller Art attackiert worden, weil 

Friseure und Nagelstudios seit 1. März ihre 
Dienste wieder anbieten dürfen. „Was ist an 
einer guten Frisur so wichtig?“, wird da getönt. 
Warum die, warum nicht andere. Solchen Zeit-
genossen entgegne ich nur, dass es sehr wohl 
einen Unterschied macht, ob sich jemand um 
die Körperpflege kümmert, der das gelernt hat 
und die richtigen Handgriffe beherrscht oder 
ob man sich ein YouTube-Video reinzieht und 
meint, damit eine Handwerksausbildung er-
setzen zu können. Jeder, der es für sich ok fin-
det, dass der Partner seine Haare mithilfe ei-
nes Haartrimmers im Zaume hält, sei die Freu-
de belassen. Jede, die es nicht stört, sich mit 
Hilfe von abenteuerlichen Verrenkungen die 
Zehennägel zu schneiden, nur um dann doch 
inegale und nicht gleich lange Zehen in den 
Sandalen zu präsentieren, hat mein Mitgefühl.

Aber es gibt halt mal auch Leute wie mich, 
die einerseits einen gewissen ästhetischen An-
spruch haben, es andererseits aber auch sehr 
angenehm und entspannend finden, sich alle 
vier bis sechs Wochen in professionelle Hände 
zu begeben, um sich verwöhnen zu lassen. Das 
mag nun der eine oder die andere dekadent 
finden. Wer meint, einen Pferdeschwanz kön-
ne man auch mit einer Hanfschnur bändigen 
oder gleich lange, rund gefeilte Fingernägel 
seien keine notwendige Bedingung zum Über-

leben der Spezies Mensch, 
dem sei gesagt: „Möglich, 
möglich, aber all das hat sehr 
wohl mit zivilisiertem Auftre-
ten zu tun.“

Vielleicht hat ja die Pande-
mie auch was Gutes, indem 
sie uns die Bedeutung von 
Berufen und Gewerken vor 
Augen führt, deren Existenz 
und Inanspruchnahme wir 
bisher als selbstverständlich 
angesehen haben.

Dazu gehören definitiv 
auch Bau- und Gartenmärkte. Jetzt, wenn die 
Natur erwacht und die Sonne in der Nase kit-
zelt, will man nur raus aus seinen vier Wän-
den. Dann fährt man entweder zu bekannten 
Ausflugszielen, in denen es am Wochenende 
zugeht wie am lausigen Kopf oder man erwei-
tert diszipliniert den Radius des Hausarres-
tes auf Garten, Terrasse und Balkon aus. Dann 
braucht man aber frische Pflanzen, Sämlinge 
sowie Werkzeug, das im Herbst kaputt oder 
über den Winter abhanden gekommen ist. 

Klar, kann man sich auch alles im Internet 
bestellen, die großen Gartenmultis haben al-
le attraktive Webseiten, die Pflanzen in voller 
Pracht und Schönheit mit detaillierten und in-
formativen Beschreibungen feilbieten. Alles 
gut. Bis auf den Duft. Lieben Sie Rosen? Ja? Si-
cherlich wegen ihrer Schönheit aber bestimmt 
nicht minder wegen des Duftes. Und ich fin-
de an meinem Computer trotz heißem Bemü-
hen noch nicht den Smell-Button, der es mir 
erlauben würde, die angebotene „Gloria Dei“ 
mit der Mitbewerberin „Marie Curie“ (beides 
tolle Rosensorten) olfaktorisch zu vergleichen.

Mein Chef, der Bürgermeister, stimmt mir 
zu: Die Öffnungen waren überfällig. Er hat sei-
ner Frau versprochen, am kommenden Sams-
tag mit ihr zur hiesigen Gärtnerei zu fahren  
und die Pflanzen für‘s Frühjahr zu besorgen. 
Und ich? Ich werde ebenfalls zum Friseur ge-
hen und mich so richtig verwöhnen lassen. Da-
bei denke ich nicht nur an mich, sondern auch 
daran, dass die Menschen, die mir seit Jahren 
soviel Gutes tun, endlich wieder Umsatz ma-
chen müssen. Ein ordentliches Trinkgeld wird 
auch noch drin sein.

Einig sind mein Chef und ich uns auch dar- 
über, dass der Schweizer Max Moor Recht 
hat: „Der Mensch funktioniert nicht über Ver-
zicht.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Endlich wieder  
Haare schneiden!

Startschuss für die Krisendienste
Bezirketagspräsident Franz Löffler: „Eine frühe Intervention kann verhindern,  

dass aus einer psychischen Krise eine längere Krankheit wird“
Eine Trennung, der Tod eines Angehörigen, der Verlust des Ar-
beitsplatzes oder eine schwere Krankheit – all das kann eine Krise 
auslösen und so belastend werden, dass sie nicht mehr allein, mit 
Hilfe der Familie oder im Freundeskreis zu bewältigen ist. Auch 
chronisch psychisch kranke Menschen können immer wieder in 
krisenhafte Situationen geraten, in denen sie qualifizierte Hilfe 
benötigen. Das kann Betroffene und ihr soziales Umfeld vor große 
Herausforderungen stellen. Wo bekomme ich Hilfe, um aus die-
sem Zustand herauszufinden? Antworten erhalten Betroffene bei 
den Krisendiensten Bayern, die am 1. März 2021 bayernweit star-
teten. Dahinter verbirgt sich ein psychosoziales Beratungs- und 
Hilfeangebot, das Menschen in psychischen Krisen sowie deren 
Angehörigen unter der kostenlosen Rufnummer 0800 655 3000 
zur Verfügung steht. Vorrangiges Ziel ist es, Menschen in seeli-
schen Notlagen zu unterstützen und mit ihnen gemeinsam einen 
Ausweg aus ihrer Situation zu finden.

Die Einführung der Krisen-
dienste wurde mit dem Baye-
rischen Psychisch-Kranken-Hil-
fe-Gesetz (PsychKHG), das im 
August 2018 in Kraft getreten 
ist, beschlossen. Darin wurden 
die sieben Bezirke mit dem bay-
ernweiten Ausbau von Krisen-
diensten beauftragt. Für den 
Präsidenten des Bayerischen 
Bezirketags, Franz Löffler, ist das 
eine wegweisende Ergänzung 
in der psychiatrischen Versor-
gungslandschaft: „Krisen gehö-
ren zum Leben dazu und kön-
nen jederzeit jeden treffen. Mit 
den Krisendiensten Bayern sol-
len Betroffene frühzeitig die Hil-
fe bekommen, die sie in dem je-
weiligen Moment brauchen. Wir 
bieten damit eine Art ‚Erste Hil-
fe in seelischen Notlagen‘. Denn 
durch eine frühe Intervention 
lässt sich oft eine weitere Zu-
spitzung vermeiden und verhin-
dern, dass aus einer Krise eine 
längere Krankheit wird.“ 

Flächendeckendes Angebot 
zur Soforthilfe

Bisher gibt es Krisendienste 
nur in einzelnen Städten und Re-
gionen Deutschlands. Mit den 
Krisendiensten Bayern steht 
erstmalig ein flächendeckendes 
Angebot zur Soforthilfe bei psy-
chischen und psychiatrischen 
Notfällen in einem Bundesland 
zur Verfügung. 

Die Krisendienste Bayern sind 

ein Netzwerk aus sieben eigen-
ständigen regionalen Krisen-
diensten. Das Beratungs- und 
Hilfeangebot ist dabei in allen 
Bezirken gleich. Die Krisendiens-
te bestehen aus jeweils einer 
Leitstelle, die mit Fachkräften 
besetzt ist. Dort erhalten Betrof-
fene sowie Angehörige und Be-
zugspersonen telefonische Kri-
senhilfe. Wenn die telefonische 
Beratung nicht ausreicht, hilft 
das Fachpersonal in der Leitstel-
le den Betroffenen bei der Ver-
mittlung in das medizinische 
und psychosoziale Versorgungs-
system vor Ort, beispielswei-
se an eine psychiatrische Pra-
xis, den Sozialpsychiatrischen 
Dienst oder an die Akutstati-
on einer psychiatrischen Klinik 
– je nach Bedarf. In besonders 
dringenden Fällen kommen mo-
bile Teams zum Einsatz, die die 
Anrufenden vor Ort aufsuchen. 
Diese mobilen Vor-Ort-Einsät-
ze werden von den Fachdiens-
ten der Freien Wohlfahrtspfle-
ge und privater Anbieter durch-
geführt. 

Unterstützung  
von vielen Seiten

Dass die Krisendienste nun 
endlich an den Start gehen kön-
nen, ist ein großer Erfolg für die 
Bezirke und alle beteiligten Ko-
operationspartner. „Die Krisen-
dienste Bayern leben vom En-
gagement der beteiligten Ak-

teurinnen und Akteure. Nur 
mit der tatkräftigen Unterstüt-
zung der Betroffenen, der Wohl-
fahrtsverbände und anderer An-
bieter sozialer Dienste, der Poli-
tik sowie der Mobilfunkanbieter 
können wir dieses Projekt stem-
men. Das erfüllt mich durchaus 
mit einem gewissen Stolz“, so 
Bezirketagspräsident Löffler. 

Insgesamt mussten fünf Leit-
stellen neu aufgebaut werden, 
da es in den Bezirken Mittelfran-
ken und Oberbayern bereits Kri-
sendienste gab. 

Die Kosten trägt der Freistaat

Die Kosten für die sieben Leit-
stellen trägt der Freistaat Bay-
ern. Im aktuellen Doppelhaus-
halt wurden dafür insgesamt 
über 18 Millionen Euro vorgese-
hen. Die Finanzierung der mobi-
len Einsatzteams und aller sons-
tigen Kosten, wie zum Beispiel 
für den Aufbau von Netzwer-
ken, in mindestens der gleichen 
Höhe wird von den Bezirken ge-
schultert. „Mittelfristig wäre es 
allerdings wünschenswert“, so 
Verbandspräsident Franz Löff-
ler, „wenn der Bundesgesetzge-
ber die Voraussetzungen dafür 
schaffen würde, dass Kranken-
kassen an der Finanzierung mit-
beteiligt werden können. Denn 
durch eine frühe Intervention 
können Krankenhausaufenthal-
te verhindert und dadurch Kos-
ten eingespart werden.“ 

Die Weichen für die Krisen-
dienste Bayern sind nun aber 
erst einmal gestellt. Für Ver-
bandspräsident Franz Löffler ist 
der Startschuss ein besonderer 
Anlass zur Freude: „Wir haben 
viel Arbeit und Kraft in den Auf-
bau der Krisendienste Bayern in-
vestiert. Ich freue mich, dass wir 
endlich loslegen können und 
hoffe, dass dieses Angebot in al-
len bayerischen Bezirken gut an-
genommen wird“, so Bezirke-
tagspräsident Löffler.
Informationen:
www.krisendienste.bayern  r

Rathauschefs mit gemeinsamer Vision
Bürgermeister-Versammlung erstmals digital 

Weichen gestellt für das erste Virtuelle Gemeindewerk
Landkreis Landshut. Entsteht in der Region Landshut das erste Vir-
tuelle Gemeindewerk? In der Online-Bürgermeisterversammlung 
wurden jetzt die Möglichkeiten diskutiert. Eine Machbarkeitsstu-
die für das interkommunale Unternehmen liegt bereits vor, nun 
sind die Gemeinderäte gefragt. Denn verbindliche Entscheidun-
gen zur Gründung können nur die Bürgervertreter der einzelnen 
Kommunen beschließen. Geben diese grünes Licht, könnte das 
Projekt beispielhaft für ganz Bayern werden, mit dem Ziel, durch 
kluge Zusammenarbeit die großen Herausforderungen wie Klima-
wandel und Digitalisierung zu meistern. Das Projekt wird von der 
Verwaltung für ländliche Entwicklung unterstützt und begleitet.

Motor hinter dem Virtuellen 
Gemeindewerk ist Andreas Engl, 
Gründer des regionalen Strom-
versorgers „Regionalwerke“ und 
selbst Gemeinderat in Boden-
kirchen. Er beschäftigt sich seit 
über zehn Jahren mit den Mög-
lichkeiten der Energiewende 
und konnte schon einige erfolg-
reiche Projekte umsetzen. Jetzt 

sorgte er dafür, dass die Bürger-
meisterversammlung erstmals 
digital stattfinden konnte und 
präsentierte den zahlreichen  
Teilnehmern, was in den vergan-
genen Monaten gemeinsam mit  
Partnern erarbeitet wurde. Mit 
im Boot waren die Kanzlei Be-
cker Büttner Held aus München 
und Consolinno Energy aus Re-

gensburg sowie die HeimatUn-
ternehmer Isar-Inn.

Blaupause für ganz Bayern

Seit gut einem Jahr beschäf-
tigt sich Engl im Auftrag des Frei-
staats intensiv mit der Entwick-
lung eines Virtuellen Gemein-
dewerks. Am Beispiel des Land-
kreises Landshut, wo insgesamt 
34 der 35 Gemeinden kein eige-
nes Stadt- oder Gemeindewerk 
besitzen, soll eine Blaupause 
für ganz Bayern erstellt werden. 
Es gab mehrere Treffen mit den 
Bürgermeistern, die Engl über-
zeugen will. „Hier ist meine Hei-
mat und deshalb ist es mir ein 
großes Anliegen, dass dieses 
Projekt von Landshut aus zum 
Vorbild für ganz Bayern wird.“

Wichtiges Werkzeug zur 
Entwicklung der Heimat

2019 konnten sich viele noch 
nicht vorstellen, was sich hinter 
dem Begriff eines virtuellen Ge-
meindewerks verbirgt, erklär-
te Bodenkirchens Bürgermeis-
terin Monika Maier in der On-
line-Konferenz. Inzwischen sei 
aber klar, dass damit ein wich-
tiges Werkzeug für die Entwick-
lung der Heimat gegeben sei. Im 
Laufe des vergangenen Jahres 
wurde eine Machbarkeitsstudie 
erstellt, die rechtlichen Grenzen 
und Möglichkeiten wurden aus-
gelotet und auch eine Satzung 
ist entworfen. Sogar ein Beispiel 
für eine Softwarelösung gibt es 
schon als App zu sehen.

Die erste digitale Bürgermeisterversammlung im Landkreis Lands-
hut war gut besucht: Was durch ein Virtuelles Gemeindewerk digi-
tal noch alles möglich ist, erläuterte Andreas Engl. 
 Bild: regionalwerke GmbH & Co. KG

Gastreferent Dr. Markus Hen-
le, Geschäftsführer der Eber-
werke aus dem Landkreis Ebers-
berg, erläuterte die Potenziale 
eines kommunalen Zusammen-
schlusses in der Energieversor-
gung. Nach diesem Impulsre-
ferat wurde Andreas Engl kon-
kret: „Gerade in dieser Zeit be-
kommen wir ein Gespür dafür, 
wie groß die Herausforderun-
gen der Gemeinden sind, seien 
es die Globalisierung, die Digita-
lisierung, der Klimawandel oder 
sogar eine Pandemie wie Coro-
na. Wir brauchen ein gemeinsa-
mes Handeln, um die Chancen 
für einen positiven Wandel zu 
erhöhen.“

Interkommunales  
Unternehmen

Aus diesem Grund sollten sich 
möglichst viele der Kommunen 
aus dem Landkreis Landshut zu-
sammenschließen und das vir-
tuelle Gemeindewerk Landshu-
ter Land gründen. „Ein gemein-
sames und interkommunales 
Unternehmen, ausschließlich in 
den Händen der Bürger soll si-
cherstellen, dass die Menschen 
auf dem Land ihre Zukunft selbst 
gestalten und ihre Heimat nach-
haltig entwickeln können.“

Im virtuellen Gemeindewerk 
entsteht eine Plattformlösung, 
über die die kommunalen Ver-
waltungen ihre gewünschten 
Dienstleistungen gemeinschaft-
lich nutzen können. In Zukunft 
könnten auch Bürger, Vereine 
und Unternehmen in das System 
einsteigen. Per App den digita-
len Behördengang durchführen, 
regionale Produkte oder über-
schüssige Energie der Photovol-

taikanlage vor Ort vermarkten, 
all das sei möglich, stellte Engl in 
der Bürgermeisterversammlung 
klar. Dabei werde die Datenho-
heit der Bürger und Betriebe si-
chergestellt und gleichzeitig die 
regionale Wertschöpfung ge-
stärkt, die schließlich neue In-
vestitionen erlaube. Mit dem 
Rückhalt von 160.000 Einwoh-
nern könnte ein Innovationsmo-
tor geschaffen werden, der allen 
Beteiligten diene.

Nachvollziehbare Chance

Viele Bürgermeister sehen 
das Projekt positiv. Aus einer 
anfänglichen Vision habe sich 
in den vergangenen Monaten 
eine nachvollziehbare Chance 
entwickelt, stellte Bürgermeis-
tersprecher Alfred Holzner fest. 
„Das ist keine Luftnummer, das 
ist ein konkretes Konzept, das 
uns wirklich alle zusammen wei-
terbringen kann. Die Aufgaben 
der Kommunen werden nicht 
weniger, sondern mehr, Klima-
schutzmanager, Digitalisierung, 
Breitbandausbau: Viele kleine-
re Gemeinden sind alleine über-
fordert. Ein gemeinsames Digi-
talunternehmen ist die Möglich-
keit, um Gemeinden zu entlas-
ten und Kräfte zu bündeln.“

Auch Landrat Peter Drei-
er zeigte sich begeistert: „Ich 
kann nur unterstreichen, dass in 
der heutigen Zeit die interkom-
munale Zusammenarbeit aus-
schlaggebend ist für den Erfolg. 
Dieses Projekt hat es in sich. Für 
die weiteren Schritte verspre-
che ich den Gemeinden meine 
Unterstützung, um gemeinsam 
stärker zu werden und mit der 
Zeit zu gehen.“  r

Würzburg im 2. Weltkrieg:

Chronologie der 
Zerstörung

Ausstellung der Geschichts-
werkstatt nur online

Am 16. März 1945 wurde 
Würzburg fast völlig von Bom-
ben zerstört. Dem Feuersturm 
fielen 4.000 bis 5.000 Menschen 
zum Opfer. Zum letztjährigen 75. 
Jahrestag wollte die Geschichts-
werkstatt im Verschönerungs-
verein Aufnahmen im Würzbur-
ger Rathaus zeigen, die die Zer-
störung Würzburgs im Zweiten 
Weltkrieg dokumentieren. Auf-
grund des ersten Lockdowns im 
März 2020 musste diese Ausstel-
lung abgesagt werden. Die Ge-
schichtswerkstatt stellt nun in 
Zusammenarbeit mit der Stadt 
Würzburg in einer einmaligen 
Kooperation einen Teil dieser 
Ausstellung online aus.

Die Bilder zeigen von den Vor-
bereitungen auf die befürchte-
ten Luftangriffe über erste Bom-
benangriffe vom Februar 1942 
bis zum Sommer 1944 natürlich 
auch die Zerstörung am 16. März 
1945. Dies war zwar der Höhe-
punkt, aber nicht das Ende der 
Kämpfe. Diese wurden erst am 
6. April 1945 beendet. Die be-
eindruckenden Fotografien ver-
mitteln ein Bild des Alltags in Ru-
inen der damaligen Würzburge-
rinnen und Würzburger.

Die Ausstellung ist den ganzen 
Monat März freigeschaltet auf 
www.wuerzburg.de/16maerz 
und auf der Homepage des Kul-
turamtes Würzburg unter 16. 
März zu finden. Begleithefte sind 
bei der Geschichtswerkstatt be-
stellbar gw@vvw-online.com. r

http://www.krisendienste.bayern
http://www.wuerzburg.de/16maerz
mailto:gw%40vvw-online.com?subject=Beitrag%20Bayerische%20GemeindeZeitung
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Vorschau auf GZ 6
In unserer Ausgabe Nr. 6, die am 18. März 2021 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Kommunale Finanzthemen
• Wasser · Abwasser
• Kommunale Bauthemen
• Kommunal-Marketing
• Sicherheit · Arbeitsschutz · Brand- und Katastrophenschutz

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt anstelle unseres ausgefallenen Breit-
bandForums das Corona-Special „Breitbandausbau in Bay-
ern – Jetzt!“ bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

Messenger-Dienste
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten – direkt auf Ihr Handy:

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

Informati onssicherheit / 
Datenschutz

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

CO2-Ampeln für die  
Landkreisschulen

An den weiterführenden Schulen im Landkreis Weißenburg-Gun-
zenhausen findet seit Anfang Februar für die Abschlussklassen 
wieder Wechselunterricht statt. Passend zum Start konnten die 
für die Schulen bestellten CO2-Ampeln ausgeliefert werden und 
sind nun in den Klassenräumen im Einsatz. 

208 CO2-Sensoren wurden 
vom zuständigen Sachgebiet im 
Landratsamt für die Schulen in 
Landkreisträgerschaft bestellt. 
Der Freistaat Bayern unterstützt 
die Kommunen bei der Beschaf-
fung der Geräte mit einem Fest-
betrag in Höhe von 7,27 Euro je 
Schülerin und Schüler.

Die CO2-Ampeln sollen in den 
Klassenzimmern beim notwen-

digen Stoßlüften unterstützen, 
um den CO2-Gehalt in der Luft 
zu reduzieren und somit das Co-
ronaAnsteckungsrisiko zu mini-
mieren. Der Sensor ist ein klei-
nes, unscheinbares Gerät, das 
durch ein Netzteil betrieben 
wird. Die Luftgüte wird durch 
drei verschiedenfarbige LED an-
gezeigt, deshalb auch der Ver-
gleich mit einer Ampel. Zudem 

Klima- und Umweltschutz in 
Zeiten der Pandemie

Landratsamt München ehrt 18 Bürgerinnen und Bürger, die 
sich im Landkreis München für das Klima und die Umwelt ein-
setzen. Dabei sorgt nicht nur die Corona-Pandemie für einige 
Neuerungen.

Wie so vieles im Jahr 2020 fiel 
auch die jährliche Umwelteh-
rung des Landkreises Mün-
chen dem Coronavirus zum Op-
fer. Zum ersten Mal in 16 Jah-
ren konnten keine Landrätin 
und kein Landrat die Menschen 
auszeichnen, die sich für das Kli-
ma und die Umwelt verdient ge-
macht haben.

Doch eine komplette Absa-
ge der Ehrung war keine Opti-
on: „Der Umwelt- und Klima-
schutz ist und bleibt eine unse-
rer größten Herausforderungen, 
auch wenn das in Pandemie-
zeiten manchmal in den Hin-
tergrund zu rücken scheint“, so 
Landrat Christoph Göbel. „Die 
Geehrten gehen mit gutem Bei-
spiel voran, sie investieren nicht 
nur Geld, sondern insbesondere 
ihre Freizeit und zeigen, was je-
der Einzelne tun kann, um unse-
re Lebensgrundlage auch für die 
Zukunft zu sichern.“

Neuerungen  
bei den Ehrungskriterien

Insgesamt 18 Menschen mit 
elf herausragenden Projekten 
galt es also eine Plattform zu 
bieten, um allen Widrigkeiten 

zum Trotz eine größtmögliche 
Öffentlichkeit zu erreichen, auf 
beispielhaftes Engagement auf-
merksam zu machen und im 
besten Falle weitere Menschen 
für den Umwelt- und Klima-
schutz zu begeistern. 

Und so haben die Preisträger 
neben der Ehrennadel des Land-
kreises München, der Ehrenur-
kunde und einem Präsentkorb 
mit regionalen Produkten von 
UNSER LAND auch jeweils einen 
kleinen Imagefilm erhalten, den 
das Landratsamt zu den jeweili-
gen Projekten hat produzieren 
lassen.

Vielfältiges Engagement

Das Engagement reicht dabei 
vom Einsatz für den Artenschutz 
und die Artenvielfalt über das 
Einsammeln von Müll und Plas-
tik, der Arbeit im Repair Café bis 
zum Engagement für die Ener-
gie- und Verkehrswende. 

Hilfe zur Selbsthilfe für Ghana

Erstmalig wurde dabei ein 
Projekt ausgezeichnet, das zwar 
seine Wurzeln im Landkreis hat, 
seine volle Wirkung aber mit Hil-

fe zur Selbsthilfe in Ghana ent-
faltet. Dies wurde 2020 erst-
mals durch eine Änderung der 
Ehrungskriterien möglich. Seit-
her sind auch „Projekte mit di-
rekten positiven Umweltaus-
wirkungen, die im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit 
sowie in der Umsetzung von 
konkreten Projekten im Bereich 
Klimaschutz und Nachhaltigkeit 

durchgeführt werden“ ehrungs-
würdig, solange der Sitz des Pro-
jektträgers im Landkreis Mün-
chen ist.

Die Filme aller Geehrten gibt 
es ab sofort im Internet auf: htt-
ps://www.landkreis-muenchen.
de/themen/energie-und-klima-
schutz/klimaschutz-zum-mit-
machen/umweltehrung/um-
weltehrung-2020/.  r

Landrat Manuel Westphal (re.) bei der Übergabe der CO2-Sen-
soren an Schulleiter Klaus Drotzinger an der FOS-BOS in Weißen-
burg. Bild: Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen

erfolgt eine akustische War-
nung, wenn der CO2-Gehalt in 
der Luft zu hoch wird. Im gel-
ben Ampelbereich sollte gelüf-
tet werden, im roten Ampel-
bereich muss gelüftet werden, 
um eine angemessene Qualität 
der Raumluft sicherzustellen. Ist 
der CO2- Gehalt unter der ange-
gebenen Schwelle, so ist davon 
auszugehen, dass auch die Vi-
renkonzentration verringert ist.

Zusätzlich hat der Landkreis 
bereits im Dezember für die 
Schulen in eigener Trägerschaft 
22 mobile Luftreinigungsgerä-
te bestellt. Auch bei dieser Be-
schaffung wird das Landratsamt 
vom Freistaat über ein Förder-
programm unterstützt. Mit dem 
Förderprogramm können Räu-
me ausgerüstet werden, in de-
nen keine natürliche  Belüftung 
möglich ist. Die Geräte werden 
voraussichtlich in der nächsten 
Woche geliefert. r

Neuer Defibrillator  
im Bahnhof Nördlingen

Herz- / Kreislauferkrankungen sind eine der häufigsten Todesur-
sachen in Deutschland. 35,3 % aller Sterbefälle waren laut dem 
Statistischen Bundesamt im Jahr 2019 darauf zurückzuführen. Ei-
ne Vielzahl dieser Patienten verstirbt an plötzlichem Herzversa-
gen, das in der Regel mit einem Kammerflimmern beginnt. Da die 
einzige effektive Gegenmaßnahme die Abgabe eines elektrischen 
Schocks, also die Defibrillation darstellt, hat das Landratsamt Do-
nauRies für die Nördlinger Dienststelle im Bahnhof einen Defibril-
lator der neuesten Gerätegeneration beschafft. 

Das Gerät analysiert bei ei-
nem bewusstlosen Patienten 
mit Atem- und Kreislaufstill-
stand den EKG-Rhythmus und 

gibt dann gegebenenfalls den 
lebensrettenden Stromstoß ab.

Um die Verfügbarkeit des le-
bensrettenden Gerätes umfas-
send sicherzustellen, wird der 
Defibrillator im zentralen War-
tebereich der Behörde vorge-
halten und steht damit allen  
Bürgerinnen und Bürgern täg-
lich in der Zeit von 4:30 Uhr (Öff-
nung Bahnhof) am Morgen bis 
22:30 Uhr (Schließung Bahnhof) 
am Abend zur Verfügung.

Einweisung für die Helfer

Damit auch die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Land-
ratsamtes im Umgang mit dem 
neuen Gerät vertraut und hand-
lungssicher sind, wurden die 
Ersthelferinnen und Ersthelfer 
des Landratsamtes im Rahmen 
des Arbeitsschutzes fortgebil-
det und in die Bedienung des 
Defibrillators eingewiesen.

Landrat Stefan Rößle zeigte 
sich sehr erfreut über die sinn-
volle Anschaffung, die Leben 
rettet und dankte seinen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern 
für die Unterstützung. r

https://t1p.de/3pu1
https://t1p.de/3pu1
https://t1p.de/3pu1
https://t1p.de/3pu1
https://t1p.de/3pu1
https://t1p.de/3pu1


 Mit richtungweisenden Beiträgen haben sich 15 GZ- 
Forumspartner am Sonderdruck beteiligt. Über „Ein Jahr 
Bayerische Gigabitrichtlinie“ berichtet beispielsweise 
Bernd Geisler, Referatsleiter im Bayerischen Staatsminis-
terium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat, 
während sich Stefan Graf, Direktor beim Bayerischen Ge-
meindetag, mit der TKG-Reform auseinandersetzt und die 
Frage stellt: „Erschließen zukünftig wieder die TK-Unter-
nehmen die Neubaugebiete?“
 Dass Digitalisierung nicht im Alleingang funktioniert, 
darüber informiert die Deutsche Glasfaser und die GVG 
Glasfaser GmbH erläutert, warum sie ein starker Partner 
für die Kommunen ist. „Gigabit-Netzausbau für Kommu- 
nen auf bestehenden Koaxialkabel- oder HFC-Strukturen 
als echte Alternative zu FTTH“ lautet das Thema des 
AXING AG und DEV Systemtechnik GmbH-Beitrags. 

 Die Connect Com GmbH wiederum präsentiert ihr 
neues Produkt CCM ONE® – neue Glasfaserspleißmuffen 
für FTTx-Netze. EMTELLE befasst sich mit den Qualitäts-
ansprüchen an Mikrorohre „Made in Germany“, während 
REHAU ihre neue Einblasbox RAUSPEED EasyConnect 
vorstellt.
 Wie eine intensive Zusammenarbeit mit den Kommu-
nen aus Sicht der Telekom Deutschland aussieht, steht 
ebenso auf der Agenda, wie der Bericht der M-net Tele-
kommunikations GmbH zum Thema „Schnelles Internet 
ist eine Frage der kommunalen Daseinsvorsorge“.

Tatsache ist: Der Weg zu flächendeckenden Gigabitnet-
zen bleibt anspruchsvoll. Es gibt allen Grund, das Aus-
bautempo hoch zu halten. Hier kommt den Kommunen 
eine Schlüsselrolle zu. 

Schweren Herzens musste das Team der Bayerischen GemeindeZeitung das für den 12. November 2020 geplante Bayeri-
sche BreitbandForum in Amberg absagen. Da das Thema Breitbandversorgung und -ausbau aber nach wie vor jede Menge 
finanzielle, technische und rechtliche Herausforderungen für die Kommunen birgt, erscheint nun traditionell ein Sonder-
druck mit dem Thema „Breitbandausbau in Bayern – Jetzt!“

Sonderdruck                                                 04. März 2021        72. Jahrgang Nr. 05|2021

BAYERISCHES BREITBANDFORUM – CORONA SPEZIAL 

Breitbandausbau in Bayern – Jetzt! 

Bild: Standsome auf unsplash

BITTE BEACHTEN SIE AUCH DIE PARTNERSEITEN UNTER DEM REITER  

„CORONA SPEZIAL“: GVG GLASFASER UND DEUTSCHE GLASFASER HABEN 

JEWEILS WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN FÜR SIE BEREITGESTELLT.

WWW.BAYERISCHES-BREITBANDFORUM.DE/PARTNER-CORONA-SPEZIAL

P A R T N E R S E I T E NT E R M I N H I N W E I S
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PLANEN SIE SICH FÜR IHR PERSÖNLICHES UPDATE IN SACHEN BREITBAND- 

AUSBAU UND DIGITALE KOMMUNE DEN 11.11.2021 EIN, DENN DANN SOLL 

DAS 8. BAYERISCHE BREITBANDFORUM INKL. THEMENRAUM DIGITALE KOM-

MUNE, WIE AUCH SCHON 2019, IN DER STADTHALLE IN GUNZENHAUSEN 

STATTFINDEN. INFORMATIONEN UND ANMELDUNG STEHEN BEREIT AUF:

WWW.BAYERISCHES-BREITBANDFORUM.DE

8. BAYERISCHES BREITBANDFORUM AM 11.11.21

https://www.bayerisches-breitbandforum.de/partner-corona-spezial
http://WWW.BAYERISCHES-BREITBANDFORUM.DE
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Bernd Geisler                                                     Bild: STMFH

REGIERUNGSDIREKTOR BERND GEISLER | BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM DER FINANZEN UND FÜR HEIMAT

Gigabit-Förderung im Freistaat Bayern

 Die bisherige BbR war ein beispielloses Erfolgsmodell. 
Die hohe Beteiligung der bayerischen Gemeinden und die 
Zahlen und Daten belegen dies eindrucksvoll: Nach 6 Jah-
ren Laufzeit haben 1.815 Gemeinden von rund 1,2 Mrd. 
Euro zugesagten staatlichen Fördermitteln profitiert. In ins-
gesamt 3.051 Förderprojekten werden rund 800.000 Haus-
halte erschlossen, davon über 155.000 direkt mit Glasfaser. 
Über 97 Prozent der bayerischen Haushalte sind zum Stand 
Mitte 2020 mit mindestens 30 Mbit/s erschlossen, nach Ab-
schluss aller laufenden Projekte werden es sogar 99 Prozent 
sein. Schon jetzt verfügen über 87 Prozent sogar über min-
destens 100 Mbit/s, bereits über 56 Prozent können auf 
mindestens 1 Gbit/s zugreifen. Bayerns Infrastruktur ist 
damit auch für aktuelle Anforderungen wie Homeoffice und 
Homeschooling gut aufgestellt.
 Mit der bayerischen Kofinanzierung zur Bundesförde-
rung werden auch weiterhin alle Gemeinden unterstützt, 
die das Bundesprogramm für den Breitbandausbau nutzen. 
Die niedrigeren Fördersätze des Bundes werden dabei auf 
das Niveau der BayGibitR angehoben (bis zu 90 Prozent). 
Die Kombination aus Bundes- und Landesmitteln und insbe-
sondere die Härtefallregelung erlauben die Realisierung 
besonders umfangreicher und damit auch kostenintensiver 
Projekte. Zuletzt konnte beispielsweise der Landkreis Cham 
von Kofinanzierungsmittel in Höhe von über 63 Mio. Euro 
profitieren.
 Mit einer gesonderten Förderrichtlinie (GWLANR) wird 
die Errichtung direkter Glasfaseranschlüsse für öffentliche 
Schulen, Plankrankenhäuser und Rathäuser bereits seit 
2018 unterstützt. Insbesondere die Erschließung öffentli-
cher Schulen ist nicht zuletzt durch den gestiegenen Bedarf 
im Zuge der COVID-19-Pandemie noch stärker in den Fokus 
gerückt. Für 2.078 öffentliche Schulen wurden bereits För-

dermittel in Höhe von insgesamt rund 60 Mio. Euro zuge-
sagt. 3.038 öffentliche Schulen (64 Prozent) befinden sich 
an Adressen, die eine gigabitfähige Erschließung, z.B. über 
Glasfaser oder Koaxialkabelnetze aufweisen. Die GWLANR 
läuft noch bis Ende 2021. Sachaufwandsträger bzw. Kom-
munen mit Bedarf sollten daher zeitnah diese Förderung in 
Anspruch nehmen.
 Mit der bayerischen Gigabit-Pilotförderung wurden ab 
Anfang 2019 die Grundlagen für die Genehmigung der  
Bayerischen BayGibitR durch die Europäische Union gelegt. 
Alle sechs Pilotgemeinden haben eine Förderzusage erhal-
ten. Das Pilotprojekt der Stadt Berching wurde bereits am 
3. August 2020 in Betrieb genommen. Zahlreiche Unter-
nehmen in einem Gewerbegebiet profitieren seitdem von 
direkten Glasfaseranschlüssen.
 Rund 400 Gemeinden sind seit Inkrafttreten der BayGibitR 
in ein Förderverfahren eingestiegen. Gemeinden, Beratungs- 
und Ingenieurbüros und Netzbetreiber sind mit dem Ver-
fahren inzwischen vertraut. Insbesondere die Vorteile der 
Einheitlichkeit und Nachvollziehbarkeit der Verfahrens-
schritte durch Nutzung standardisierter Adresslisten auf 
Grundlage der amtlichen Hauskoordinaten werden positiv 
bewertet. Die bereits bei der Förderung in weißen NGA-Fle-
cken bewährte Bereitstellung von Musterdokumenten und 
Musterverträgen wurde fortgeführt und in Teilen sogar 
ausgeweitet.
 Mit der Gemeinde Sontheim im Landkreis Unterallgäu 
hat die erste Gemeinde einen Förderbescheid erhalten, die 
den gesamten Förderprozess nach BayGibitR durchlaufen 
hat. Mit einer Fördersumme von über 1,1 Mio. Euro werden 
916 Adressen direkt an das Glasfasernetz angebunden. Die 
Gemeinde hat nachgewiesen, dass auch mit der neuen 
Richtlinie eine zügige Projektumsetzung erfolgen kann. 

Seit einem Jahr ist die Bayerische Gigabitrichtlinie (BayGibitR) in Kraft und hat Ende 2020 die bisherige Bayerische Breit-
bandrichtlinie (BbR) abgelöst. Die Breitbandförderung im Freistaat wurde damit auf Gebiete ausgeweitet, die bereits mit 
mindestens 30 Mbit/s durch einen Netzbetreiber versorgt sind (sog. graue NGA Flecken). Die bayerische Breitbandförderung 
wurde damit konsequent fortentwickelt und auf die Schaffung einer gigabitfähigen und zukunftsfesten Glasfaserinfrastruktur 
bis in die Häuser ausgerichtet, die mit der bisherigen Förderrichtlinie aufgrund beihilferechtlicher Vorgaben nicht zu errei-
chen waren. Der Freistaat ist damit EU-weiter Vorreiter.

Ein Jahr Bayerische
Gigabitrichtlinie
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Wir bauen das 
GigaNetz  
für Bayern 

vodafone.de/netz

Ready?
* Die Vodafone Group ist einer der globalen Marktführer im Bereich mobiles Internet of Things (IoT) laut Gartner-Studie „Magic Quadrant for Managed M2M Services, Worldwide 2019“ (gartner.com).
 Vodafone GmbaH  •  Ferdinand-Braun-Platz 1  •  40549 Düsseldorf  •  vodafone.de

Mit eigenen Netzen für das Internet der Dinge  
treiben wir smarte Lösungen voran. In Bayern  
funkt das Narrowband IoT-Netz für den ener-
giesparenden Datenaustausch zwischen 
Maschinen und LTE-M für energiesparende 
Datenübertragung und Sprachsteuerung.

Unser zukunftssicherer Technologiemix
aus Glasfaser und Coax-Kabel bringt Gigabit- 
Speed für über 3,4 Mio. Haushalte in Bayern. 
Das sind mehr Gigabit-Anschlüsse als von
allen anderen Anbietern zusammen.

Als 5G-Pionier haben wir das erste kommer-
zielle 5G-Netz gestartet. Für mobile Daten-
übertragung nahezu in Echtzeit. Mit höchster 
Kapazität für Ballungsräume und hoher Reich-
weite für ländliche Regionen.

Wir versorgen das Flächenland Bayern  
zuverlässig mit mobilen Highspeed-Internet 
und kristallklarer Telefonie - und erreichen 
somit 98,3 % der Bevölkerung.

Ein konvergentes Netz – vielfach ausgezeichnet:

* 

                                       
              

* * 

111_MGLN_Adaption_190x276.indd   1 12.02.21   12:00

http://www.vodafone.de
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STEFAN GRAF |  BAYERISCHER GEMEINDETAG

TKG-Reform: Erschließen zukünftig wieder 
die TK-Unternehmen die Neubaugebiete?
Wegen des europäischen Kodexes für die elektronische Kommunikation (Richtlinie (EU) 2018/1972) muss das Telekommunika- 
tionsgesetz (TKG) umfassend novelliert werden. Gemäß dem derzeitigen Stand des Gesetzgebungsverfahrens wächst das TKG von 
152 Paragraphen auf 229. Aber anders als das Diginetzgesetz von 2016, das für die Gemeinden mehrere Zumutungen – insbeson-
dere kommunale Glasfaserverlegepflichten – enthielt, sind diesmal die Kommunen eher am Rande betroffen. 

NEUBAUGEBIETSERSCHLIESSUNG ÜBER 
DIE UNIVERSALDIENSTVERPFLICHTUNG? 
Die spannendste Frage ist daher, ob es vielleicht gelingt,  
die von den Kommunen heftig kritisierte kommunale Er-
schließungspflicht von Neubaugebieten, die bei kleineren 
Neubaugebieten zu einem Rückzug der 
Telekom geführt hat, wieder rückgängig zu 
machen. Die Bayerische Staatsregierung 
hat sich dankenswerterweise dieses Anlie-
gen auf die Fahnen geschrieben und dazu 
einen Änderungsantrag in den Bundesrat 
eingebracht. Die Initiative ist auch inso-
fern Aufsehen erregend, da sie den feh-
lenden Erschließungswillen der TK-Unter- 
nehmen über ein Regelungsinstrument 
brechen will, das bislang im Dornröschen-
schlaf lag: Die Universaldienstverpflich-
tung. Diese wird nämlich durch die Novelle 
geschärft und effizienter gemacht. Die 
TK-Unternehmen können dadurch im Gegenzug zum Aus-
gleich ihrer Wirtschaftlichkeitslücke zur Erschließung ver-
pflichtet und die gewährte Ausgleichssumme auf alle 
anderen TK-Unternehmen umgelegt werden. Wenn Neu-
baugebiete nicht „freiwillig“ erschlossen werden, soll die 
Bundesnetzagentur grundsätzlich diese Waffe zücken.

QUO VADIS UNIVERSALDIENSTVERPFLICHTUNG?
Zu beobachten bleibt, ob die reformierten Universaldienst-
verpflichtungsregelungen zur „dritten Säule“ beim Bau ei-
nes flächendeckenden Glasfasernetzes, neben dem eigen- 
wirtschaftlichen und geförderten Ausbau werden. Für Bay-
ern gehen wir derzeit davon aus, dass es diese (außer für die 
Neubaugebiete) glücklicherweise nicht braucht: Die Förder-
höchstbeträge sind nach Einschätzung des Finanzminis- 
teriums so ausreichend, dass sie eine flächendeckende 
Erschließung ermöglichen.

ZUSTIMMUNGSVERFAHREN WIRD GESTRAFFT
Das für die Gemeinden wichtige Zustimmungsverfahren für 
Telekommunikationslinien in öffentlichen Straßen soll von 
den §§ 68 ff. nach §§ 124 ff. umziehen – für die Praxis wird 
damit ein nicht unerheblicher Anpassungsbedarf ausgelöst. 

Das eigene Zustimmungsverfahren für 
Trenchingvorhaben soll wegfallen – eher 
kein Schaden, da es in der Praxis sowieso 
zumeist nicht so gehandhabt wurde und 
bei den Voraussetzungen für die Verlegung 
in Mindertiefe alles beim Alten bleibt. Neu 
ist, dass man die schon bestehende Zustim-
mungsfiktion nach 3 Monaten verschärfen 
will: Voraussetzung für den Lauf der Frist ist 
ein vollständiger Antrag und der soll zu-
künftig unterstellt werden, wenn die Ge-
meinde nicht innerhalb eines Monats 
Unterlagen nachfordert. Zusätzlich ist eine 
weitere Fiktion für geringfügige Baumaß-

nahmen geplant: Wenn das TK-Unternehmen eine nach den 
Vorgaben der Gemeinde kleinere Baumaßnahme anzeigt, 
gilt diese als genehmigt, wenn die Gemeinde nicht innerhalb 
eines Monats einen Genehmigungsantrag fordert. So neu ist 
das freilich nicht: Teilweise haben TK-Netzbetreiber Rah-
menvereinbarungen mit Kommunen geschlossen, in denen 
just dies vereinbart wurde. 
  
KOMMUNENAKTION 2020 UND KEIN ENDE?
Ein Thema, das den Kommunen im vergangenen Jahr viel 
zusätzliche Arbeit gemacht hat, könnte durch die Novelle 
eine ärgerliche Fortsetzung finden: Die Kommunenaktion 
2020, in der alle deutschen Kommunen von der Bundesnetz-
agentur verpflichtet wurden ihr georeferenzierte Daten zu 
Infrastruktureinrichtungen zu übermitteln, die für eine Mit-
nutzung durch TK-Unternehmen geeignet sind. Der Gesetz-
entwurf erweitert diese Verpflichtung auf sonstige Liegen- 
schaften und Anlagen, die insbesondere als Aufstandsfläche 
für Mobilfunksendeanlagen geeignet sind. Für den Fall, dass 
die Bundesnetzagentur dies in Kürze mit einem der Kommu-
nenaktion 2020 vergleichbaren Rollout durchsetzen will: Ein 
Aufstand der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister ist vor-
programmiert! 
 
ALLES IN ALLEM: 
Die große TKG-Reform lässt für die Kommunen weniger Än-
derungen erwarten als das damalige Diginetzgesetz. Der 
Bundesrat nutzt diese aber, um die durch Bundesgesetz den 
Kommunen übertragene Erschließung von Neubaugebieten 
zu kippen. Nun kommt es darauf an, den Bundestag davon 
zu überzeugen, die verfassungsrechtlich fragwürdige Rege-
lung zu reformieren! 

Stefan Graf

Direktor Stefan Graf, Bayerischer Gemeindetag,  
auf dem Bayerischen BreitbandForum 2019

Bilder: Jessica Kassner
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Die Axing AG mit Sitz in der Schweiz und die DEV System-
technik GmbH mit Sitz in Friedberg (Hessen, Deutschland), 
beides unabhängige Unternehmen der AXING Gruppe, un-
terstützen als „HFC Broadband Solutions“ mit innovativen, 
hoch flexiblen Lösungen beim Ausbau und der Aufrüstung 
von koaxialen oder hybriden optisch-koaxialen Netzwerken. 
Die Alternative zum kostenintensiven, flächendeckenden 
FTTH-Ausbau verwendet vorhandene Kabelstrukturen wei-
ter. Mittels modernster Modulationsver-
fahren werden Städte und Gemeinden 
aktuellen und zukünftigen Bandbreiten-
anforderungen gerecht.

 Der steigende Bedarf an breitban-
diger Konnektivität für Gewerbe und  
Privathaushalte stellt Versorger und 
Kommunen vor große Herausforderun-
gen, bietet aber auch große Chancen. 
Durch den Einsatz innovativer Lösungen 
für Internet, Telefonie und die TV-Ver-
sorgung sind Kommunen und Stadtwer-
ke in der Lage, höchst wettbewerbsfähige 
Dienste in ihren bestehenden Netzen anzubieten. Wesent-
licher Evolutionsschritt in diesem Zusammenhang ist die 
Entwicklung weg von klassischen, zentralen hin zu „verteil-
ten“ (= distributed) Kopfstellen, bei denen die HF-Signaler-
zeugung aus dem Head-End hinaus ins Feld verlegt wird, 
was einige massive Vorteile mit sich bringt. 
 Grundlage für Ultra-Breitband über das Koaxial- oder 
HFC-Netz ist das DOCSIS-Protokoll (Data Over Cable Ser-
vice Interface Specification). Die aktuell kommerziell ver-
wendete Version DOCSIS 3.1 hat die möglichen Datenraten 
in neue Höhen katapultiert. Ausgeklügelte Modulations-
verfahren (OFDM in Verbindung mit bis zu 4096 QAM), 
erweiterte Frequenzbereiche für Up- und Downstream 

sowie modernste Fehlerschutzmechanismen (LDPC, BCH) 
machen es möglich im Downstream bis zu 10 Gbit/s ins 
Netz einzuspeisen, im Upstream sind maximal 2 Gbit/s 
möglich.
 Mit dem von den HFC Broadband Solutions favorisier-
ten Ansatz „Remote-MACPHY/CCAP“ sind alle Schlüssel-
funktionen für die Internet-, Telefonie und TV-Versorgung 
nicht mehr in der Kopfstelle, sondern direkt im Access 

Node, also in einer hochintegrierten 
Plattform, angeordnet. Die äußerst kos-
teneffizienten Lösungen sind hochska-
lierbar. Die Flexibilität der Systeme, viele 
mögliche Migrationsszenarien von klas-
sischer Kopfstellenarchitektur hin zu 
Distributed CCAP und die Weiterver-
wendbarkeit bestehender Koaxial- oder 
HFC-Strukturen minimiert die zu täti- 
genden Investitionen, um Multi-Gigabit- 
Services anbieten zu können.  
 Dass sich die Glasfaser langfristig  
durchsetzen wird, und dass neu zu er-
richtende Infrastrukturen Glasfaser ba-

siert sind, steht außer Frage. Jedoch stehen viele Kom- 
munen vor der Aufgabe, immer höhere Bandbreiten 
auch bei Bestandskunden und auf bereits existierenden 
Netzen anbieten zu müssen. Die Gründe hierfür sind vielfäl-
tig – Kundendruck, Mitbewerb durch andere Breitbandan-
bieter, Bandbreite als Standortfaktor für die Wirtschaft und 
(inter-)nationale Breitbandziele sind nur einige Motivatio-
nen. Mit Remote-CCAP steht eine voll ausgereifte Techno-
logie zur Verfügung, um die Bandbreitenanforderungen 
auch mittel- und langfristig in bestehenden Netzen zu si-
chern. Mit überschaubaren Kosten und kurzen Umstel-
lungszeiten kann das Gigabit-Zeitalter eingeläutet werden. 
Remote-CCAP ist somit die Alternative zu PON und FTTH. 

                              Benedikt Breuer        Bild: AXING AG

BENEDIKT BREUER |  AXING AG UND DEV SYSTEMTECHNIK GMBH

Gigabit-Netzausbau für Kommunen auf 
bestehenden Koaxialkabel- oder HFC-Strukturen 
als echte Alternative zu FTTH

http://www.tvbayernlive.de
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Mit der Corona-Pandemie ist der Bedarf an schnellem In-
ternet in allen Alters- und Bevölkerungsgruppen rasant 
gestiegen. Das lässt sich nicht nur am eigenen Nutzungs-
verhalten feststellen, sondern auch beim 
Blick in die Netze von M-net: Seit dem 
Beginn der Corona-Krise im März 2020 hat 
der Datenverkehr um 50 Prozent zuge-
nommen, das Upload-Volumen sogar um 
200 Prozent. Bei der Kundennachfrage ist 
heute ein Glasfaseranschluss mit 300 
Mbit/s oder mehr zum neuen Standard 
geworden – dieser wird (wo verfügbar) 
von rund zwei Drittel der Neukunden ge-
bucht. Der Treiber für diese Entwicklung 
liegt auf der Hand: Tagsüber bewegen wir 
uns mit Homeoffice und Homeschooling 
durchs Netz, nach Feierabend bieten Vi-
deo-Streaming und Online-Gaming willkommene Abwechs-
lung. Auch wenn sich der steile Anstieg der Bandbreiten- 
Nachfrage nach der Pandemie wieder etwas normalisieren 
dürfte, kennt diese seit Erfindung des Internets nur eine 
Richtung: nach oben. 

DIE ZUKUNFT GEHÖRT DER GLASFASER
Schnelles Internet ist ein wesentlicher Bestandteil der kom-
munalen Daseinsvorsorge im 21. Jahrhundert geworden. 

Haben in den vergangenen Jahrzehnten 
noch Brückentechnologien wie DSL über 
Kupferkabel ausgereicht, sind sich Fachleu-
te schon lange einig: Die Zukunft gehört der 
Glasfaser – und zwar bis in die Wohnungen 
und Büros („FTTH“). Auch M-net hat das vor 
Jahren erkannt und treibt seitdem den 
Breitbandausbau mit Glasfaserkabeln bis in 
die einzelnen Haushalte massiv voran. Vie-
lerorts, vor allem in ländlichen Regionen, 
fehlt jedoch noch die benötigte Infrastruk-
tur. Zum einen, weil Bund und Länder mit 
diversen Breitband-Förderprogrammen zu 
lange auf kupferbasierte Brückentechnolo-

gien gesetzt haben, zum anderen, weil die Verlegung neuer 
Kabel in jedes Haus nicht nur viel Geld, sondern auch Zeit 
kostet. Nichtsdestotrotz ist schnelles Internet der entschei-
dende Standortfaktor der Zukunft – nicht nur für Unterneh-
men, sondern auch für jeden einzelnen privaten Haushalt. 

HANS-JÜRGEN MERZ |  M-NET TELEKOMMUNIKATIONS GMBH

Schnelles Internet ist eine Frage 
der kommunalen Daseinsvorsorge

Hans Jürgen Merz       
Bild: M-net Telekommunikations GmbH

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr  
Geschwindigkeit

Jetzt 
informieren

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr  
Geschwindigkeit

breitbandausbau@m-net.de 
M-net Telekommunikations GmbH – Expansions- und Kooperationsmanagement 
Frankfurter Ring 158, 80807 München

http://www.m-net.de
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High-Speed fängt 
unter der Erde an.
Mit unseren Lösungen für den Breit-
bandausbau schaffen wir die Grund-
lage für ein zukunftssicheres Leben 
auf der digitalen Überholspur und 
bieten darüber hinaus individuelle 
Beratung, speziell entwickelte 
Produkte und sicheren Einbau. 

REHAU Tiefbaulösungen: 
der grundlegende Unterschied.
www.rehau.de/grundlegend  

Engineering progress 
Enhancing lives

GEFÖRDERTER AUSBAU VERSUS 
INFRASTRUKTURKOOPERATION
Hoffnung macht die neue Gigabit-Richtlinie der Bayeri-
schen Staatsregierung. Sie setzt einen richtigen und wichti-
gen Anreiz, um den Glasfaserausbau in unterversorgten 
weißen und grauen Flecken voranzutreiben. Besonders sinn-
voll für einen effizienten Ausbau ist es dabei, wenn sich 
mehrere Gemeinden zusammentun und interkommunal 
oder auf Landkreis-Ebene gemeinsame Ausschreibungen 
vornehmen.
 Den Kommunen steht aber oft auch ein anderer Weg 
offen, um den aufwändigen Glasfaserausbau schnell und 
effizient zu realisieren – und zwar mit Infrastrukturkoopera-
tionen. Dabei bündeln zwei Telekommunikationsanbieter 
ihre Kräfte beim Ausbau der passiven und aktiven Infrastruk-
tur und bei der Vermarktung der Anschlüsse. Gemeinsam 
schaffen sie so eine tragfähige wirtschaftliche Grundlage für 
den eigenwirtschaftlichen Ausbau ohne Fördermittel.
 Ein aktuelles Beispiel ist die jüngste Kooperation von 
M-net mit dem Unternehmen Deutsche Glasfaser. Gemein-
sam wollen wir in den kommenden zwei Jahren 60.000 
Haushalte in Bayerisch-Schwaben und westlich von Mün-
chen mit Fiber-to-the-Home-Anschlüssen (FTTH), also ech-
ten Glasfaseranschlüssen bis ins Haus, erschließen. Beide 
Anbieter, M-net und Deutsche Glasfaser, finanzieren den 
Ausbau gemeinsam und bieten anschließend ihre Dienste 
an. Der Kunde kann also zwischen den Angeboten der bei-
den Anbieter frei wählen. Einzige Voraussetzung ist das Er-
reichen einer Vorvermarktungsquote von in der Regel 40 
Prozent. Anders ausgedrückt: Entscheiden sich 40 Prozent 

 
der Einwohner für einen Glasfaseranschluss, findet der Aus-
bau statt und kostet die Kommune keinen einzigen Euro. 
 Dabei steht das Netz im Fall von M-net anschließend 
auch für weitere Anbieter offen: Wir bekennen uns klar zu 
einem offenen Zugang (Open Access) und haben auch be-
reits entsprechende Kooperationen mit 1&1 und einem 
weiteren großen Anbieter geschlossen. Doch egal, welches 
Modell für eine bestimmte Kommune die beste Lösung ist 
– ob gefördert oder über eine Infrastrukturkooperation: 
Jetzt ist die Zeit, die digitale Infrastruktur der Zukunft aufzu-
bauen. 

Jede Gemeinde ist anders, verfügt über bestehende Netze 
und hat ihre eigenen geographischen und wirtschaftlichen 
Voraussetzungen. Wir beraten Sie gerne individuell und un-
verbindlich. 

E-Mail: breitbandausbau@m-net.de 
Tel.: 089 45200-3425 

m-net.de/glasfaser-erleben/glasfaser-fuer-kommunen

 
Bild: M-net Telekommunikations GmbH 

http://www.rehau.de/grundlegend
http://www.m-net.de/glasfaser-erleben/glasfaser-fuer-kommunen
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Was haben Kleiderbügel und Kabelschutzrohre miteinander 
zu tun? Bis auf den Anfangsbuchstaben im ersten Moment 
augenscheinlich erst einmal gar nichts – doch tatsächlich 
fing damit die Entstehungsgeschichte der 
Firma Emtelle an. Umgeben von grüner, 
hügeliger Idylle begann im schottischen 
Jedburgh die Produktion von Kleiderbü-
geln aus Kunststoff, die sich vor 40 Jahren 
relativ schnell auf PVC-Rohre und erste 
Glasfaserlösungen an die Britische Tele-
kom ausweitete und spezialisierte. Mit 
der Eröffnung des zweiten Produktions- 
und heutigen Hauptsitzes im schotti-
schen Hawick wurden seit 1999 erste 
Mikrorohrlösungen entwickelt, paten-
tiert und produziert.

 Ein Bayer würde sich in Schottland wohlfühlen: Auch in 
Schottland wird Tracht noch stolz getragen, blau-weiß wird 
sich wortwörtlich auf die Fahne geschrieben, auf Natur und 
Berge wird viel Wert gelegt, wer Weißwurst zuzeln kann, 
kommt auch mit Haggis zurecht – und auch die Schotten se-

hen sich als eigenständiges Land fernab von Großbritannien. 
Dennoch erkannte man schnell, dass weitere Fertigungs-
standorte für eine weltweite Lieferabdeckung unabdingbar 

sind und so wurde 2007 ein weiterer 
Standort in Dänemark und 2017 auch die 
deutsche GmbH in Erfurt gegründet. 
       Seitdem gilt das Motto „Made in  
Germany“ für die ganze Gruppe. Strenge 
Endproduktprüfungen wie die 100-Pro-
zent Kugel- und Druckprüfung am fertigen 
Mikrorohrbündel, die Einhaltung der Vor-
gaben des BMVI sowie eine einzigartige 
Zusammensetzung aus einem reibungsar-
men EM-Liner in Kombination mit Innen-
riefung garantieren die Einblasfähigkeit 
der Mikrorohre.
        Als Systemlieferant mit einer Mikro-

rohr- und Kabelfertigung unter einem Dach kann Emtelle 
nicht nur höchste Qualität versprechen, sondern auch opti-
male Kompatibilität zwischen Kabel und Mikrorohr. Mit 
mehreren hausinternen Teststrecken verlässt kein neuer 
Kabeltyp das Werk ohne zuvor gemeinsam mit den 

STEFANIE S ILL  |  EMTELLE GMBH 

Von Schottland, nach Deutschland, nach Bayern 
Qualitätsansprüche an Mikrorohre „Made in Germany“

Stefanie Sill        
Bild: Emtelle GmbH

Wir schaffen Verbindungen, 
   wo sie benötigt werden:  
     In Bayern. In Ihrer Gemeinde. 
       Bei Ihnen zu Hause.

 Beste Erfahrungen in Vermarktung, Betrieb und Ausbau
 Partnerschaftlicher und regionaler Ansatz 
 Eine moderne, dynamische Marke für Top-Glasfaserprodukte

Wir machen 
  das Netz.

Gemeinsam für  
einen flächendeckenden  

Ausbau

Sprechen Sie uns an! Alle Kontaktinfos auf  
gvg-glasfaser.de/fuer-kommunen/

teranet.de

GLASFASER Eine Marke der GVG

http://www.teranet.de
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Mikrorohren auf Herz und Nieren bzw. exzellente Einblas-
performance getestet zu werden. Alles ganz nach dem Prin-
zip „OneDig“, mit dem Emtelle seinen Kunden Qualität und 
Produkte liefern möchte, mit denen nur einmal aufgegraben 
muss  –  denn was gibt es Schlimmeres als einen Einblasstopp, 
nachdem die Straße bereits wieder geschlossen wurde.
 OneDig steht auch für eine Installation in möglichst we-
nigen Schritten, welche dank innovativer Produkte, wie 
MULTIFI – das Mikrorohrbündel mit werksseitig vorinstallier-
ten Glasfaserkabeln - mö-
glich wird. Produkte wie die 
neue EM-Bend Abzweig- 
hilfe hingegen sorgen für 
eine intuitive und fehler-
freie Verlegung ohne zwei- 
tes Aufgraben. Für an-
spruchsvolle Verlegearten, 
wie Spülbohren, Einpflügen 
oder die Verlegung ohne 
Sandbett liefert Emtelle 
speziell doppelschichtige, 
robuste Mikrorohrbündel 
DBR, die ausreichend Schutz 
und Zugfestigkeit bieten.  
 
 Damit nicht nur für anspruchsvolle Bodenklassen eine 
Lösung mit einem Installationsschritt geboten wird, sondern 
auch der anspruchsvollste Kunde zufriedengestellt wird. 

Und wer sich nun fragt, was denn mit den Kleiderbügeln 
passiert ist – auch die werden tatsächlich noch produ-
ziert, allerdings nur noch im Nebengebäude und unter 
anderem Namen.

ÜBER EMTELLE 
Emtelle, der weltweite Hersteller von Glasfaserkabel- und 
Mikrorohrlösungen ist führend in der FTTX-Branche und un-
terstützt alle wichtigen Akteure der Branche mit zuverlässi-

gen und qualitativ hoch- 
wertigen Lösungen für 
den weltweiten Einsatz. 
Mit Werken in Großbri-
tannien, Dänemark und 
Deutschland sowie Ver-
triebsbüros in den Nieder- 
landen, Schweden, Osteu-
ropa und Malaysia be-
dient Emtelle weltweit 
über 100 Länder in ver-
schiedenen Sektoren, ein- 
schließlich Telekommu- 
nikation und Strom. 

Weitere Informationen zu Emtelle finden Sie unter: 
www.emtelle.de

Der Breitbandausbau 
ist in vollem Gange!

Gehen Sie schon mit?
Wir sind autorisierter Vertriebspartner marktführender Hersteller und führen 
ein breites Spektrum aller maßgeblichen Komponenten, die für den Breit-
bandausbau erforderlich sind. Auch die Wartung und Instandsetzung, sowie 
Kalibrierung Ihrer Geräte gehören zu unserem Serviceangebot. Individuelle 
Schulungen (auch online) und Gerätetrainings runden unser Angebot ab 
und machen auch Sie in kurzer Zeit zum � ber expert!

tso GmbH Hermann-Köhler-Str. 13 58553 Halver tso Akademie Augustinusstr. 9d 50226 Frechen T 02353/66987 - 0 info@tso-gmbh.de www.tso-gmbh.de 

Sie brauchen Unterstützung bei der 
Geräteauswahl? Sie suchen nach 
Schulungs- oder Trainingsmaß-
nahmen? Kontaktieren Sie uns... 
wir helfen gerne weiter!

Einpflügen unter erschwerten Bodenbedingungen – dank dem 
robusten Emtelle Mikrorohrbündel DBR kein Problem.        

Bild: Emtelle GmbH

http://www.emtelle.de
http://www.tso-gmbh.de
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Wie die Untersuchung zeigt, hat sich die Ausstattung bay-
erischer Unternehmen mit schnellem Breitband-Internet 
im Vergleich zum Vorjahr (2019) spürbar verbessert. 
Mittlerweile nutzt jedes vierte Unternehmen zumindest 
Bandbreiten von über 50 Mbit/s. Damit hat sich der An-
teil mehr als verdoppelt. Sechs Prozent der Unternehmen 
arbeiten sogar mit höheren Bandbreiten im Bereich von 
100 Mbit/s oder mehr. Nach wie vor am weitesten ver-
breitet sind Bandbreiten zwischen 16 Mbit/s und 50 
Mbit/s (46 Prozent), hier hat sich gegenüber 2019 wenig 
verändert. 

Sehr niedrige Datenübertragungsraten von maximal 16 
Mbit/s werden mittlerweile nur noch von einem Viertel 
der Unternehmen genutzt. Mehr Firmen verfügen über 
eine hohe (über 50 Mbit/s) als eine niedrige Bandbreite 
(bis 16 Mbit/s). 

Mit der Unternehmensgröße steigen die vertraglich ver-
einbarten Datenübertragungsraten an. Zwei Drittel der 
Firmen mit 250 oder mehr Beschäftigten nutzen demnach 
Bandbreiten von über 50 Mbit/s. Eine Entwicklung hin zu 
höheren Bandbreiten lässt sich dennoch in erster Linie 
bei Kleinst- und Kleinunternehmen beobachten. 

Im Hinblick auf die Wirtschaftsabschnitte werden höhere 
Bandbreiten im Bereich von über 100 Mbit/s im industri-
ellen Sektor (elf Prozent) etwas häufiger verwendet als im 
Dienstleistungssektor (fünf Prozent), während niedrige 
Bandbreiten im Bereich von bis zu 50 Mbit/s im Dienst-
leistungssektor (70 Prozent) leicht häufiger vorkommen 
als im industriellen Sektor (64 Prozent).  

Laut Studie wird der Bandbreitenbedarf der bayerischen 
Unternehmen bis 2023 weiter ansteigen. Nur noch drei 
Prozent der Befragten sehen für die Zukunft Geschwin-
digkeiten von bis zu 16 Mbit/s als ausreichend an. Weni-
ger als ein Sechstel schätzt seinen Breitbandbedarf für 
das Jahr 2023 zudem mit über 16 Mbit/s bis 50 Mbit/s 
ein. Gut drei Viertel erwarten hingegen, dass bis dahin 
Bandbreiten von über 50 Mbit/s (43 Prozent) bzw. sogar 
über 100 Mbit/s (34 Prozent) benötigt werden. Der für 
2023 prognostizierte Bedarf ist damit im Vergleich zum 
Vorjahr deutlich gestiegen. 

Dass sich im Hinblick auf die Ortsgröße und den Regie-
rungsbezirk des Unternehmenssitzes erneut keine bzw. 
nur kleine systematische Unterschiede feststellen lassen, 
unterstreicht die Relevanz des Breitbandausbaus in der 
Fläche. Wie schon im Vorjahr fällt der Zukunftsbedarf in 
der Oberpfalz und in Niederbayern ebenso wie in Mittel-
städten mit 20.000 bis unter 100.000 Einwohner leicht 
überdurchschnittlich aus. Auch hier handelt es sich aber 
um sehr geringe Abweichungen. 

Um Bandbreiten von (deutlich) über 100 Mbit/s im statio-
nären Bereich zu erreichen, sind VHC-Netze eine wichtige 
(Zukunfts-)Technologie. Dabei handelt es sich um Kommu-
nikationsnetze, die komplett aus Glasfaserkomponenten  
bestehen oder eine ähnliche Netzleistung erbringen können. 

Die Anbindung ans VHC-Netz ist lediglich für 28 Prozent 
der befragten Unternehmen vorhanden oder mit gerin-
gem Aufwand realisierbar. Ähnlich wie bei der vertraglich 
vereinbarten Bandbreite steigt der Anteil mit der Unter-
nehmensgröße sichtlich an. So ist eine Anbindung ans 
VHC-Netz unter den Firmen mit mehr als 250 Mitarbei-
tern bereits für doppelt so viele Unternehmen problem-
los realisierbar oder bereits vorhanden wie unter den 
Kleinst- oder Kleinunternehmen. 

Im industriellen Sektor ist eine VHC-Anbindung zumindest 
für jedes dritte Unternehmen verfügbar. Dies liegt nicht 
zuletzt an einer vergleichsweise hohen Verfügbarkeit von 
VHC-Anschlüssen bei Unternehmen der Energieversorgung 
(41 Prozent) und des Baugewerbes (33 Prozent). Nachhol-
bedarf besteht vor allem in den Regierungsbezirken Fran-
ken (18 Prozent) und Schwaben (22 Prozent). 

Bereits einen Gigabit-Anschluss gebucht haben nur drei Pro-
zent aller Unternehmen. Unter jenen, die angeben, an ihrem 
Standort auf entsprechende Bandbreiten zurückgreifen zu 
können, hat nicht einmal jede siebte Firma einen solchen 
Tarif auch tatsächlich gebucht. Demgegenüber haben 81 
Prozent von der Verfügbarkeit von Bandbreiten im Bereich 
über einem Gbit/s bislang keinen Gebrauch gemacht. Die 
Gründe dafür sind am häufigsten die Kosten (28 Prozent). 
Allerdings gibt auch jedes fünfte dieser Unternehmen an, 
für solche Bandbreiten keinen Bedarf zu sehen. 

BREITBANDBEDARF DER 
BAYERISCHEN UNTERNEHMEN 2020

STUDIE DER GMS DR.  JUNG GMBH,  HAMBURG,  IM AUFTRAG DER VBW

Hochmoderne und flächendeckende digitale Netze sind für alle Wirtschaftsbereiche und Anwendungen eine unerläss-
liche Infrastrukturvoraussetzung. Die vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. hat daher auf Basis einer 
repräsentativen Befragung unter 647 Unternehmen erneut untersucht, welche konkreten Anforderungen an die kabel-
gebundene und mobile Netzinfrastruktur gestellt werden. Die Studie wurde im Auftrag der vbw von der GMS Dr. Jung 
GmbH in Hamburg erstellt.

S T U D I E
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Entgegen dem Trend der Befragung aus dem Jahr 2019 ist 
die allgemeine Zufriedenheit mit der Bandbreite leicht 
gestiegen und erreicht einen neuen Höchstwert. Etwa die 
Hälfte der Unternehmen ist mit der verfügbaren Band-
breite sehr oder eher zufrieden. Der Anteil der mit der 
derzeit verfügbaren Bandbreite eher bzw. sehr unzufrie-
denen Firmen fällt mit insgesamt 45 Prozent wieder klar 
unter die 50 Prozent-Marke. Dies lässt sich auch als Anzei-
chen dafür interpretieren, dass die Netze dem durch die 
Corona-Pandemie bedingten gestiegenen Bedarf im Gro-
ßen und Ganzen gut standgehalten haben. 

Erneut fällt der Anteil der Unzufriedenen, die für 2023 
einen höheren Bandbreitenbedarf erwarten, mit 58 Pro-
zent überdurchschnittlich hoch aus. Dagegen bejahen 
beinahe alle Firmen, die bis 2023 keine höheren Band-
breiten benötigen, die derzeit verfügbare Bandbreite. 

Der Anteil der Unternehmen, die aufgrund einer unzurei-
chenden Bandbreite negative Auswirkungen wahrneh-
men, liegt unverändert bei knapp der Hälfte. Anders als 
noch im Vorjahr haben wieder vermehrt Firmen aus dem 
industriellen Sektor und dem Bergbau mit den negativen 
Folgen unzureichender Breitbandverbindungen zu kämp-
fen (51 Prozent). Dabei liegt sowohl das verarbeitende 
Gewerbe im Allgemeinen als auch die Metall- und Elektro- 
industrie im Speziellen leicht über dem Durchschnitt aller 
bayerischen Unternehmen. 

Einige Firmen verknüpfen ihren steigenden Bandbreiten-
bedarf besonders mit eher globalen Entwicklungen wie 
der Digitalisierung, andere denken dabei schon an recht 
konkrete Anwendungsmöglichkeiten wie beispielsweise 
Big Data oder Industrie 4.0. Die meistgenannten konkre-
ten Technologien bleiben mobile Anwendungen und 
Plattformen (36 Prozent), gefolgt von Fernwartungen und 
Fernzugriffen (30 Prozent), Anwendungen zur Datenauf-
bereitung, -bereitstellung und -speicherung (29 Prozent) 
sowie Collaboration-Tools (28 Prozent). Noch ein knappes 
Viertel der Unternehmen, die von einem steigenden 
Bandbreitenbedarf ausgehen, bringen diesen mit Big Da-
ta-Analysen/Predictive Analytics in Verbindung. Datenvi-
sualisierungen und Bild- und Videodaten/Streaming sind 
für die Erwartung eines steigenden Bandbreitenbedarfs 
hingegen aus Perspektive der befragten Unternehmen 
ebenso vergleichsweise weniger wichtig wie Industrie 
4.0-Anwendungen und Echtzeitanwendungen.  

Download der Studie unter: 

 https://bit.ly/2ZF7xcL

I N D U S T R Y  L E A D I N G  S Y S T E M  S O L U T I O N  F O R  F I B R E  O P T I C  C O M M U N I C A T I O N S

Hexatronic entwickelt, fertigt, vermarktet 
und liefert qualitativ hochwertige Lösungen
für glasfaserbasierte Netzwerke.

Durch unsere standardisierten Prozesse 
und einmaligen Produktlösungen können 
wir unseren Kunden eine sichere Projekt-
umsetzung garantieren.

Alles aus einer Hand

https://bit.ly/2ZF7xcL
https://bit.ly/2ZF7xcL
http://www.hexatronic.com
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Wie wichtig und wie richtig der schrittweise Breitbandaus-
bau war, hat die Corona-Krise leider in dramatischer, aber 
dennoch aus dieser Betrachtung hervorragender Weise be-
wiesen: Reine Glasfaseranschlüsse (FTTH) 
für Wenige oder aktuell vollkommend aus-
reichende kombinierte Glasfaser- und Kup- 
feranschlüsse (FTTC) in extrem kurzer Zeit 
für nahezu 100 Prozent. 

 Innerhalb von nur ca. fünf Jahren 
konnte sich das Bundesland Bayern im 
bundesweiten Vergleich bei der Breit-
bandversorgung von einem der hinteren 
Plätze in die Spitzengruppe katapultieren. 
Das konnte nur gelingen, weil es die strate-
gische Entscheidung der Deutschen Tele-
kom war, den Glasfaserausbau in zwei 
Schritten zu bewältigen. Wir investieren allein so viel, wie 
die ganze Branche zusammen und haben den FTTC-Ausbau 
in Bayern vor allem im ländlichen Raum vorangetrieben. 
Eine zweite gute Entscheidung war es, dass die bayerische 

Staatsregierung viel Geld für die Förderung unwirtschaftli-
cher Ausbaugebiete bereitgestellt hat. Und diese Kombina- 
tion gab es nur in Bayern. Da wir unsere Investitionen zusätz-

lich auch noch mit entsprechenden Soft- 
und Hardwarehüben (Vectoring, Super 
Vectoring) getuned haben, konnten wir mit 
dieser Investition ohne Zusatzaufwand für 
die Gemeinden die Bandbreiten noch-
mals mehr als verdoppeln. Letztendlich 
haben wir einen „Volkswagen“ für alle ge-
baut, diesen dann noch getuned und jetzt 
fahren wir die Produktion für den „Sportwa-
gen“ hoch. 
       Ich bin schon immer davon überzeugt 
gewesen, dass man diesen riesigen „Infra-
struktur-Elefanten“ nur in Schritten ver-
dauen kann. 

        Und so treffen jetzt erneut zwei strategische Ent-
scheidungen für die zweite Phase aufeinander. Wir planen 
bis 2030 einen umfassenden FTTH-Ausbau und nehmen 
jetzt eine noch größere Investition in Angriff. Dafür wün-

JOSEF SCHERL |  TELEKOM DEUTSCHLAND GMBH 

Telekom Deutschland setzt auf intensive 
Zusammenarbeit mit Kommunen
Umfassender FTTH-Ausbau bis 2030 geplant

Josef Scherl       
Bild: Telekom Deutschland GmbH

Mehr Infos unter www.telekom.de/jetzt-glasfaser oder kostenlos unter 0800 22 66100

* Aktion gilt bei Beauftragung bis 30.06.2021 für Breitband-Neukunden, die in den letzten 3 Monaten keinen Breitbandanschluss bei der Telekom hatten. MagentaZuhause XL 
kostet in den ersten 6 Monaten 19,95 €/Monat, danach 54,95 €/Monat. Bei Buchung von MagentaZuhause XL erfolgt eine Router-Gutschrift i. H. v. 80 € bei Miete eines  Routers 
(Endgeräte-Service-Paket ab 5,95 €/Monat) auf einer der nächsten Telekom Rechnungen nach Bereitstellung des Tarifs. Eine Barauszahlung ist nicht möglich. Hardware zzgl. 
Versandkosten in Höhe von 6,95 €. Einmaliger Bereitstellungspreis für neuen Telefonanschluss 69,95 €. Mindestvertragslaufzeit für MagentaZuhause 24 Monate, Router  
12 Monate. Für die Bereitstellung eines MagentaZuhause Fiber Tarifs ist ein Glasfaser-Hausanschluss erforderlich. Sofern noch nicht vorhanden, wird dieser kostenfrei neu 
verlegt, vorausgesetzt, die Anschlussadresse für den Tarif ist mit der Adresse des mit Glasfaser anzuschließenden Gebäudes identisch. Die Bereitstellung erfolgt, wenn Haus-
eigentümer/Hausverwaltung dem Ausbau nicht widersprechen und das Auskundungsprotokoll (Vor-Ort-Termin) den Ausbau bestätigt. Das geplante Ausbaugebiet kann nach 
Auswahl Ihres Wohnorts der Internetseite www.telekom.de/jetzt-glasfaser entnommen werden.
Ein Angebot von: Telekom Deutschland GmbH, Landgrabenweg 151, 53227 Bonn.

NETZTEST

Glasfaser bis in Ihr Zuhause – ab 19,95 €* mtl.  
in den ersten 6 Monaten

http://www.telekom.de/jetzt-glasfaser
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schen wir uns weiterhin eine enge Zusammen-  arbeit 
mit den Kommunen. Dort, wo kein Netzbetreiber wirt-
schaftlich kalkulieren kann, steht das neue Gigabit-Förder-
programm des Freistaates zur Verfügung. Gespannt bin ich 
auf jeden Fall, wie viele Kunden sich dann tatsächlich für 
unseren „Sportwagen“ entscheiden. Haben will ihn mit Si-
cherheit jeder, nur ob ihn tatsächlich jeder braucht und da-
für bereit ist, etwas mehr Geld zu bezahlen, bleibt die 
spannende Frage.
 Unseren Anspruch haben wir als größter Telekommuni-
kationskonzern in Europa und mit Abstand größter Investor 
in moderne Infrastrukturen in Deutschland mit einem klaren 
Ziel formuliert: „We won´t stop, until everyone is connec-
ted“. Wir werden uns also erst zufriedengeben, bis jeder mit 
einem schnellen Anschluss #DABEI sein kann.
Wir setzen hierzu modernste Planungsinstrumente, Big Data 
Analysen, künstliche Intelligenz, sowie modernste sog. 
T-Cars zur Erfassung der Oberflächen ein, um optimierte Pla-
nungsergebnisse und hochqualitative Antragsunterlagen für 
die Wege- und Standortsicherung zu erzeugen.
 Um möglichst schnell und kostengünstig beim Ausbau 
voranzukommen, benötigen wir aber auch weiterhin die Un-
terstützung aller Genehmigungsbehörden, sowie die Bereit-
schaft moderne Verlegungstechniken einzusetzen. Es ist aus 
meiner Sicht nicht akzeptabel, möglichst schnell und kosten-
günstig an jeder Adresse Glasfaseranschlüsse zu fordern, 
aber gleichzeitig mit immer mehr Auflagen oder Verboten 
diesen Ausbau quasi zu verhindern oder wesentlich zu ver-
zögern und zu verteuern.
 Wenn wir über den Breitbandausbau sprechen, müssen 
wir parallel auch über Mobilfunk reden. Mobilfunk und die 
neuen 5G-Netze sind nicht nur ein zweites Breitbandnetz, das 
im Bedarfsfall als Back Up für jeden Festnetzanschluss genutzt 
werden kann, sondern sie haben in den letzten Jahren extrem 
viele Innovationen ermöglicht. Mobilfunk rettet nicht nur täg-
lich Leben, Mobilfunk ist die Voraussetzung, um im weltwei-
ten Wettbewerb noch mithalten zu können. Wir brauchen die 
Innovationen, wir brauchen die Effizienzen für unsere Wirt-
schaft, wir brauchen die Chancen, um intelligente Steue-
rungssysteme z.B. für die Verkehrssteuerung und damit für 
den Umweltschutz zu entwickeln. Der neuen Mobilfunkgene-
ration sprechen Experten einen ähnlich disruptiven Faktor, 
wie der Erfindung der Dampfmaschine und der damit verbun-
denen Industrialisierung zu. Wenn Deutschland seinen Wohl-
stand sichern möchte – und da rede ich noch nicht mal vom 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vergrößern – dann müssen wir schnell und unkonventionell  
diese Technik ausrollen und weiße Flecken schließen. Nur hier 
ist der Widerspruch noch viel ausgeprägter. Irgendwie be-
schweren sich alle hinsichtlich einer schlechten Mobilfunk-
versorgung im Land – der ich aus Sicht unserer eigenen Netze 
nicht zu 100 Prozent zustimmen möchte – trotzdem würden 
wir gerne die weißen Flecken schnell schließen und die Per-
formance durch weitere Standorte verbessern. Gleichzeitig 
wird der Neubau von Mobilfunkstandorten reihenweise ver-
hindert oder extrem verzögert.
 Es ist nämlich ganz und gar nicht so, dass wir nicht bau-
en wollen, sondern ziemlich simpel der Tatsache geschul-
det, dass Neubauten mit immer größeren Anstrengungen 
von Seiten der Bürger, teilweise leider auch der Unterneh-
mer, Gemeinden und Landratsämter verhindert werden. 
Wenn wir hier nicht einfacher, schneller und pragmatischer 
mit dem Thema Mobilfunk umgehen, dann hilft es auch 
nichts, wenn jeden Tag über weiße Flecken in den Medien 
berichtet und lamentiert wird, andererseits dieselben 
Menschen gegen neue Mobilfunkmasten Sturm laufen, 
oder die Mobilfunkbefürworter sich nicht genauso organi-
sieren und sich für neue Sendeanlagen ins Zeug legen. 
Ohne geeignete Grundstücke und Gebäude, die man den 
Netzbetreibern vermietet, wird kein einziger neuer Anten-
nenträger gebaut werden können. Darüber sollte man mal 
nachdenken. 

       
Bild: Telekom Deutschland GmbH

…wir produzieren in Erfurt 
für schnelles Internet in Deutschland!

Komplettlösungen für Ihren Breitbandausbau 

Emtelle GmbH
An der Flurscheide 20 - 99098 Erfurt 

info-de@emtelle.com    +49 (0) 361 654330

www.emtelle.de 

http://www.emtelle.com
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Die aktuelle Ausnahmesituation stellt Bayern, Deutsch-
land und die gesamte Welt vor großen Herausforderun-
gen. Auf viele dieser Herausforderungen wurde mit 
digitalen Lösungen geantwortet: Homeoffice und Home-
schooling – aber auch Streaming von Filmen, Musik und 
Online-Gaming in der Freizeit gehören heute zur neuen 
Normalität zuhause. Das Leben hat sich in die Online-Welt 
verlagert. Eine Folge dieses digitalen Lebensalltags ist der 
enorme Anstieg des Bandbreitenbedarfs. In diesen Tagen 
herrscht eine nie dagewesene Nachfrage nach schnellen 
und stabilen Internetanschlüssen. Dass reine FTTH-Glasfa-
seranschlüsse („Fiber To The Home“ – Glasfaser bis ins 
Haus) die einzig zukunftssichere Internetanbindung sind, 
die langfristig diesen Bedarf decken können, steht mittler-
weile in der Politik außer Frage. 

Nun gilt es auch in Bayern einen Glasfaseranschluss in je-
des Haus zu bringen – möglichst flächendeckend, schnell 
und zu einem fairen Preis. Deutsche Glasfaser sieht sich 
als Partner der bayerischen Kommunen und hat die nöti-
gen Mittel und das Know-how, um Glasfasernetze im gro-
ßen Stil gerade in ländlichen Regionen des Landes 
auszurollen. Insgesamt wird der Netzanbieter aus Borken 
(NRW) bis zum Ende diesen Jahres in Bayern über 100.000 
Glasfaseranschlüsse privatwirtschaftlich realisiert haben. 
Zusätzlich engagiert sich das Unternehmen aktuell in Pro-
jekten im Umfang von 250.000 Glasfaseranschlüssen und 
plant weitere Projekte, die über eine halbe Millionen An-
schlüsse umfassen – und das ist nur der Anfang. Trotz der 
privaten Investitions- und Ausbaustärke funktioniert Digi-
talisierung jedoch nicht im Alleingang. 

Um Privathaushalte und Unternehmen möglichst flächen-
deckend den Zugang zur Gigabit-Internet-Welt zu ermögli-

chen, arbeitet Deutsche Glasfaser sowohl mit der Politik 
als auch mit der Wirtschaft zusammen. „Die Privatwirt-
schaft ist der Treiber des Glasfaserausbaus in Deutsch-
land, aber wir brauchen für eine flächendeckende 
Versorgung die Hilfe des Staates“, sagt Peter Reisinger von 
Deutsche Glasfaser, zuständig für kommunale Kooperatio-
nen in Bayern. „Effektiver und effizienter Glasfaserausbau 
in einer Kommune funktioniert am besten, wenn wir im 
ersten Schritt privatwirtschaftlich das Netz ausrollen und 
im Anschluss – im Rahmen des staatlich geförderten Netz- 
ausbaus – die Netzlücken schließen. Damit versorgen wir 
zum einen schnell die Haushalte in den Kernortschaften 
und verkleinern zum anderen insgesamt das Förderge-
biet. So sorgen wir gemeinsam für Flächendeckung und 
schonen die Kassen der Kommunen, denn sie müssen bei 
jedem Förderprojekt einen nicht unerheblichen Eigenan-
teil beisteuern.“ 

Neben der Kooperation mit der Politik im Rahmen von 
Förderprojekten schließt Deutsche Glasfaser langfristig 
angelegte, sogenannte Open-Access-Partnerschaften mit 
Wettbewerbern – wie jüngst mit dem Anbieter M-net. 
Diese Art der Partnerschaft bündelt Kräfte, verhindert den 
unwirtschaftlichen doppelten Netzausbau in einem Ort 
und bietet den Kunden von Anfang an mehr Produktaus-
wahl auf einem Netz. So planen M-net und Deutsche Glas-
faser in den kommenden zwei Jahren den Ausbau von 
rund 60.000 reinen Glasfaseranschlüssen in Bayerisch- 
Schwaben und dem Münchner Westen. Die Zusammenar-
beit von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft bei der Digita-
lisierung des Landes ist das Gebot der Stunde – denn gerade 
die derzeitige Krisenzeit offenbart, wie wichtig heutzutage 
die flächendeckende Verfügbarkeit kritischer digitaler  
Infrastrukturen ist – und zwar für alle gemeinsam. 

P A R T N E R S E I T E

C O R O N A  S P E Z I A L

DEUTSCHE GLASFASER HOLDING GMBH

Glaserfaser für Bayern 
D I G I T A L I S I E R U N G  F U N K T I O N I E R T  N I C H T  I M  A L L E I N G A N G

Peter Reisinger          Bilder: Deutsche Glasfaser Holding GmbH
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Die GVG-Gruppe ist Experte für sichere zukunftsorien-
tierte Breitbandversorgung auf der Basis von Glasfaser-
technologie bis ins Gebäude (FTTH). Gemeinsam mit 
Kommunen werden Lösungen geschaffen, die Regionen 
mit einer neuen und kupferfreien Telekommunikations-
infrastruktur zu versorgen. Eine solche Infrastruktur 
erhöht die Attraktivität von Städten und Gemeinden 
sowohl als Wirtschaftsstandort als auch als Wohnraum 
deutlich. Der Glasfaser-Experte agiert zum einen in för-
derfähigen bislang unterversorgten Gebieten (weiße 
Flecken) und zum anderen auch in Regionen, die be-
reits auf Bandbreiten von mind. 30 Mbit/s zurückgrei-
fen können (schwarze Flecken).

Die Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger sowie an-
sässigen Unternehmen nach bester digitaler Versor-
gung – vor allem in ländlichen Gebieten – sind so groß 
wie nie zuvor. „Bei dem stetig wachsenden Bedarf nach 
hochleistungsfähigem Internet stoßen die alten Kup-
ferkabel bereits heute vielerorts an ihre Grenzen“, so 
GVG-Gebietsleiter Martin Schwenke. „Mit Glasfaser-
netzen, die den Kunden den Glasfaseranschluss direkt 
ins Gebäude bringen, ist die Breitbandversorgung  
für die nächsten Jahrzehnte gesichert und auf dem bes-
ten Stand.“

Eine hochleistungsfähige Glasfaser-Infrastruktur ist maß-
gebend für optimal vernetze Haushalte und Unterneh-
men in Gemeinden. Je nach Wünschen und Möglichkeiten 
bietet die GVG den Gemeinden und Kooperationspart-

nern alle Schritte von der Netzplanung über die Vermark-
tung bis hin zum Betrieb und Kundensupport. Dabei 
fungiert das Unternehmen sowohl als Unterstützer bei 
der Umsetzung von Fördermitteln in den weißen Fle-
cken, als späterer Betreiber oder auch als Netzbauer in 
schwarzen Flecken mit eigenwirtschaftlichen Mitteln.

Mehr Infos auf gvg-glasfaser.de

Als Top-Vermarkter in Norddeutschland bringt die GVG 
die Erfahrung und die Energie mit, die auch Gemeinden 
für den Breitbandausbau in Bayern benötigen. Mit der 
Marke nordischnet versorgt die GVG bereits knapp 
70.000 Kunden in 160 Kommunen in Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen. In Bayern tritt das Unternehmen 
nun mit der neuen und frischen Marke teranet auf. Unter 
dem Slogan „Andere sind connected, wir fühlen uns ver-
bunden“ stellen sich die Produkte dieser neuen Marke 
voll und ganz auf die Bedürfnisse der Kunden ein – sei es 
das All-inklusive-Leistungspaket mit Internet, Festnetz 
und TV für die ganze Familie oder die smarte Internet- 
Businesslösung für Unternehmen. Die Beratung kommt 
dafür nicht aus der Ferne, sondern die GVG setzt voll auf 
eine regionale Vernetzung – die Berater sind direkt vor 
Ort. „Persönliche Gespräche sind bei einem beratungsin-
tensiven Thema wie der Schaffung einer komplett neuen 
Telekommunikationsinfrastruktur enorm wichtig“, führt 
Schwenke weiter aus. 

Mehr Infos auf teranet.de

P A R T N E R S E I T E

C O R O N A  S P E Z I A L

GVG GLASFASER GMBH

Starker Partner für Kommunen
D I E  U N T E R N E H M E N S G R U P P E  G V G  G L A S F A S E R  P L A N T,  B A U T  U N D 

B E T R E I B T  G L A S F A S E R N E T Z E .  D A B E I  V E R F O L G T  S I E  D A S  Z I E L  E I N E 
M Ö G L I C H S T  F L Ä C H E N D E C K E N D E  V E R S O R G U N G  I N  D E N  R E G I O N E N  Z U 
E R R E I C H E N .  A U C H  I N  B A Y E R N  W I L L  D A S  U N T E R N E H M E N  N U N  D I E S E 

Z U K U N F T S W E I S E N D E  I N F R A S T R U K T U R  V E R W I R K L I C H E N .

http://www.gvg-glasfaser.de
http://www.teranet.de
http://gvg-glasfaser.de
http://teranet.de
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Rolf-Peter Scharfe ist bei Vodafone Deutschland schon seit 
vielen Jahren für die Anbahnung von Netzinfrastruktur-Pro-
jekten verantwortlich. Bis heute hat er eine Vielzahl von Gi-
gabit Projekten federführend begleitet. Dabei spielte der 
Freistaat eine bedeutende Rolle – denn hier hat Vodafone in 
zahlreichen eigenwirtschaftlichen und geförderten Projek-
ten gezeigt, wie Gigabit-Ausbau technologieübergreifend 
funktioniert. Heute verfügt Bayern dank Glasfaser und Kabel 
über 3,2 Millionen Gigabit-fähige Internet-Anschlüsse.

 Die durchschnittliche Steigerung des Datenverbrauchs 
beträgt weltweit etwa 27 Prozent im Jahr – das ist ein enor-
mer Zuwachs. Um diese Datenmengen zuverlässig trans-
portieren zu können, benötigen wir starke Netze. Vodafone 
macht in Bayern vor, wie mit modernstem Technologie-Mix 
eine Gigabit-Gesellschaft entstehen kann. Durch die Kombi-
nation von Mobilfunk mit 4G|LTE und 5G, Kabel und Glasfa-
ser bringen wir die Bevölkerung in Bayern auch in diesen 
herausfordernden Zeiten näher zusammen und schaffen 
die Grundlage für die Digitalisierung des Bundeslandes.

MOBILFUNK – MIT HIGHSPEED DURCH DIE LUFT
Hier nimmt Bayern eine Vorreiterrolle ein – denn schon 
heute sind 98,3 Prozent der Bevölkerung bereits mit 4G|LTE 
und Geschwindigkeiten von bis zu einem Gigabit pro Sekun-
de versorgt. Das reicht noch nicht aus. Vodafone hat mit 
einem eigenen rund 72 Millionen Euro schweren Netzaus-
bauprogramm im Jahr 2020 insgesamt 1.475 LTE- und 250 
5G-Maßnahmen realisiert. Bereits über 99 Prozent aller 
Gespräche an den 2.500 bayerischen Autobahnkilometern 
sind von Anfang bis Ende störungsfrei. Für ein noch besse-
res Netz an den Verkehrsachsen sind in diesem Jahr weitere 
71 Maßnahmen geplant.
 Und auch bei 5G leistet Vodafone in der Telekommuni-

kationsbranche Pionierarbeit. Bereits zu Beginn des Ausbaus 
konnten wir mit 180 5G-Antennen in München die größte 
Metropole Bayerns in das digitale Zeitalter bringen. Auch für 
2021 werden wir den Ausbau weiter vorantreiben, um noch 
mehr Menschen über den neuen Mobilfunkstandard zu ver-
netzen. Schon heute sind es deutschlandweit 20 Millionen, 
bis Ende des Jahres werden es sogar 30 Millionen Bürgerin-
nen und Bürger sein.

KABEL UND GLASFASER – DIE PERFEKTE KOMBINATION 
FÜR DIE GIGABIT-VERSORGUNG DEUTSCHLANDS
Unser Kabel-Glasfasernetz ist enorm leistungsstark und da-
mit sehr zukunftssicher. Denn in diesem Netz vereinen wir 
Technologien wie Glasfaser und Koaxialkabel. Schon heute 
können 3,2 Millionen Haushalte in Bayern Gigabit-schnelle 
Anschlüsse buchen.
 Dort, wo wir unsere Kunden nicht mit Kabel versorgen 
können, bauen wir Glasfaser aus. So konnten wir im letzten 
Jahr 30.000 Haushalte und 5.000 Unternehmen mit eige-
nen Glasfaser-Anbindungen ausstatten. Ein schönes Bei-
spiel für ein solches Projekt ist der Landkreis Cham. Hier 
wird im Rahmen eines geförderten Betreibermodells ein 
ambitioniertes Netzinfrastrukturprojekt umgesetzt und in 
der ersten Stufe rund 12.000 Haushalte und Unternehmen, 
die bisher unterversorgt waren, mit Glasfaser angebunden. 
Und auch in Icking und Altfraunhofen konnten wir zeigen, 
wie erfolgreich Betreibermodelle sein können, wenn Kom-
munen und Privatwirtschaft beim geförderten Ausbau eng 
zusammenarbeiten. 
 Als aktiver und kompetenter Partner der Kommunen 
werden wir im kommenden Jahr über die Teilnahme an ge-
förderten Ausbauprojekten im Rahmen der Gigabitförde-
rung hinaus auch den privatwirtschaftlichen Glasfaserausbau 
in Bayern weiter vorantreiben. 

CCM ONE® Spleissmuffe
PRO & COMPACT

connectcom.de/spleissmuffe

Entwickelt für höchste Anforderungen:
Montagefreundlich und dauerhaft dicht

ROLF-PETER SCHARFE |  VODAFONE DEUTSCHLAND GMBH

Gigabit für Bayern 
Über den Breitbandausbau im Freistaat

http://www.connectcom.de/spleissmuffe
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Der Glasfaseranschluss in einem Gebäude war bislang mit 
einem hohen organisatorischen und personellen Aufwand 
verbunden. Effizienter geht es mit der neuen Einblasbox 
RAUSPEED EasyConnect. Mit dieser Technik erfolgt die Ver-
legung der Glasfaser zukünftig an nur einem Tag – mit nur 
einem Monteur. Diese Ein-Schritt-Montage bedeutet bis zu 
35 Prozent Zeitersparnis.

 Schnelles Internet soll so selbstverständlich sein wie 
Strom aus der Steckdose oder Wasser aus der Leitung. „Fi-
bre to the Home“ (FTTH) lautet die Parole und meint damit 
die Verlegung der Glasfaser bis in die einzelnen Wohnun-
gen. Dafür braucht jedes Gebäude einen Anschluss für das 
Mikrorohr, in dem später die Glasfaser verläuft.  

RESSOURCEN EFFIZIENT EINSETZEN
Bislang ist das Einblasen der Glasfaser in das fertig ver-
baute MKR-System mehr eine organisatorische als techni-
sche Herausforderung, denn es braucht zwei Termine mit 
dem Hausbesitzer und zwei Monteure vor Ort. Beim ers-
ten Termin wird die Hauswand durchbohrt und die Haus-
einführung gesetzt. Beim zweiten die Glasfaser per 
Druckluft in das Mikrorohr eingeblasen und abgedichtet. 
Ein Monteur bedient dabei das Einblasgerät, der zweite 
nimmt das eingeblasene Kabel im Haus entgegen. Auch 
muss das Montageteam häufig mehrfach anreisen und 
mit Wartezeiten rechnen, da die anzuschließenden Haus-
halte nicht alle zur selben Zeit Zugang zum Haus gewäh-
ren können und sich die Termine beim Gebäudewechsel 
nicht immer nahtlos aneinanderreihen lassen. Rechnet 
man diesen Aufwand für ein komplettes Ausbaugebiet 
hoch, wird die Verschwendung von planerischen und per-
sonellen Ressourcen deutlich.

SCHNELLER ZUR GLASFASER
Aber es geht auch anders. Mit der neuen Einblasbox 
RAUSPEED EasyConnect von REHAU lassen sich Gebäude 
mit Glasfaserkabel endlich effizienter erschließen. Denn be-
reits während der Mikrorohrverlegung an der Straße, wel-
che bis zu zwei Wochen dauert, wird der Hausanschluss 
gelegt und die Einblasbox am Ende des Mikrorohres im Kel-
ler montiert. Nach der Montage ist kein weiterer Zugang 
zum Haus nötig. Der Einbläser kann sich später vom Kabel-
verzweiger aus um das komplette Ausbaugebiet kümmern 
– hier werden in der Regel rund hundert Haushalte ange- 
schlossen – die Glasfaser läuft bis in die Einblasbox und wird 
dort sicher abgebremst. 
 Nach einer ersten Einschätzung REHAUs, auf Basis von 
bereits durchgeführten Pilot-Projekten, werden bei dieser 
Methode im Vergleich zur konventionellen Vorgehensweise 
die Kosten um mehr als die Hälfte reduziert.
 Das Thema Glasfaserausbau ist ein weites Feld. Deswe-
gen bietet REHAU zusätzlichen Service auf mehreren Ebe-
nen an. Speziell Planer werden mit detaillierten Ausschrei- 
bungstexten zu allen Lösungen und auf Wunsch auch bei der 
Planung unterstützt. Damit später auf der Baustelle der Er-
steinbau des REHAU Systems reibungslos klappt, führt der 
Hersteller bei Bedarf Produkteinweisungen durch. Kommu-
nen, Gemeinden und Zweckverbände können sich zum The-
ma Fördermittel beraten lassen. 
Weitere Informationen finden Sie unter: 
www.rehau.de/easyconnect

REHAU AG + CO.

RAUSPEED EasyConnect
Gebäude effizient mit Glasfaser erschließen

Einblasbox RAUSPEED EasyConnect 
Bild: REHAU AG + Co.    

Alle reden.
Über Digitalisierung, über Breitband, über smarte Cities, über die Zukunft, über ...

Wir machen.
Und kümmern uns um den Glasfaserausbau. Auch in Ihrer Region.

deutsche-glasfaser.de/kommunen

Echte FTTH-Glasfaser.
Für die Zukunftssicherheit unserer Kommunen.

Jetzt informieren!

http://www.rehau.de/easyconnect
http://www.deutsche-glasfaser/kommunen
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„Es ist leichter Probleme zu lösen als, mit ihnen zu leben.“ 
Diesem Motto Albert Einsteins folgend, hat Connect Com 
mit den CCM ONE Spleißmuffen PRO und COMPACT eine 
neue Generation Glasfasermuffen entwickelt, die den Anfor-
derungen an flexible und nachhaltige Systemlösungen für 
den Breitbandnetzausbau nachkommen. Herzstück der CCM 
ONE Spleißmuffe sind die patentierten Systeme dynaloX Ka-
beleinführung und Xtight Dichtelement, die dafür sorgen, 
daß Verbindungen dauerhaft dicht und wartungsfrei sind.

 „Unsere Vision für ONE während der Entwicklung war, 
unseren Kunden ein erstklassiges und ausgereiftes Muf-
fen-System anzubieten – robust, langlebig, sicher. CCM ONE 
besticht durch maximale Flexibilität, einfaches Handling und 
– dank dem patentierten Kalt-Dichtsystem dynaloX – durch 
absolute Dichtheit.“, erklärt Jörg Frei, Inhaber Connect Com.

CCM ONE®: ENTWICKELT FÜR HÖCHSTE ANFORDERUNGEN
CCM ONE passt sich der Netzanforderung flexibel an – so-
wohl an die geforderte Faserzahl als auch an das zum Einsatz 
kommende Kabel. Das patentierte Kalt-Dichtsystem, beste-
hend aus der dynaloX Kabeleinführung mit dem integrierten 
Dichtelement Xtight, schützt die Glasfasern im Inneren der 
IP68-dichten Muffe gegen äußere Einflüsse. Egal ob Micro-, 
Mini-, Standard- oder Sonderkabel - die spezielle, patentier-
te X-Kontur des Dichtelements Xtight umschließt LWL-Kabel 
und Mikroröhrchen von 2 bis 20 mm sicher. So wird das Ka-
bel bereits nach dem Einziehen in der Kabeleinführung posi-
tioniert und kann nicht aus der Dichtung herausrutschen. 
Das patentierte Federdruck-System der dynaloX Kabelein-
führung sorgt für eine permanente Vorspannung des Dicht-
systems und ist dadurch auch bei extremen Temperatur- 
schwankungen dauerhaft dicht und wartungsfrei. Das pa-
tentierte Kalt-Dichtsystem garantiert zudem auch eine zu-
verlässige und permanente Abdichtung zwischen der 
Kabeleinführung und dem Einlaßport im Muffenboden. 
CCM ONE bietet Installateuren und Netzbetreibern, die ge-
wünschte Investitions- und Zukunftssicherheit ihrer Netze, 
da je nach Bedarf weitere Glasfaserverbindungen eingeführt 
werden können, die über Jahrzehnte vor Umwelteinflüssen 
geschützt sind.
 Die CCM ONE Spleißmuffe kann je nach Anforderung 
und Bausituation im Freien, im Erdreich, im Schacht oder am 
Mast installiert werden. Die Installation der Muffe ist intui-
tiv, selbsterklärend und ohne Spezialwerkzeug zu bewerk-
stelligen. Auch im laufenden Betrieb können Glasfasern-/
Kabel ohne Netzausfälle angeschlossen werden. 
 Entworfen in der Schweiz – hergestellt in Deutschland. 
Von der Entwicklung über die Produktion bis zur Qualitäts-
prüfung - wir haben die gesamte Wertschöpfungskette im 
Griff. Regionale, langjährige Lieferanten produzieren für uns 
die Bauteile, welche inhouse mit größter Sorgfalt zusammen-
gesetzt, montiert und abschließend geprüft werden. 

Weitere Informationen: 
www.connectcom.de/spleissmuffe 

ANGEBOTEN WIRD DIE CCM ONE SPLEISSMUFFE 
ZUNÄCHST IN ZWEI GRÖSSENVARIANTEN: 

Spleißmuffe CCM ONE COMPACT für max. 432 Spleiße 
und 1 Loop Kabeleinführung sowie 6 dynaloX oval  

Kabeleinführungen Spleißmuffe CCM ONE PRO für 
max. 864 Spleiße und 2 Loop Kabeleinführungen 
sowie 8 dynaloX oval Kabeleinführungen

Die Ablage der Glasfaserverbindungen wird durch die 
bewährten CCM CARO Spleißkassetten mit einem optima-
len, schonenden Biegeradius von 30 mm gewährleistet.

CONNECT COM GMBH

Montagefreundlich und dauerhaft dicht
Connect Com bringt mit CCM ONE® neue Glasfaserspleißmuffen für FTTx Netze auf den Markt 

CCM ONE® Spleißmuffen PRO 
und COMPACT sowie dynaloX® 
Kabeleinführungen      
Bild: Connect Com AG

http://www.hfc-broadbandsolutions.com
http://www.connectcom.de/spleissmuffe
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8. BAYERISCHES 
BREITBAND
FORUM

www.bayerisches-breitbandforum.de
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Losebla� sammlung 

Kommunaler Breitbandausbau 
in Deutschland
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n 

 und bes
tellen

atene KOM GmbH
breitband@atenekom.eu
Tel. 030 22 183-1513

Immer aktuell 
durch regelmäßige 
Aktualisierungen 
und Ergänzungs-

lieferungen!

Umfangreiche Themensammlung zum Breitbandausbau 
für Kommunen, TK-Unternehmen und Berater

Expertenwissen, Vorlagen und Checklisten 
auf über 450 Seiten!
• Grundlagen
• Rechtliche und regulatorische Rahmenbedingungen
• Geschä� s- und Trägermodelle
• Finanzierung und Förderung 
• Technische Grundlagen und Planung
• Verlegemethoden
• Leerrohre
• Vorlagen und Checklisten

www.atenekom.eu

T E R M I N H I N W E I S
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Die Fachveranstaltungen der Bayerischen GemeindeZeitung:

www.GemeindeZeitung.de

WEITERE INFORMATIONEN GESUCHT? 

AUF WWW.GEMEINDEZEITUNG.DE/ABC WARTET EIN ABC DES KOMMUNALEN BREITBANDAUSBAUS AUF SIE! 

SIE WOLLEN RECHTZEITIG ZUM 8. BAYERISCHEN BREITBANDFORUM – DIE DIGITALE KOMMUNE – EINGELADEN WERDEN? 

DANN ABONNIEREN SIE DEN KOSTENFREIEN NEWSLETTER DER BAYERISCHEN GEMEINDEZEITUNG UNTER: 

WWW.GEMEINDEZEITUNG.DE/NEWSLETTER 

WIR SEHEN UNS IN GUNZENHAUSEN!

ABC DES KOMMUNALEN BREITBANDAUSBAUS

https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/
https://www.bayerisches-wasserkraftforum.de/
https://www.bayerisches-energieforum.de/
https://www.bayerisches-breitbandforum.de/
http://www.GemeindeZeitung.de
http://www.gemeindezeitung.de/ABC
http://www.gemeindezeitung.de/newsletter

